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Artikel 1

Das Hessische Pressegesetz in der Fas-
sung vom 12. Dezem ber 2003 (GVBl. 2004
I S. 2), geändert durch Gesetz vom 
14. Dezember 2005 (GVBl. I S. 838), wird
wie folgt geän dert:

1. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Der Verleger eines periodi-
schen Druckwerks muss in regel-
mäßigen Zeitabständen im Impres-
sum des Druckwerks Art und Um-
fang der Inhaber- und Beteiligungs-
verhältnisse seines Verlags offen le -
gen. Die Bekanntgabe erfolgt

1. bei Tageszeitungen in der ersten
Ausgabe je des Kalenderviertel-
jahres,

2. bei anderen periodischen Druck-
werken in der ersten Ausgabe
jedes Kalenderjahres. 

Änderungen der Inhaber- und Be-
teiligungsverhält nisse sind unver-
züglich im Impressum bekannt zu
machen.“

b) Als neue Abs. 3 bis 6 werden einge-
fügt:

„(3) Bei der Offenlegung nach
Abs. 2 sind mindes tens anzugeben:

1. Vorname, Name und Wohnort

a) bei Einzelkaufleuten des In-
habers,

b) bei offenen Handelsgesell-
schaften der jenigen Gesell-
schafter, deren Ka pitalanteil
mindestens 5 vom Hundert
beträgt oder die mindestens 5
vom Hundert der Stimmrech-
te halten,

c) bei Kommanditgesellschaften
der per sönlich haftenden Ge-
sellschafter und der Komman-
ditisten, deren Ka pitalanteil
mindestens 5 vom Hundert
beträgt oder die mindestens 5
vom Hundert der Stimmrech-
te halten,

d) bei Aktiengesellschaften der-
jenigen Aktionäre, die min-
destens 5 vom Hundert des
Kapitals oder der Stimmrech-
te halten, sowie der Mit -
glieder des Vorstands und des
Auf sichtsrats jeweils unter
Benennung des Vorsitzenden, 

e) bei Kommanditgesellschaften
auf Ak tien der persönlich haf-

tenden Gesell schafter, der
Aktionäre, die mindes tens 5
vom Hundert des Kapitals
oder der Stimmrechte halten,
sowie der Mitglieder des Vor-
stands und des Aufsichtsrats
jeweils unter Benen nung des
Vorsitzenden, 

f) bei Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung derjeni-
gen Gesellschafter, die min-
destens 5 vom Hundert des
Kapitals oder der Stimmrech-
te hal ten, und der Geschäfts-
führer,

g) bei Genossenschaf ten der
Mitglieder des Vorstands und
des Aufsichtsrats jeweils un-
ter Benennung des Vorsit -
zenden,

h) bei Stiftungen der Mitglieder
des Vor stands unter Benen-
nung des Vor sitzenden,

2. der prozentuale Umfang des Ka-
pitalanteils, der Beteiligung am
Kapital und an den Stimmrech-
ten der in Nr. 1 Buchst. b bis f
genannten Gesellschafter und
Aktionäre.

Handelt es sich bei den Gesell-
schaftern, Aktionä ren oder Mitglie-
dern des Vorstands um eine juristi -
sche Person, sind Name, Rechts-
form und Sitz an zugeben.

(4) Außerdem sind bei einem Ver-
lag nach Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Buchst.
a bis g alle stillen Beteiligun gen
oder Treuhandschaften an dem Ver-
lag oder Treuhandschaften eines
Gesellschafters oder Akti onärs auf-
zuführen unter Bezeichnung der
stillen Gesellschafter und Treuge-
ber mit Vorname, Name und Wohn-
ort oder Name, Rechtsform und
Sitz. Bei einem Verlag nach Abs. 3
Satz 1 Nr. 1 Buchst. b bis g gilt dies
nur, wenn die stille Beteiligung
oder die Treuhandschaft einer Be-
teiligung mit einem Kapitalanteil
von mindestens 5 vom Hundert
oder einer Beteiligung von mindes-
tens 5 vom Hundert am Kapital
oder an den Stimmrechten ent-
spricht.

(5) Ist eine Gesellschaft oder eine
Stiftung an dem Verlag mit mindes-
tens 15 vom Hundert an dem Ka -
pital oder an den Stimmrechten be-
teiligt oder beträgt ihr Kapitalanteil
mindestens 15 vom Hundert, so
sind vom Verleger über diese die
gleichen Angaben zu machen, wie
sie in Abs. 3 für den Verlag selbst
vorgeschrieben sind.
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(6) Gesellschafter und Aktionäre
nach Abs. 3 und 4 und die am Ver-
lag beteiligte Stiftung nach Abs. 5
haben dem Verleger die zur Erfül-
lung der Offenle gungspflichten er-
forderlichen Angaben sowie jede
Änderung der Angaben unverzüg-
lich mitzuteilen. Gleiches gilt für
die Gesellschafter und Aktionäre
der an dem Verlag beteiligten Ge-
sellschaft nach Abs. 5.“

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 7.

d) Der neue Abs. 7 wird wie folgt ge-
ändert:

aa) In Satz 1 werden jeweils das
Wort „Unter nehmen“ durch
„Verlag“ und jeweils die Anga-
be „v. H.“ durch die Worte
„vom Hundert“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird jeweils die Anga-
be „v. H.“ durch die Worte
„vom Hundert“ ersetzt.

cc) In Satz 4 wird nach der Angabe
„Abs. 2“ die Angabe „Satz 1“
eingefügt.

2. In § 6 Satz 1 und 3 wird das Wort „An-
schrift“ jeweils durch „Geschäftsan-
schrift“ ersetzt.

3. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „An-
schrift“ durch „Geschäftsanschrift“
ersetzt.

b) In Abs. 3 Nr. 1 werden nach dem
Wort „Union“ die Worte „oder ei-
nes anderen Vertragsstaates des
Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschafts raum“ eingefügt.

4. In § 13 Abs. 1 Satz 2 werden nach der
Angabe „§ 131 Abs. 1“ ein Komma

eingefügt und die Angabe „und § 184
Abs. 3 und 4“ durch „§§ 184a, 184b
Abs. 1 bis 3 und § 184c Abs. 1 bis 3“
ersetzt.

5. In § 14 Abs. 1 werden vor dem Wort
„Offenlegung“ das Wort „einer“ ein-
gefügt und die Angabe „§ 5 Abs. 2
und 3“ durch „§ 5 Abs. 2 bis 5 oder 7“
ersetzt.

6. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 wird die Angabe „§ 5
Abs. 2 und 3“ durch „§ 5 Abs. 2
bis 5 oder 7“ ersetzt.

bb) Nach Nr. 1 wird als Nr. 1a ein-
gefügt:

„1a. der Mitteilungspflicht nach
§ 5 Abs. 6 zuwiderhan-
delt;“

b) In Abs. 3 Satz 1 wird nach der An-
gabe „Nr. 1“ die Angabe „und 
Nr. 1a“ eingefügt.

c) In Abs. 5 wird die Angabe „Abs. 1
Nr. 2 bis 6“ durch „Abs. 1“ ersetzt.

7. § 16 wird aufgehoben.

8. In § 18 wird die Zahl „2010“ durch
„2015“ ersetzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Abweichend hier-
von tritt Art. 1 Nr. 1, 5 und 6 am ersten
Tage des auf die Verkündung folgenden
dritten Kalendermo nats in Kraft.
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 16. Dezember 2010

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t  

R h e i n
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Artikel 11)

Änderung des 
Finanzausgleichsgesetzes

Das Finanzausgleichsgesetz in der
Fassung vom 29. Mai 2007 (GVBl. I
S. 310), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 14. Dezember 2009 (GVBl. I S. 654),
wird wie folgt geän dert:

1. Die Übersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe „§§ 37 bis 40b“ wird
durch die An gabe „§§ 37 bis 40c“
ersetzt.

b) Nach der Angabe zu § 40b wird fol-
gende Angabe eingefügt:

„Kompensationsumlage 
kreisangehöriger 
Gemeinden § 40c“

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Steuerverbundmasse ei-
nes Ausgleichsjah res besteht aus
23,0 vom Hundert der dem Land
verbleibenden Einnahmen an Ein-
kommensteuer, Körperschaftsteuer,
Umsatzsteuer und Vermö gensteuer
sowie aus 23,0 vom Hundert von
zwei Dritteln der dem Land verblei-
benden Einnahmen an Grunder-
werbsteuer.“

b) In Abs. 3 Satz 2 werden die Worte
„die den Land kreisen und kreisfrei-
en Städten aus dem Grunder -
werbsteueraufkommen nach dem
Hessischen Grunderwerbsteuerzu-
weisungsgesetz und“ gestri chen.

3. In § 6 Satz 2 wird nach den Worten
„die Beträge von der“ die Angabe
„um das Umlagesoll der Kompensati -
onsumlage kreisangehöriger Gemein-
den nach § 40c Abs. 1 bereinigten“
eingefügt.

4. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden die Worte
„und der Kom pensationsumlage
kreisangehöriger Gemeinden“ an-
gefügt.

b) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.

c) Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Die Schlüsselmasse der
kreisfreien Städte nach Abs. 1 Nr. 2
wird um 61,7068 vom Hundert und
die Landkreisschlüsselmasse nach
Abs. 1 Nr. 3 wird um 38,2932 vom
Hundert des Umlagesolls der Kom-
pensationsumlage kreisangehöriger
Ge meinden nach § 40c Abs. 1 er-
höht.“

5. In § 15 Abs. 1 wird die Angabe „§ 7
Nr. 2“ durch die Angabe „§ 7 Abs. 1
Nr. 2“ ersetzt.

6. In § 23 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe
„20. Juli 2007 (BGBl. I S. 1595)“
durch die Angabe „3. August 2010
(BGBl. I S. 1112)“ ersetzt.

7. § 23a wird wie folgt geändert:
a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Zum teilweisen Ausgleich
der Belastungen aus der Träger-
schaft für Leistungen nach § 6
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Zweiten
Buches Sozialgesetzbuch – Grund-
sicherung für Arbeitsuchende –
vom 24. Dezember 2003 (BGBl. I
S. 2955), zuletzt ge ändert durch
Gesetz vom 3. August 2010 
(BGBl. I S. 1112), führt das Land
der Finanzausgleichs masse jähr-
lich pauschal einen Betrag in Hö-
he von 100 Millionen Euro zu.“

b) Abs. 2 wird aufgehoben.
c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2

und in Satz 2 wird die Angabe
„Abs. 4“ durch die Angabe
„Abs. 3“ und die Angabe „Gesetz
vom 24. Dezem ber 2003 (BGBl. I
S. 2954)“ durch die Angabe „Ver-
ordnung vom 15. Dezember 2008
(BGBl. I S. 2486)“ ersetzt.

8. In § 25 Abs. 1 wird vor den Worten
„und des“ die An gabe „Verordnung
vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I
S. 2407),“ durch die Angabe „Gesetz
vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2258),“
ersetzt.

9. In § 31 Abs. 2 wird die Angabe „§ 60
Abs. 4“ durch die Angabe „§ 9 Abs. 4“
und die Angabe „in der Fas sung vom
18. Dezember 2002 (GVBl. 2003 I 
S. 10)“ durch die Angabe „vom 
6. Mai 2005 (GVBl. I S. 305), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 4. März
2010 (GVBl. I S. 85),“ ersetzt.

10. Dem § 40b Abs. 2 wird folgender Satz
angefügt:
„Die Zinslasten für Darlehen für
Krankenhäuser wer den dem Landes-
wohlfahrtsverband Hessen zugerech -
net, wenn das geförderte Kranken-
haus von ihm selbst, einer seiner
Tochtergesellschaften oder in seinem
Auftrag errichtet oder betrieben
wird.“

11. Nach § 40b wird als § 40c eingefügt:
„§ 40c

Kompensationsumlage 
kreisangehöriger Gemeinden

(1) Von den kreisangehörigen Ge-
meinden wird eine Kompensations-
umlage erhoben und der Finanzaus-
gleichsmasse zugeführt. Das Umlage-
soll entspricht 15,2333 vom Hundert
der im Haushaltsplan veran schlagten
Einnahmen aus der Grunderwerb-
steuer. Mehr- oder Minderbeträge,
die sich nach Ablauf des Haushalts-
jahres nach dem tatsächlichen1) Ändert GVBl. II 41-16

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Finanzausgleichsänderungsgesetz 2011

Vom 16. Dezember 2010
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Grunder werbsteueraufkommen erge-
ben, sind bei der Veran schlagung der
Umlage spätestens im übernächsten
Haushaltsjahr zu berücksichtigen.
Entsprechendes gilt für Mehr- oder
Minderbeträge, die sich aufgrund der
Rundung des Umlagehebesatzes
nach Abs. 2 Satz 3 ergeben.

(2) Das Ministerium der Finanzen
setzt die von den ein zelnen kreisan-
gehörigen Gemeinden jeweils aufzu -
bringende Kompensationsumlage
fest. Umlagegrundla gen sind:
1. die Steuerkraftmesszahlen nach 

§ 12,
2. die Gemeindeschlüsselzuweisun-

gen nach den §§ 8 bis 14.
Der Umlagehebesatz ist, gerundet auf
zwei Stellen hin ter dem Komma, so
festzusetzen, dass sich der nach 
Abs. 1 Satz 2 bis 4 ermittelte Betrag
ergibt.

(3) Die von den einzelnen kreisan-
gehörigen Gemein den jeweils aufzu-
bringende Kompensationsumlage
wird grundsätzlich mit Auszahlungen
von Leistungen aus der Finanzaus-
gleichsmasse verrechnet. Die Ver -
rechnung nach Satz 1 geht einer Ver-
rechnung nach § 40b Abs. 3 vor.“

12. § 45 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) In Nr. 1 wird die Angabe „in der

Fassung vom 28. April 1955 
(BGBl. I S. 193)“ durch die An -
gabe „in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliede rungsnummer
603-3, veröffentlichten bereinigten
Fassung“ ersetzt.

b) In Nr. 2 wird die Angabe „vom 
27. April 1955 (BGBl. I S. 189)“
durch die Angabe „in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 603-6, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung“ er setzt.

13. In § 50 Abs. 2 wird die Zahl „2011“
durch die Zahl „2016“ ersetzt.

Artikel 2
Übergangsregelung zur ermäßigten
Kreisumlage der Sonderstatusstädte
(1) Für das Ausgleichsjahr 2011 wer-

den abweichend von § 37 Abs. 2 Satz 2

des Finanzausgleichsgesetzes die
Umlage grundlagen nicht auf 56,5 vom
Hundert, sondern auf 50,0 vom Hundert
ermäßigt.

(2) Zum Ausgleich für die Aussetzung
der Erhöhung der Grundlage ihrer Kreis-
umlage im Ausgleichsjahr 2011 zahlen bis
zum 30. September 2011 die Städte (Son-
derstatusstädte)

Bad Homburg 1 622 000 Euro

Fulda 889 000 Euro

Gießen 1 222 000 Euro

Hanau 2 612 000 Euro

Marburg 2 058 000 Euro

Rüsselsheim 1 549 000 Euro

Wetzlar 1 484 000 Euro

an ihren jeweiligen Landkreis.

(3) Abweichend von § 37 Abs. 3 Satz 7
des Finanzaus gleichsgesetzes gilt für das
Ausgleichsjahr 2011 ein zweifa cher Vom-
hundertsatz.

Artikel 3

Aufhebung von Rechtsvorschriften

Aufgehoben werden

1. die Verordnung zur Durchführung des
Grunderwerbsteuerzuweisungsgeset-
zes vom 10. Oktober 1983 (GVBl. I 
S. 141)2) und

2. das Grunderwerbsteuerzuweisungsge-
setz vom 25. März 1997 (GVBl. I
S. 50)3).

Artikel 4

Ermächtigung zur 
Neubekanntmachung

Die Ministerin oder der Minister der
Finanzen wird ermäch tigt, das Finanzaus-
gleichsgesetz in der sich aus diesem Ge-
setz ergebenden Fassung in neuer Para-
grafenfolge und mit neuem Datum be-
kannt zu machen und dabei Unstimmig-
keiten des Wortlautes zu beseitigen.

Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2011
in Kraft.

2) Hebt auf GVBl. II 42-40
3) Hebt auf GVBl. II 42-45

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 16. Dezember 2010

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e r  F i n a n z e n

D r.  S c h ä f e r
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§ 1

Staatliche Anerkennung von 
Sozialarbeiterinnen und -arbeitern und
Sozialpädagoginnen und -pädagogen

(1) Die staatliche Anerkennung wird
auf Antrag durch die Hochschule erteilt,
an der die für die Anerkennung erforder-
lichen Leistungen erbracht worden sind. 

(2) Mit der staatlichen Anerkennung
wird die Bezeichnung 

„staatlich anerkannte Sozialarbeiterin“/
“staatlich anerkannter Sozialarbeiter“ 
oder 
„staatlich anerkannte Sozialpädagogin“/
“staatlich anerkannter Sozialpädagoge“

verliehen. Beide Bezeichnungen können
auch gemeinsam verliehen werden.

§ 2

Voraussetzungen der staatlichen 
Anerkennung

(1) Die staatliche Anerkennung wird
aufgrund eines Hochschulabschlusses in
einem Studiengang der sozialen Arbeit
und der Absolvierung einer Praxisphase
nach Abs. 2 erteilt, soweit im Rahmen der
Akkreditierung nach § 12 Abs. 2 des Hes-
sischen Hochschulgesetzes vom 14. De-
zember 2009 (GVBl. I S. 666) geändert
durch Gesetz vom 21. Dezember 2010
(GVBl. I S. 617) unter Einbeziehung eines
von der fachlich zuständigen obersten
Landesbehörde benannten Vertreters der
beruflichen Praxis festgestellt worden ist,
dass der Studiengang in Verbindung mit
der Praxisphase eine vertiefte Eignung
und Befähigung zu eigenverantwortlicher
Arbeit im Bereich der sozialen Arbeit und
der Sozialverwaltung vermittelt. Die Ak-
kreditierung des Qualitätssicherungssys-
tems der Hochschule nach § 12 Abs. 2
Satz 3 des Hessischen Hochschulgesetzes
ersetzt die Akkreditierung des Studien-
gangs. 

(2) Die Praxisphase, die sowohl studi-
enintegriert als auch im Anschluss an das
Studium als Berufspraktikum abgeleistet
werden kann, muss gewährleisten, dass

1. eine strukturierte, von der Hochschule
angeleitete und von der Praxisstelle
nach § 3 bewertete Praxistätigkeit in
einem einer einjährigen Vollzeittätig-
keit entsprechenden Umfang erfolgt
ist,

2. eine kritische Reflexion des in der
Hochschule und den Praxisfeldern er-
worbenen Wissens unter den Bedin-
gungen angeleiteter Praxis erfolgt,

3. ausgewiesene Kenntnisse der relevan-
ten deutschen Rechtsgebiete mit
exemplarischer Vertiefung auf Landes-
ebene nachgewiesen werden und

4. die in der Praxisphase erworbenen
Kenntnisse und Fähigkeiten in einer
Prüfung an der anleitenden Hochschu-
le nachgewiesen werden.

(3) § 16 Abs. 3 Satz 1 des Hessischen
Hochschulgesetzes ist für die von der
Hochschule im Rahmen der Praxisphasen
nach Abschluss des Studiums erbrachten
Leistungen entsprechend anzuwenden,
wenn

1. bei Beginn der Praxisphase seit der Er-
langung des berufsqualifizierenden
Hochschulabschlusses mehr als drei
Jahre vergangen sind, ohne dass ein
unabweisbarer Grund entgegenstand,
oder

2. die Praxisphase an einer Hochschule
absolviert wird, an der der berufsquali-
fizierende Hochschulabschluss nach
Abs. 1 nicht erworben wurde.

§ 3

Praxisstellen

(1) Die im Rahmen von § 2 Abs. 1
durchzuführenden Praxisphasen werden
in Praxisstellen durchgeführt, die von den
Hochschulen anerkannt sind. Vorausset-
zung für eine Anerkennung ist, dass

1. an den Praxisstellen in ausreichendem
Umfang Tätigkeiten auf dem Gebiet
der sozialen Arbeit durchgeführt wer-
den und die fachliche Anleitung durch
Personen mit einer staatlichen Aner-
kennung nach § 1 gesichert ist und

2. eine Freistellung der in der Praxispha-
se befindlichen Personen für die Be-
gleitveranstaltungen der Hochschulen
sichergestellt wird.

(2) In begründeten Ausnahmefällen
können abweichend von Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 auch sonstige vergleichbar qualifi-
zierte Fachkräfte mit mindestens dreijäh-
riger einschlägiger Berufserfahrung von
den Hochschulen für die Anleitung zuge-
lassen werden.

§ 4

Einbeziehung der Berufspraxis

Die Hochschulen stellen unter Einbe-
ziehung von Vertreterinnen und Vertre-
tern der Berufspraxis sicher, 

1. dass Grundsatzfragen der Zusammen-
arbeit zwischen Hochschulen und Be-
rufspraxis behandelt werden und 

2. Anregungen zur Verbesserung der
Praxisphase gegeben werden können.*) GVBl. II 70-264

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz 
über die staatliche Anerkennung von Sozialarbeiterinnen und -arbeitern, 

Sozialpädagoginnen und -pädagogen sowie 
Heilpädagoginnen und -pädagogen*)

Vom 21. Dezember 2010
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§ 5

Ausgestaltung und Durchführung
der Praxisphase

Die Hochschulen regeln das Nähere
zur Durchführung der Praxisphase, zur
Zulassung von Praxisstellen, zur Einbe-
ziehung der Berufspraxis sowie zu Art, In-
halt und Umfang der Nachweise nach § 2
Abs. 2 Nr. 3 und 4 in einer Satzung, die
der Genehmigung des für Wissenschaft
zuständigen Ministeriums bedarf. 

§ 6

Staatliche Anerkennung 
bei einer im Ausland 

absolvierten Ausbildung

(1) Die staatliche Anerkennung erhält
auf Antrag auch, wer im Ausland auf dem
Gebiet der sozialen Arbeit oder in einem
inhaltlich vergleichbaren Studiengang ei-
ne Ausbildung erfolgreich abgeschlossen
hat, die einer Ausbildung nach § 2 gleich-
wertig ist. Über den Antrag entscheidet
das für die Wissenschaft zuständige Mi-
nisterium im Einvernehmen mit dem für
Kinder- und Jugendhilfe zuständigen  Mi-
nisterium. Die für die Wissenschaft zu-
ständige Ministerin oder der hierfür zu-
ständige Minister  kann im Einvernehmen
mit der für Kinder- und Jugendhilfe zu-
ständigen Ministerin oder dem hierfür zu-
ständigen Minister die Zuständigkeit
durch Rechtsverordnung auf eine Hoch-
schule übertragen.

(2) Die Gleichwertigkeitsprüfung er-
folgt für Befähigungsnachweise von An-
gehörigen eines Mitgliedsstaates der Eu-
ropäischen Union oder eines Vertrags-
staates des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum nach der Richt-
linie 2005/36/EG des Europäischen Parla-
mentes und des Rates vom 7. September
2005 über die Anerkennung von Berufs-
qualifikationen (ABl. EU Nr. L 255 S. 22,
2007 Nr. L 271 S. 18, 2008 Nr. L 93 S. 28,
2009 Nr. L 33 S. 49), zuletzt geändert
durch Verordnung (EG) Nr. 279/2009 der
Kommission vom 6. April 2009 (ABl. EU
Nr. L 93 S. 11). Entsprechen Ausbildungs-
inhalt und -dauer nicht einem vergleich-
baren deutschen Hochschulabschluss ein-
schließlich der Praxisphasen oder in Ver-
bindung mit dem Berufspraktikum, so
wird die staatliche Anerkennung nur er-
teilt, wenn nach Art. 14 Abs. 1 der Richtli-
nie 2005/36/EG ein Anpassungslehrgang
abgeschlossen oder eine Eignungsprü-
fung erfolgreich abgelegt wurde. Die An-
tragstellerin oder der Antragsteller hat
das Recht, zwischen dem Anpassungs-
lehrgang und der Eignungsprüfung zu
wählen. Der Anpassungslehrgang darf
die Dauer von 18 Monaten nicht über-
schreiten. 

§ 7

Gleichstellung bereits erteilter 
staatlicher Anerkennungen

Staatliche Anerkennungen, die
1. vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes

in Hessen oder

2. nach einem Hochschulstudium in ei-
nem entsprechenden Studiengang in
einem anderen Land der Bundesrepu-
blik Deutschland von der zuständigen
Behörde oder Stelle erteilt worden
sind, 

werden der staatlichen Anerkennung
nach § 1 gleichgestellt.

§ 8

Staatliche Anerkennung von 
Heilpädagoginnen und -pädagogen

Personen, die in Hessen an einer staat-
lichen oder staatlich anerkannten Hoch-
schule aufgrund eines Studiums im Be-
reich der Heilpädagogik einen berufsqua-
lifizierenden Hochschulabschluss erlangt
haben und im Rahmen eines Berufsprak-
tikums eine vertiefte Eignung und Befähi-
gung zur eigenverantwortlichen Arbeit im
Bereich der Heilpädagogik erworben ha-
ben, erhalten auf Antrag die staatliche
Anerkennung. Mit der Anerkennung wird
die Bezeichnung „staatlich anerkannte
Heilpädagogin“ oder „staatlich aner-
kannter Heilpädagoge“ verliehen. Die
Vorschriften des § 1 Abs. 1 und der §§ 2,
3, 5, 6 und 7 über die staatliche Anerken-
nung von Sozialarbeiterinnen und -arbei-
tern sowie Sozialpädagoginnen und -pä-
dagogen gelten entsprechend. Das Nähe-
re kann die für Wissenschaft zuständige
Ministerin oder der hierfür zuständige
Minister im Einvernehmen mit der  für
Kinder- und Jugendhilfe zuständigen Mi-
nisterin oder dem hierfür zuständigen Mi-
nister durch Rechtsverordnung regeln.

§ 9

Übergangsbestimmungen, 
Erprobungsklausel

(1) In Studiengängen, die bis zum [ein-
setzen: Datum des Inkrafttretens dieses
Gesetzes] eingerichtet sind, wird die
staatliche Anerkennung nach § 2 Abs. 1
bis zur Erlangung der hierfür notwendi-
gen Akkreditierung, nach den Vorschrif-
ten des Gesetzes über die staatliche Aner-
kennung von Sozialarbeiterinnen und -ar-
beitern, Sozialpädagoginnen und -päda-
gogen sowie Heilpädagoginnen und -pä-
dagogen vom 18. Dezember 1990 (GVBl. I
S. 721), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 20. Dezember 2004 (GVBl. I S. 466),
in der bis zum 28. Dezember 2010 gelten-
den Fassung sowie der Verordnung über
die staatliche Anerkennung von Sozialar-
beiterinnen und -arbeitern, Sozialpädago-
ginnen und -pädagogen sowie Heilpäda-
goginnen und -pädagogen vom 6. Juni
1995 (GVBl. I S. 401, 454), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 13. Oktober
2007 (GVBl. I S. 686), in der bis zum 
28. Dezember 2010 geltenden Fassung er-
teilt. Die Erteilung der Akkreditierung bis
zum 31. Dezember 2013 ist durch die
Hochschulen sicherzustellen.

(2) Zur Erprobung neuer Modelle der
Verbindung von Berufspraxis und Studi-
um können die Hochschulen eine von § 2
Abs. 2 Nr. 1 abweichende Dauer einer
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studienintegrierten Praxisphase vorsehen.
In diesem Fall muss die Praxisphase einer
mindestens 100-tägigen Vollzeittätigkeit
entsprechen. Die Erprobung bedarf der
Genehmigung des für Wissenschaft zu-
ständigen Ministeriums und ist nach fünf-
jähriger Laufzeit unter Beteiligung exter-
ner Sachverständiger zu evaluieren. 

§ 10

Aufhebung bisherigen Rechts

Es werden aufgehoben:

1. Das Gesetz über die staatliche Aner-
kennung von Sozialarbeiterinnen und
-arbeitern, Sozialpädagoginnen und 
-pädagogen sowie Heilpädagoginnen
und -pädagogen vom 18. Dezember

1990 (GVBl. I S. 721)1), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 20. Dezember
2004 (GVBl. I S. 466), und

2. die Verordnung über die staatliche An-
erkennung von Sozialarbeiterinnen
und -arbeitern, Sozialpädagoginnen
und -pädagogen sowie Heilpädagogin-
nen und -pädagogen vom 6. Juni 1995
(GVBl. I S. 401, 454)2), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 13. Oktober
2007 (GVBl. I S. 686).

§ 11

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Es tritt mit Ablauf
des 31. Dezember 2015 außer Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 21. Dezember 2010

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n  

B o u f f i e r f ü r  W i s s e n s c h a f t  u n d  K u n s t  

K ü h n e - H ö r m a n n

1) Hebt auf GVBl. II 70-157
2) Hebt auf GVBl. II 70-186
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Artikel 11)

Änderung des Gesetzes für die 
hessischen Universitätskli niken

Das Gesetz für die hessischen Univer-
sitätskliniken vom 26. Juni 2000 (GVBl. I
S. 344), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 14. Dezember 2009 (GVBl. I S. 666),
wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 4 wird die Angabe „im Ge-
setz über die Er richtung des Universi-
tätsklinikums Gießen und Mar burg
vom 16. Juni 2005 (GVBl. I S. 432)“
durch „in § 25a“ ersetzt.

2. In § 2 Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „Be-
amten“ durch die Worte „Beamtinnen
und Beamten“ ersetzt.

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe 
„§ 4 Abs. 2 bis 4 des Hochschulrah-
mengesetzes beschriebenen“ durch
„Artikel 10 der Verfassung des Lan-
des Hes sen verbürgten“ ersetzt.

b) In Abs. 2 wird das Wort „Ärzte“
durch die Worte „Ärztinnen und
Ärzte“ ersetzt.

4. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird
gestrichen.

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

5. § 10 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„An den Sitzungen des Aufsichtsra-
ts nimmt die De kanin oder der De-
kan teil und berät den Auf sichtsrat
in Belangen von Forschung und
Lehre.“ 

b) Satz 2 wird gestrichen.

6. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 1 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Die Wiederbestellung ist zuläs-
sig.“

b) In Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Be-
amte“ durch die Worte „Beamtin-
nen und Beamte“ ersetzt.

7. Dem § 13 Abs. 2 und dem § 14 Abs. 2
wird jeweils fol gender Satz angefügt: 

„Die Wiederbestellung ist zulässig.“

8. § 15 Abs. 1 Satz 4 erhält folgende
Fassung:

„Kommt eine Einigung zwischen Uni-
versität und Uni versitätsklinikum
Frankfurt nicht zustande, entscheidet
auf Antrag des Universitätsklinikums
oder des Deka nats binnen vier Wo-
chen eine Schlichtungskommis sion.
Der Schlichtungskommission gehören
ein Ver treter der Universität, ein Ver-
treter des Universitäts klinikums und
ein Vertreter des Ministeriums für
Wis senschaft und Kunst an. Die Be-
schlüsse der Schlich tungs kommission
unterliegen der Rechtsaufsicht des
Ministeriums für Wissenschaft und
Kunst.“

9. In § 18 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe
„23. Dezember 2003 (BGBl. I 
S. 2848)“ durch „27. Mai 2010
(BGBl. I S. 671)“ ersetzt.

10. § 22 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 5 werden nach der Anga-
be „vom 21. Juli 2006 (GVBl. I 
S. 394)“ ein Komma und die An -
gabe „zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 26. März 2010 (GVBl. I
S. 114),“ eingefügt.

b) In Abs. 6 Satz 2 wird die Angabe
„17. Oktober 2005 (GVBl. I 
S. 674)“ durch „14. Dezember
2009 (GVBl. I S. 635)“ ersetzt.

11. § 25a wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 Satz 4 wird die Angabe 
„§ 4 Abs. 2 bis 4 des Hochschul-
rahmengesetzes beschriebenen“
durch „Artikel 10 der Verfassung
des Landes Hes sen verbürgten“
ersetzt.

b) In Abs. 3 Satz 6 werden die Worte
„des jeweiligen Dekans“ durch
die Worte „der jeweiligen Deka-
nin oder des jeweiligen Dekans“
ersetzt.

c) In Abs. 5 Satz 6 wird die Angabe
„der Hessischen Disziplinarord-
nung“ durch „dem Hessischen
Diszip linargesetz“ ersetzt.

d) In Abs. 7 wird die Angabe „geän-
dert durch Gesetz vom 20. Dezem-
ber 2004 (GVBl. I S. 462)“ durch
„zuletzt geändert durch Gesetz
vom 19. November 2008 (GVBl. I
S. 986)“ ersetzt.1) Ändert GVBl. II 351-58

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Änderung des Gesetzes für die hessischen Universitätskliniken, 

des Hessischen Hochschulgesetzes und anderer Gesetze

Vom 21. Dezember 2010
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12. § 27 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2015 außer Kraft.“

Artikel 22)

Änderung des Hessischen 
Hochschulgesetzes

Das Hessische Hochschulgesetz vom
14. Dezember 2009 (GVBl. I S. 666) wird
wie folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der
Angabe zu § 96 die Angabe „96a
Hessische Landesbibliothek Wiesba -
den“ eingefügt.

2. In § 5 Abs. 5 Satz 1 wird die Angabe
„§ 17 Abs. 2“ durch „§ 17 Abs. 1“ er-
setzt.

3. In § 7 Abs. 4 wird die Angabe „Abs. 2
Satz 2“ durch „Abs. 2 Satz 3“ ersetzt.

4. In § 50 Abs. 1 Satz 7 wird die Angabe
„14. Dezember 2009 (GVBl. I S. 666)“
durch „21. Dezember 2010 (GVBl. I 
S. 617)“ ersetzt.

5. § 53 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 wird die Angabe „Ärztin-
nen und Ärzte“ durch „Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaft-
ler“ ersetzt. 

b) Satz 3 erhält folgende Fassung:
„Sie kann Aufga ben nach den
§§ 40 bis 42a des Arzneimittelge-
set zes in der Fassung vom 12. De-
zember 2005 (BGBl. I S. 3395), zu-
letzt geändert durch Verordnung
vom 28. September 2009 (BGBl. I 
S. 3172), und den §§ 20 bis 24 des
Medizinproduktegesetzes in der
Fassung vom 7. August 2002 
(BGBl. I S. 3147), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 24. Juli 2010
(BGBl. I S. 983) wahrnehmen.“

6. § 60 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Hochschulen nehmen die
Aufgaben der obers ten Dienstbehör-
de und die entsprechenden Auf gaben
für das nicht verbeamtete Hochschul-
personal mit Ausnahme der Mitglie-
der des Präsidiums wahr; § 10 bleibt
unberührt. Die für das Hochschulwe-
sen zu ständige Ministerin oder der
hierfür zuständige Minis ter wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit der
für das Recht des öffentlichen Diens-
tes zuständigen Ministerin oder dem
hierfür zuständigen Minister und der
jewei ligen Hochschule Zuständigkei-
ten einschließlich der Entscheidung
über Widersprüche in Angelegenhei-

ten der Beihilfe, Besoldung und Ver-
sorgung auf eine an dere Stelle zu
übertragen.“

7. § 61 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 6 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Die Hochschulen regeln das Ver-
fahren der Entfris tung durch Sat-
zung.“

b) Abs. 7 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Beam-
ten“ durch die Worte „Beam-
tinnen oder Beamten“ er setzt.

bb) Nach Satz 2 wird folgender
Satz eingefügt: „Die Hoch-
schulen regeln das Verfahren
zur Feststellung der Bewäh-
rung nach § 10 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 des Hessischen Beamten-
gesetzes durch Satzung.“ 

cc) In dem neuen Satz 5 wird 
die Angabe „1 bis 3“ durch 
„1 bis 4“ ersetzt. 

8. § 88 wird als Abs. 10 angefügt: 

„(10) Die für das Hochschulwesen
zuständige Ministe rin oder der hier-
für zuständige Minister wird ermäch -
tigt, im Einvernehmen mit der für das
Recht des öf fentlichen Dienstes zu-
ständigen Ministerin oder dem hier-
für zuständigen Minister und der Stif-
tungsuniver sität Zuständigkeiten ein-
schließlich der Entscheidung über
Widersprüche in Angelegenheiten
der Beihilfe, Besoldung und Versor-
gung auf eine andere Stelle zu über-
tragen.“

9. § 96 wird wie folgt gefasst:

„§ 96

Forschungsanstalt 
Geisenheim am Rhein

(1) Die Forschungsanstalt Geisen-
heim am Rhein ist eine nicht rechtsfä-
hige Anstalt des Landes Hessen mit
Sitz in Geisenheim. Sie steht unter
der Aufsicht des Ministeriums und ist
in Institute gegliedert. 

(2) Aufgabe der Forschungsanstalt
ist die Forschung und Beratung in
den Bereichen des Weinbaus und der
Önologie, der allgemeinen Getränke-
technologie, des Gartenbaus, der
Landespflege und in verwandten Be -
reichen. 

(3) Die Forschungsanstalt wird von
einer Direktorin oder einem Direktor
geleitet. Ein Direktorium fördert die
innere und äußere Entwicklung der
Forschungs anstalt; ihm gehören ne-
ben der Direktorin oder dem Direktor
als Vorsitzender oder Vorsitzendem
die In stitutsleiterinnen und -leiter, die
Präsidentin oder der Präsident der
Hochschule RheinMain und eine ge -2) Ändert GVBl. II 70-257
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wählte Vertreterin oder ein gewählter
Vertreter der an der Forschungsan-
stalt beschäftigten Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler mit beraten-
der Stimme an. 

(4) Es wird ein Verwaltungsrat ge-
bildet, der das Mi nisterium berät und
nach Maßgabe der Verordnung nach
Abs. 1 in grundsätzlichen Angelegen-
heiten mitwirkt. 

(5) Ein Kuratorium zur Förderung
der Entwicklung und des Ausbaus
der Forschungsanstalt berät insbe -
sondere über das Forschungspro-
gramm, den Jahres bericht und die
Satzung der Forschungsanstalt. 

(6) Ein wissenschaftlicher Beirat
hat die Aufgabe, die Leitung und den
Verwaltungsrat in wissenschaftli chen
Fragen zu unterstützen und sich an
der Quali tätssicherung zu beteiligen. 

(7) Den an der Forschungsanstalt
beschäftigten Pro fessorinnen und
Pro fessoren sind je zur Hälfte und je-
weils im Hauptamt Forschungsaufga-
ben an der Forschungsanstalt und
Lehraufgaben der Hochschule Rhein-
Main übertragen; sie sind zugleich
Mitglieder dieser Hochschule. Die
Berufung der Professorinnen und Pro-
fessoren erfolgt entsprechend § 63,
soweit die nachfolgenden Regelun-
gen keine abweichenden Bestimmun-
gen enthalten. Die Ausschreibung
wird ge meinsam von der Hochschule
RheinMain und der Forschungsan-
stalt vorgenommen. Der Berufungs -
kommission gehören jeweils zwei
Professorinnen oder Professoren der
Hochschule RheinMain und der For-
schungsanstalt, eine Studierende
oder ein Stu dierender der Hochschule
RheinMain, eine von der Forschungs-
anstalt zu benennende Wissenschaft-
lerin oder ein von der Forschungsan-
stalt zu benennender Wissenschaftler
sowie eine weder der Hochschule
RheinMain noch der Forschungsan-
stalt angehörende Professorin oder
ein weder der Hochschule RheinMain
noch der Forschungsanstalt angehö-
render Professor an. Die Ruferteilung
erfolgt durch die Einrichtung, der die
zu besetzende Stelle zugeordnet ist,
im Einvernehmen mit der anderen
Stelle. Soweit die Hochschule Rhein-
Main und die Forschungsanstalt kein
Einvernehmen erzielen, entscheidet
das Ministe rium nach Anhörung der
Beteiligten. 

(8) Die Direktorin oder der Direktor
der Forschungs anstalt wird im Beneh-
men mit der Hochschule RheinMain
und mit Zustimmung des Verwal-
tungsrats be stellt; sie oder er muss
die Einstellungsvoraussetzun gen des
§ 62 erfüllen. Ihre oder seine Amtszeit
be trägt sechs Jahre. Eine Wiederbe-
stellung ist möglich. § 39 Abs. 3 gilt
entsprechend. Ist die Direktorin oder
der Direktor nicht Beamtin oder Be-
amter auf Le benszeit des Landes,

kann sie oder er nach Ablauf der
Amtszeit auf seinen Antrag und nach
Stellung nahme des Senats der Hoch-
schule RheinMain als Professorin
oder Professor der Hochschule und
der Forschungsanstalt weiterbeschäf-
tigt werden. 

(9) Dem Senat der Hochschule
RheinMain gehört die Direktorin oder
der Direktor der Forschungsan stalt
Geisenheim am Rhein oder ein von
der Direkto rin oder dem Direktor be-
auftragtes Mitglied des Direktoriums
der Forschungsanstalt mit beratender
Stimme an. 

(10) Nehmen Angehörige der For-
schungsanstalt Gei senheim am Rhein
im Rahmen ihrer Dienstobliegen -
heiten an der Hochschule RheinMain
Lehraufgaben wahr, gehören sie je
nach Schwerpunkt ihrer Tätigkeit zur
Professorengruppe oder zu den wis-
senschaftlichen Mitgliedern.

(11) Das Nähere über die Organisa-
tion der Forschungsanstalt, deren
Aufgaben, die Rechte und Pflichten
der an der Forschungsanstalt Be-
schäftigten sowie die Aufgaben und
die Zusammensetzung der Organe
und Gremien regelt die für das Hoch-
schulwe sen zuständige Ministerin
oder der hierfür zuständige Minister
durch Rechtsverordnung im Beneh-
men mit der Forschungsanstalt und
der Hochschule RheinMain.“ 

10. Als § 96a wird eingefügt: 

„§ 96a

Hessische Landesbibliothek 
Wiesbaden

(1) Die Hessische Landesbibliothek
Wiesbaden wird mit Wirkung vom 
1. Januar 2011 in die Hochschule
RheinMain eingegliedert.

(2) Die Beamtinnen und Beamten
sowie die Beschäf tigten der Landes-
bibliothek Wiesbaden gelten mit Wir-
kung vom 1. Januar 2011 als zur
Hochschule RheinMain, Standort
Wiesbaden, versetzt.

(3) § 4 des Hessischen Bibliotheks-
gesetzes vom 20. September 2010
(GVBl. I S. 295) bleibt unberührt.“ 

Artikel 33)

Änderung des 
TUD-Gesetzes

Dem § 3 des TUD-Gesetzes vom 
5. Dezember 2004 (GVBl. I S. 382), geän-
dert durch Gesetz vom 14. De zember
2009 (GVBl. I S. 666), wird als Abs. 10 an-
gefügt:

„(10) Die für das Hochschulwesen zu-
ständige Ministerin oder der hierfür zu-
ständige Minister wird ermächtigt, im

3) Ändert GVBl. II 70-233
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 21. Dezember 2010

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n  

B o u f f i e r f ü r  W i s s e n s c h a f t  u n d  K u n s t  

K ü h n e - H ö r m a n n

Einvernehmen mit der für das Recht des
öffentlichen Dienstes zuständigen Minis-
terin oder dem hierfür zustän digen Minis-
ter und der TU Darmstadt Zuständigkei-
ten einschließlich der Entscheidung über
Widersprüche in Angelegenheiten der
Beihilfe, Besoldung und Versorgung auf
eine andere Stelle zu übertragen.“ 

Artikel 4

Aufhebung bisherigen Rechts

Das Gesetz zum Staatsvertrag zwi-
schen dem Land Hes sen und dem Land

Rheinland-Pfalz über die Forschungs -
anstalt Geisenheim am Rhein vom 17. De-
zember 1987 (GVBl. I S. 235)4), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 14. Dezember
2009 (GVBl. S. 666), wird aufgehoben. 

Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2011
in Kraft. Abweichend von Satz 1 tritt Art. 1
Nr. 12 am Tage nach der Verkündung in
Kraft.

4) Hebt auf GVBl. II Anhang Staatsverträge
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Artikel 11)

Hessisches Ausführungsgesetz 
zum Tierische Nebenprodukte-Beseiti-

gungsgesetz (HAGTierNebG)

§ 1

Beseitigungspflichtige

Beseitigungspflichtige nach § 3 Abs. 1
des Tierische Nebenprodukte-Beseiti-
gungsgesetzes vom 25. Januar 2004
(BGBl. I S. 82), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 7. Mai 2009 (BGBl. I 
S. 1044), sind die Landkreise und kreis-
freien Städte. Sie nehmen diese Auf-
gabe als Selbstverwaltungsangelegenheit
wahr.

§ 2

Einzugsbereiche

(1) Einzugsbereich nach § 6 Abs. 1 des
Tierische Nebenprodukte-Beseitigungs-
gesetzes ist das Gebiet der beseitigungs-
pflichtigen Körperschaft, im Fall des § 3
Abs. 2 des Tierische Nebenprodukte-Be-
seitigungsgesetzes das Gebiet, für das die
Behörde die Beseitigungspflicht über-
trägt.

(2) Das beseitigungspflichtige Material
kann mit Genehmigung der zuständigen
Behörde auch in Verarbeitungsbetrieben,
Verbrennungsanlagen oder Mitverbren-
nungsanlagen außerhalb des Einzugsbe-
reichs nach Abs. 1 behandelt, verarbeitet
oder beseitigt werden. 

§ 3

Gebühren und Entgelte 
für die Beseitigung

(1) Im Fall des § 3 Abs. 1 des Tierische
Nebenprodukte-Beseitigungsge setzes
werden von den Besitzerinnen und Besit-
zern der tierischen Nebenprodukte Ge-
bühren auf Grundlage einer Satzung
nach § 10 des Gesetzes über kommunale
Abgaben vom 17. März 1970 (GVBl. I
S. 225), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 31. Januar 2005 (GVBl. I S. 54), erho-
ben. Die Satzung bedarf der Genehmi-
gung durch die zuständige Behörde.

(2) Im Fall des § 3 Abs. 2 des Tierische
Nebenprodukte-Beseitigungsge setzes
kann von den Besitzerinnen und Besit-
zern der tierischen Nebenprodukte ein
auf einer Entgeltliste beruhendes privat-
rechtliches Entgelt erhoben werden. Die
Entgeltliste bedarf der Genehmigung
durch die zuständige Behörde. 

(3) Die Genehmigung nach Abs. 2 ist
zu erteilen, wenn die Entgeltsätze der

Entgeltliste nach den §§ 5 bis 7 und der
Anlage (Leitsätze für die Preisermittlung)
der Verordnung PR Nr. 30/53 über die
Preise bei öffentlichen Aufträgen vom
21. November 1953 (BAnz. Nr. 244), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 
25. November 2003 (BGBl. I S. 2304), un-
ter Zugrundelegung eines kalkulatori-
schen Gewinnes von 2 vom Hundert auf
die Selbstkosten ermittelt sind.

(4) Die Genehmigung nach Abs. 2 ist
zu befristen. Sie kann mit Bedingungen,
Auflagen und einem Vorbehalt des Wi-
derrufs versehen werden.

(5) Ist vor Ablauf der Geltungsdauer
der Genehmigung eine neue Genehmi-
gung einer Entgeltliste beantragt worden,
so können nach Fristablauf bis zur Ent-
scheidung über den Antrag die Entgelte
nach der zuletzt genehmigten Entgeltliste
unter dem Vorbehalt einer Nachberech-
nung erhoben werden.

§ 4

Übersteigende Erlöse aus 
Erzeugnissen

(1) Sind für die Erzeugnisse, die aus
den tierischen Nebenprodukten im Sinne
des § 3 Abs. 1 des Tierische Nebenpro-
dukte-Beseitigungsgesetzes hergestellt
werden oder für die aus ihnen gewonne-
ne Energie, Erlöse möglich, welche die
mit der Beseitigung der tierischen Neben-
produkte zusammenhängenden Kosten
übersteigen, hat der Beseitigungspflichti-
ge der Besitzerin oder dem Besitzer eine
angemessene Vergütung zu entrichten.

(2) Können sich der Beseitigungs-
pflichtige und die Besitzerin oder der Be-
sitzer nicht auf eine Vergütung einigen,
setzt die Behörde auf Antrag die Vergü-
tung fest. Für die Ermittlung der mit der
Beseitigung der tierischen Nebenproduk-
te zusammenhängenden Kosten gilt § 3
Abs. 3 entsprechend mit der Maßgabe,
dass dem Beseitigungspflichtigen ein hin-
reichender Gewinnanreiz für eine mög-
lichst weitgehende Umwandlung der Er-
zeugnisse in Verarbeitungserzeugnisse
oder Energie oder für den Absatz zu die-
sem Zweck verbleibt. Weichen die die
Kosten übersteigenden Erlöse von denen
der Festsetzung zugrunde liegenden ab,
kann die zuständige Behörde auf Antrag
die Festsetzung ändern.

§ 5

Mitwirkungspflichten

Die zuständigen Behörden, das für die
Beseitigung der tierischen Nebenproduk-
te zuständige Ministerium, die Tierseu-
chenkasse und von ihnen beauftragte1) GVBl. II 356-186

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n

Gesetz 
zur Ausführung des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes

und des Tierseuchengesetzes und zur 
Aufhebung veterinärrechtlicher Vorschriften

Vom 14. Dezember 2010
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Sachverständige können im Rahmen ihres
jeweiligen Aufgabenkreises von den Be-
seitigungspflichtigen Einblick in, Aus-
künfte über und Abschriften von den für
die Ermittlung der in den §§ 3 und 4 ge-
nannten Kosten und Erlöse maßgeblichen
Betriebunterlagen, auch für zurückliegen-
de Rechnungsperioden, verlangen. So-
weit das zur Wahrnehmung der Befugnis-
se nach Satz 1 erforderlich ist, kann auch
Zutritt zu den Betriebseinrichtungen ver-
langt werden.

§ 6

Anordnungen

Die zuständige Behörde kann

1. die Erhebung eines Entgelts nach § 3
Abs. 2, die nicht auf Grundlage einer
genehmigten Entgeltliste erfolgt, un-
tersagen und

2. die Anhebung einer eine Festsetzung
nach § 4 Abs. 2 unterschreitenden Ver-
gütung anordnen.

§ 7

Wegfall der aufschiebenden 
Wirkung

Widerspruch und Klage gegen

1. die Nebenbestimmung zur Genehmi-
gung nach § 3 Abs. 2 Satz 2,

2. die Rücknahme und der Widerruf der
Genehmigung,

3. die Festsetzung nach § 4 Abs. 2,

4. das Verlangen nach § 5 und

5. die Anordnung nach § 6

haben keine aufschiebende Wirkung.

§ 8

Tierseuchenkasse

(1) Abweichend von § 3 Abs. 1 und 2
trägt die nach § 1 Abs. 1 Satz 1 des Hessi-
schen Ausführungsgesetzes zum Tierseu-
chengesetz vom 14. Dezember 2010
(GVBl. I S. 621) errichtete Tierseuchen-
kasse die Gebühren oder privatrechtli-
chen Entgelte für die Beseitigung der in
Tierhaltungen in Hessen anfallenden
Tierkörper der in § 71 Abs. 1 Satz 3 des
Tierseuchengesetzes in der Fassung vom
22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1261, 3588), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 13. De-
zember 2007 (BGBl. I S. 2930), genannten
Tiere und der Tierkörper anderer in Hes-
sen als Haustiere gehaltener Einhufer. Ei-
ne Tierhaltung nach Satz 1 liegt nicht vor,
wenn sich die Tiere in Schlachthöfen,
Viehhöfen, Schlachtstätten, Versuchstier-
einrichtungen, tierärztlichen Kliniken,
tierärztlichen Instituten oder Viehsammel-
stellen befinden.

(2) Die Landkreise und kreisfreien
Städte einerseits und das Land Hessen
andererseits erstatten der Tierseuchen-
kasse jeweils ein Drittel der Kosten nach
Abs. 1 Satz 1. Die Anteile der einzelnen
Landkreise und kreisfreien Städte an der
Kostenerstattung richten sich nach den

von der Tierseuchenkasse für die im je-
weiligen Gebiet angefallenen Tierkörper
getragenen Kosten nach Abs. 1 Satz 1.

(3) Für die nicht nach Abs. 2 erstatte-
ten Kosten zieht die Tierseuchenkasse die
Tierhalterinnen und Tierhalter zur Erstat-
tung heran. Das Nähere bestimmt eine
Satzung der Tierseuchenkasse. In ihr ist
insbesondere zu regeln,

1. ob die Heranziehung der Tierhalterin-
nen und Tierhalter

a) in Höhe der je Tierhalterin oder
Tierhalter anfallenden Kosten und
mit der Pflicht zu Vorauszahlungen
oder

b) durch Beiträge auf der Grundlage
einer Kalkulation der insgesamt für
alle Tierhalterinnen und Tierhalter
anfallenden Kosten

erfolgt,

und

2. welche Folgen eintreten, wenn eine
Tierhalterin oder ein Tierhalter seiner
Beitragspflicht nach Nr. 1 Buchst. b
nicht nachkommt.

§ 5 des Hessischen Ausführungsgesetzes
zum Tierseuchengesetz gilt entsprechend.

(4) Die Tierseuchenkasse darf zum
Zweck der Abwicklung der finanziellen
Leistungen nach Abs. 1 bis 3 im hierfür
erforderlichen Umfang personenbezoge-
ne Daten verarbeiten, die aufgrund

1. des Hessischen Ausführungsgesetzes
zum Tierseuchengesetz und

2. der Viehverkehrsverordnung in der
Fassung vom 3. März 2010 (BGBl. I 
S. 204)

für die in Abs. 1 Satz 1 genannten Tierar-
ten erhoben werden. Sie darf diese Daten
den für das Veterinärwesen zuständigen
Behörden übermitteln, soweit dies zur Er-
füllung derer Aufgaben erforderlich ist.

§ 9

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. ohne genehmigte Satzung nach § 3
Abs. 1 oder darüber hinaus Gebühren
erhebt,

2. ohne genehmigte Entgeltliste nach § 3
Abs. 2 oder darüber hinaus Entgelte
erhebt,

3. entgegen einer Festsetzung nach § 4
Abs. 2 eine niedrigere Vergütung ent-
richtet oder

4. einem Verlangen nach § 5 nicht nach-
kommt.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer
Geldbuße von bis zu fünfundzwanzigtau-
send Euro geahndet werden.

(2) Zuständige Verwaltungsbehörde
für die Verfolgung und Ahndung von
Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 ist das
Regierungspräsidium.

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde
für die Verfolgung und Ahndung von
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Ordnungswidrigkeiten nach § 14 Abs. 1
und 2 des Tierische Nebenprodukte-Be-
seitigungsgesetzes ist in den Landkreisen
die Landrätin oder der Landrat und in den
kreisfreien Städten die Oberbürgermeis-
terin oder der Oberbürgermeister. 

§ 10

Zuständigkeiten

(1) Abweichend von § 1 Abs. 1 Satz 1
des Gesetzes zum Vollzug von Aufgaben
auf den Gebieten des Veterinärwesens,
der Lebensmittelüberwachung und des
Verbraucherschutzes vom 21. März 2005
(GVBl. I S. 229, 232), geändert durch Ge-
setz vom 14. Dezember 2009 (GVBl. I 
S. 661), ist zuständige Behörde für den
Vollzug der Aufgaben nach § 2 Abs. 2, § 3
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 2, § 4 Abs. 2
sowie den §§ 5 und  6 das Regierungsprä-
sidium.

(2) Die für das Veterinärwesen zustän-
dige Ministerin oder der hierfür zuständi-
ge Minister wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung Zuständigkeiten ab-
weichend von Abs. 1 und § 1 Abs. 1 Satz 1
des Gesetzes zum Vollzug von Aufgaben
auf den Gebieten des Veterinärwesens,
der Lebensmittelüberwachung und des
Verbraucherschutzes zu bestimmen.

§ 11

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

§ 8 tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2008 in Kraft. Im Übrigen tritt dieses Ge-
setz am Tage nach der Verkündung in
Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2015 außer Kraft.

Artikel 22)

Hessisches Ausführungsgesetz
zum Tierseuchengesetz 

(HAGTierSG)

§ 1

Tierseuchenkasse

(1) Zur Wahrnehmung der nach Maß-
gabe dieses Gesetzes übertragenen Auf-
gaben wird für das Land Hessen eine
Tierseuchenkasse als rechtsfähige Anstalt
des öffentlichen Rechts mit Sitz in Wies-
baden errichtet. Sie führt die Bezeich-
nung „Hessische Tierseuchenkasse“. Die
Tierseuchenkasse verwaltet sich im Rah-
men der Bestimmungen dieses Gesetzes
nach Maßgabe ihrer Hauptsatzung selbst.

(2) Für die Haushalts- und Wirtschafts-
führung sowie die Rechnungslegung der
Tierseuchenkasse gelten die Bestimmun-
gen der Hessischen Landeshaushaltsord-
nung in der Fassung vom 15. März 1999
(GVBl. I S. 248), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 17. Dezember 2007 (GVBl. I
S. 908).

§ 2

Organisation der Tierseuchenkasse

(1) Beschließendes Organ der Tierseu-
chenkasse ist der Verwaltungsrat. Die
Amtszeit beträgt drei Jahre.

(2) Der Verwaltungsrat besteht aus

1. fünf Vertreterinnen oder Vertretern
des landwirtschaftlichen Berufsstan-
des, die vom Hessischen Bauernver-
band unter angemessener Berücksich-
tigung der Tierbesitzerinnen und Tier-
besitzer von Tierarten im Sinne des 
§ 71 Abs. 1 Satz 3 des Tierseuchenge-
setzes in der Fassung vom 22. Juni
2004 (BGBl. I S. 1261, 3588), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 13. De-
zember 2007 (BGBl. I S. 2930), vorge-
schlagen werden,

2. einer Vertreterin oder einem Vertreter
der Veterinärverwaltung, die oder der
vom für Angelegenheiten des Veteri-
närwesens zuständigen Ministerium
vorgeschlagen wird,

3. einer Vertreterin oder einem Vertreter
der Landwirtschaftsverwaltung, die
oder der vom für Angelegenheiten der
Landwirtschaft zuständigen Ministeri-
um vorgeschlagen wird,

4. je einer Vertreterin oder einem Vertre-
ter

a) der Landkreise und

b) kreisfreien Städte,

die oder der im Fall des Buchst. a vom
Hessischen Landkreistag und im Fall
des Buchst. b vom Hessischen Städte-
tag vorgeschlagen wird.

Für jedes Mitglied ist ein stellvertretendes
Mitglied nach Maßgabe des Satz 1 zu be-
rufen. Die Mitglieder und stellvertreten-
den Mitglieder werden durch die Auf-
sichtsbehörde berufen. Der Verwaltungs-
rat wählt eines der Mitglieder nach Satz 1
Nr. 1 für die Dauer der Amtsperiode zum
vorsitzenden Mitglied. Stellvertretendes
vorsitzendes Mitglied ist das Mitglied
nach Satz 1 Nr. 2. Neuwahlen während
der Amtsperiode sind zulässig; das Nähe-
re regelt die Hauptsatzung. Nach Ablauf
der Amtsperiode führen das vorsitzende
und das stellvertretende vorsitzende Mit-
glied jeweils ihr Amt bis zur Neuwahl
weiter.

(3) Der Verwaltungsrat beschließt über

1. die Hauptsatzung,

2. den Wirtschaftsplan,

3. die Annahme des nach § 3 Abs. 3 Satz
2 vorzulegenden Geschäftsberichtes,

4. die Beitragssatzung nach § 5 
Abs. 2,

5. das Erheben einer Umlage nach § 5
Abs. 3,

6. das Absehen von der Beitragserhe-
bung nach § 5 Abs. 4,

7. die Rücklagen nach § 5 Abs. 7,

8. die Verwendung von Beiträgen und
Rücklagen nach § 5 Abs. 8,2) GVBl. II 356-187



9. die Gewährung von Leistungen nach
§ 7 Abs. 1 und deren Höhe,

10. die Zustimmung zur Übertragung von
Aufgaben nach § 11 Satz 1 und die
Entscheidung nach § 11 Satz 2,

11. die Rechnungslegung und Entlastung
der geschäftsführenden Person,

12. die Aufnahme von Darlehen und

13. in sonstigen Angelegenheiten, wenn
dies die Hauptsatzung vorsieht.

Die Hauptsatzung und die Beitragssat-
zung sind im Staatsanzeiger für das Land
Hessen bekannt zu machen. Vor Bestim-
mung der Beitragssätze in der Beitrags-
satzung soll der Verwaltungsrat die zu-
ständigen Fachverbände hören.

(4) Das vorsitzende Mitglied des Ver-
waltungsrates führt die Beschlüsse des
Verwaltungsrates aus und entscheidet
vorbehaltlich des Abs. 6 in allen Angele-
genheiten, die nicht der Beschlussfassung
des Verwaltungsrates unterliegen.

(5) Das vorsitzende Mitglied des Ver-
waltungsrates vertritt die Tierseuchenkas-
se gerichtlich und außergerichtlich. Erklä-
rungen, durch die die Tierseuchenkasse
verpflichtet werden soll, kann das vorsit-
zende Mitglied des Verwaltungsrates nur
gemeinsam mit einem anderen Mitglied
des Verwaltungsrates abgeben. 

(6) Der Verwaltungsrat hat die Ge-
schäfte der laufenden Verwaltung einer
geschäftsführenden Person zu übertra-
gen, die Sitz ohne Stimmrecht im Verwal-
tungsrat hat. Die geschäftsführende Per-
son führt die Geschäfte nach den Weisun-
gen des vorsitzenden Mitglieds des Ver-
waltungsrates und vertritt die Tierseu-
chenkasse bei Geschäften der laufenden
Verwaltung gerichtlich und außergericht-
lich.

(7) Abweichend von § 8 Abs. 3 Satz 1
des Hessischen Personalvertretungsgeset-
zes vom 24. März 1988 (GVBl. I S. 103),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
14. Dezember 2009 (GVBl. I S. 635),
nimmt das vorsitzende Mitglied die Auf-
gaben des Dienststellenleiters wahr.

(8) Über die Sitzungen des Verwal-
tungsrates sind Niederschriften zu ferti-
gen und der Aufsichtsbehörde innerhalb
von vier Wochen nach der Sitzung zuzu-
leiten.

(9) Die Mitglieder des Verwaltungsra-
tes sind ehrenamtlich tätig. Sie erhalten
Reisekostenerstattung nach dem Hessi-
schen Reisekostengesetz vom 9. Oktober
2009 (GVBl. I S. 397). Das vorsitzende
Mitglied des Verwaltungsrates erhält eine
Aufwandsentschädigung. Die Mitglieder,
denen ein Verdienstausfall entstanden ist,
erhalten

1. für die Teilnahme an den Sitzungen
des Verwaltungsrates ein Sitzungsta-
gegeld und

2. wenn sie außerhalb von Sitzungen im
Auftrag des Verwaltungsrates aus-
schließlich die Interessen der Tierseu-

chenkasse wahrnehmen, eine Entschä-
digung in Höhe des Sitzungstagegel-
des.

Die Höhe der Aufwandsentschädigung
und des Sitzungstagegeldes regelt die
Hauptsatzung.

§ 3

Aufsicht über die Tierseuchenkasse

(1) Die Tierseuchenkasse untersteht
der Aufsicht des Landes. Aufsichtsbehör-
de ist das für die Tierseuchenbekämpfung
zuständige Ministerium.

(2) Die Hauptsatzung und Beschlüsse
nach § 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 9, wenn die
Leistungen nicht vollständig aus Beiträ-
gen gedeckt werden sollen, bedürfen der
Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die
Aufsichtsbehörde kann Beschlüsse inner-
halb von zwei Wochen nach Eingang der
Niederschrift beanstanden, wenn sie das
Recht verletzen oder gegen sie veterinär-
fachliche Bedenken bestehen. Ist der Be-
schluss bereits vor einer Beanstandung
vollzogen, so ist die Vollziehung rückgän-
gig zu machen.

(3) Die Aufsichtsbehörde kann die er-
forderlichen Anordnungen treffen, um
den Geschäftsbetrieb der Tierseuchen-
kasse im Einklang mit der Hauptsatzung
und den einschlägigen Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften zu halten. Der Ver-
waltungsrat hat der Aufsichtsbehörde bis
spätestens 1. Mai eines Jahres den Ge-
schäftsbericht des Vorjahres vorzulegen.

(4) Die Aufsichtsbehörde kann zur Be-
handlung bestimmter Angelegenheiten
die Einberufung einer Verwaltungsratssit-
zung verlangen.

§ 4

Arbeitsrechtliche Regelungen

Die Rechtsverhältnisse der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer bestimmen
sich nach den für Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer der Landesverwaltung gel-
tenden Rechts- und Tarifvorschriften. Ihre
Eingruppierung und Vergütung muss der-
jenigen vergleichbarer Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer der Landesverwal-
tung entsprechen.

§ 5

Beiträge

(1) Zur Deckung der Kosten der

1. Entschädigungen nach § 66 und Kos-
tenerstattungen nach § 67 Abs. 4 Satz 2
des Tierseuchengesetzes,

2. Leistungen nach § 7 Abs. 1

sind von den Besitzerinnen und Besitzern
der in § 71 Abs. 1 Satz 3 des Tierseuchen-
gesetzes genannten Tierarten und Bie-
nen, bei Fischen von den Fischereibe-
rechtigten und Fischereiausübungsbe-
rechtigten, Beiträge zu erheben. Die Bei-
tragspflicht nach Satz 1 kann durch
Rechtsverordnung auf weitere Tierarten,
die Vieh im Sinne des § 1 Abs. 2 des Tier-
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seuchengesetzes sind, unter Berücksichti-
gung des von den Beständen ausgehen-
den Tierseuchenrisikos erstreckt werden.

(2) Die Beiträge nach Abs. 1 werden
auf Grundlage einer Beitragssatzung er-
hoben. In der Beitragssatzung sind, ge-
sondert nach Tierarten, Beitragssätze zu
bestimmen, die so zu bemessen sind, dass
mit dem zu erwartenden Beitragsaufkom-
men

1. hälftig die Entschädigungen nach § 66
und die Kostenerstattungen nach § 67
Abs. 4 Satz 2 des Tierseuchengesetzes
geleistet werden können,

2. die Leistungen nach § 7 Abs. 1 er-
bracht werden können, im Fall des § 8
Nr. 3 der verbleibende Anteil der Tier-
seuchenkasse,

3. die Verwaltungskosten der Tierseu-
chenkasse gedeckt sind und

4. eine angemessene Rücklagenbildung
erfolgen kann.

Bei der Bestimmung der Beiträge soll das
seuchenhygienische Risiko der Tierbe-
stände angemessen berücksichtigt wer-
den. Der Zeitpunkt der Fälligkeit der Bei-
träge wird in der Beitragssatzung be-
stimmt.

(3) Reichen die erhobenen Beiträge
und Rücklagen zur Deckung der Entschä-
digungen nach § 66 und Kostenerstattun-
gen nach § 67 Abs. 4 Satz 2 des Tierseu-
chengesetzes sowie Verwaltungskosten
nicht aus, so sind die Fehlbeträge durch
Erheben einer Umlage zu decken.

(4) Von der Erhebung von Beiträgen
für Ziegen, Gehegewild, Geflügel, Bienen
und Fische kann abgesehen werden,
wenn sie zu einer unzumutbaren Belas-
tung der Beitragspflichtigen, insbesonde-
re aufgrund geringer Anzahl der betroffe-
nen Tierbesitzerinnen oder Tierbesitzer,
führen würde oder hierfür aufgrund der
Seuchensituation kein Bedarf besteht.

(5) Die Beiträge und Umlagen nach
Abs. 3 sind nach der Art und Anzahl der
an einem durch Beitragssatzung jährlich
bestimmten Stichtag bei der Tierbesitze-
rin oder dem Tierbesitzer vorhandenen
Tiere zu berechnen. Abweichend von
Satz 1 sind für die Beitragsberechnung
bei

1. Viehhändlern 4 vom Hundert der An-
zahl und

2. Forellen und Karpfen

a) als Satzfischen die Anzahl und

b) in allen sonstigen Fällen das Ge-
wicht

der im Vorjahr umgesetzten Tiere an-
zusetzen.

(6) Zum Zwecke der Beitragsberech-
nung nach Abs. 5 führt die Tierseuchen-
kasse jährlich eine amtliche Erhebung zu
einem von ihr durch Beitragssatzung be-
stimmten Stichtag durch. Für die Erhe-
bung kann die Tierseuchenkasse amtliche

Erhebungsbögen an die Tierbesitzerinnen
und Tierbesitzer ausgeben, die folgende
Angaben vorsehen:

1. den Namen und die Anschrift der Tier-
besitzerin oder des Tierbesitzers,

2. Art des Tieres oder der Tiere,

3. Anzahl und Standort des Tieres oder
der Tiere,

4. die Registriernummer nach § 26 Abs. 2
Satz 1 der Viehverkehrsverordnung in
der Fassung vom 3. März 2010 (BGBl. I
S. 204),

5. bei Forellen und Karpfen die Anzahl
und das Gewicht der im Vorjahr umge-
setzten Tiere und

6. bei Viehhändlern die Anzahl der im
Vorjahr umgesetzten Tiere.

Weitere Angaben können durch die Bei-
tragssatzung vorgesehen werden, soweit
sie der Erfüllung von Aufgaben der Tier-
seuchenbekämpfung dienen. Näheres
über die Beitragsberechnung regelt die
Beitragssatzung. Die Tierbesitzerin oder
der Tierbesitzer hat der Tierseuchenkasse
den ausgefüllten Erhebungsbogen spätes-
tens zwei Wochen nach dem Stichtag, in
den Fällen des Abs. 5 Satz 2 zu dem von
der Tierseuchenkasse bestimmten Ter-
min, vorzulegen. Wenn nach dem Stich-
tag nach Satz 1

1. sich die Zahl der Tiere einer Tierart
um mehr als 10 vom Hundert, mindes-
tens jedoch um fünf Tiere, erhöht,

2. ein Tierbestand neu begründet wird
oder

3. Tiere einer anderen Tierart in den Be-
stand aufgenommen werden,

ist die Tierbesitzerin oder der Tierbesitzer
verpflichtet, die Änderung der Tierseu-
chenkasse zum Zwecke der Veranlagung
unverzüglich mitzuteilen.

(7) Die Tierseuchenkasse legt jährlich
entsprechend einer möglichen außerge-
wöhnlichen Inanspruchnahme eine Rück-
lage nach Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 für jede
Tierart fest. 

(8) Zum vorübergehenden Ausgleich
von Deckungslücken innerhalb einer
Tierart können Beiträge oder Rücklagen
anderer Tierarten verwendet werden. Die
Rückzahlung hat spätestens zum Ende
des folgenden Kalenderjahres zu erfol-
gen.

(9) Die Tierseuchenkasse setzt die Bei-
träge mit einem Beitragsbescheid fest.
Für die Beitreibung sind die Kassen der
Landkreise und kreisfreien Städte zustän-
dig, in deren Gebiet die oder der Pflichti-
ge seinen Wohnsitz hat. Die Tierseuchen-
kasse ist verpflichtet, den Landkreisen
und kreisfreien Städten einen Unkosten-
beitrag in Höhe von 5 vom Hundert der
beigetriebenen Beträge, mindestens je-
doch 10 Euro und höchstens 50 Euro, zu
zahlen. Uneinbringliche Vollstreckungs-
kosten (Gebühren und Auslagen) sind zu
ersetzen.

Nr. 24 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 28. Dezember 2010 625



§ 6

Entschädigungen und 
Kostenerstattungen nach dem 

Tierseuchengesetz

Die Tierseuchenkasse gewährt die
Entschädigungen nach § 66 und die Kos-
tenerstattungen nach § 67 Abs. 4 Satz 2
des Tierseuchengesetzes. Die Kostener-
stattung für die Verwertung erfolgt an die
Beseitigungspflichtige oder den Beseiti-
gungspflichtigen nach § 3 Abs. 1 oder 2
des Tierische Nebenprodukte-Beseiti-
gungsgesetzes vom 25. Januar 2004
(BGBl. I S. 82), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 7. Mai 2009 (BGBl. I 
S. 1044), die Kostenerstattung für die Tö-
tung an die Leistungserbringerin oder
den Leistungserbringer.

§ 7

Zusätzliche Leistungen

(1) Die Tierseuchenkasse gewährt auf
Grundlage eines Verwaltungsratsbe-
schlusses nach § 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 9
Leistungen

1. für Pferde, Rinder, Schweine, Schafe,
Ziegen, Geflügel, Süßwasserfische und
Bienen sowie Tierarten, für die nach
der Rechtsverordnung nach § 5 Abs. 1
Satz 2 eine Beitragspflicht bestimmt
ist,

a) wenn eine anzeigepflichtige Tier-
seuche als alleinige Todesursache
festgestellt wurde und die Voraus-
setzungen, unter denen die Tiere
auf behördliche Anordnung hätten
getötet werden müssen, nicht vor-
gelegen haben,

b) beim Auftreten nicht anzeigepflich-
tiger Tierseuchen,

c) bei seuchenähnlich verlaufenden
Tierkrankheiten und

d) bei wirtschaftlichen Schäden, die
infolge der Durchführung von Be-
kämpfungsmaßnahmen entstanden
sind,

2. für Maßnahmen zur planmäßigen Be-
kämpfung von Tierseuchen,

3. für Maßnahmen des Tiergesundheits-
schutzes,

4. zu den Kosten von Forschungsvorha-
ben, die der Feststellung, Bekämpfung
oder Verhütung von Tierseuchen oder
seuchenartigen Tierkrankheiten die-
nen.

Auf die Gewährung von Leistungen nach
Satz 1 Nr. 2 bis 4 besteht kein Rechtsan-
spruch.

(2) Die Höhe der Leistungen nach 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 darf 80 vom Hundert
der in § 67 Abs. 2 Satz 1 des Tierseuchen-
gesetzes genannten Höchstsätze nicht
überschreiten.

(3) § 67 Abs. 4, § 68 Abs. 1 und 1a und
die §§ 69 bis 72d des Tierseuchengesetzes
sowie § 6 Satz 2 gelten entsprechend.

§ 8

Erstattungen durch das Land

Das Land Hessen erstattet der Tierseu-
chenkasse

1. zur Hälfte die Entschädigungen und
Kostenerstattungen für Tiere, für die
Beiträge nach § 5 Abs. 1 zu erheben
sind oder erhoben werden können,

2. die Entschädigungen und Kostener-
stattungen für Tiere, für die nach § 71
Abs. 2 des Tierseuchengesetzes keine
Beiträge erhoben werden können und

3. im Falle einer Genehmigung nach § 3
Abs. 2 Satz 1 den nicht durch Beiträge
abgedeckten Anteil an Leistungen
nach § 7 Abs. 1.

§ 9

Verfahren

(1)  Entschädigungen, Kostenerstattun-
gen und Leistungen nach den §§ 6 und 7
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 werden auf Antrag der
Tierbesitzerin oder des Tierbesitzers
durch die Tierseuchenkasse in einem
Leistungsbescheid festgesetzt.

(2) Zur Feststellung des für die Ent-
schädigungen, Kostenerstattungen und
Leistungen nach den §§ 6 und 7 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 maßgeblichen Krankheitszu-
standes hat die Tierbesitzerin oder der
Tierbesitzer unverzüglich nach der Tö-
tung oder dem Eintritt des sonstigen leis-
tungsbegründenden Ereignisses eine Un-
tersuchung des Tieres durch die zuständi-
ge Behörde zu veranlassen. Für die Un-
tersuchung nach Satz 1 gilt § 15 des Tier-
seuchengesetzes entsprechend. 

(3) Der zugrunde zu legende gemeine
Wert des Tieres ist durch Schätzung der
zuständigen Behörde zu ermitteln. Das
Ergebnis der Schätzung ist mit den für
dieses maßgeblichen Gründen der Tier-
seuchenkasse und der Tierbesitzerin oder
dem Tierbesitzer mitzuteilen.

§ 10

Kostentragung in besonderen Fällen

(1) Die Kosten für Maßnahmen nach 
§ 78b des Tierseuchengesetzes tragen das
Land Hessen und die Tierseuchenkasse je
zur Hälfte; die Kosten der Durchführung
der Impfung trägt das Land zu einem
Drittel, im Übrigen die Tierseuchenkasse.

(2) Die Kosten einer nach § 17 Abs. 1
Nr. 17 oder § 23 des Tierseuchengesetzes
angeordneten Maßnahme trägt die Tier-
besitzerin und der Tierbesitzer.

§ 11

Übernahme weiterer Aufgaben

Die zuständigen Behörden können der
Tierseuchenkasse mit deren Zustimmung
Aufgaben als beauftragte Stelle übertra-
gen, wenn eine solche Beauftragung in
tierseuchenrechtlichen Vorschriften vor-
gesehen ist. Die Tierseuchenkasse kann
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Tätigkeiten im Rahmen ihr übertragener
Aufgaben durch Dritte durchführen las-
sen.

§ 12

Datenverarbeitung

Die Tierseuchenkasse ist berechtigt,
zum Zwecke der Beitrags- und Umlagen-
erhebung nach § 5 sowie der Gewährung
von Entschädigungen, Kostenerstattun-
gen nach § 6 und Leistungen nach § 7
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 im hierzu erforderli-
chen Umfang personenbezogene Daten
aus den Meldungen der Tierbesitzerinnen
und Tierbesitzer und aus Datenbanken,
bei denen nach § 26 der Viehverkehrsver-
ordnung Daten vorliegen, zu verarbeiten.
Sie darf diese Daten den für das Veteri-
närwesen zuständigen Behörden übermit-
teln, soweit dies zur Erfüllung der Aufga-
ben erforderlich ist.

§ 13

Pflichten der Gemeinden

(1) Den Gemeinden obliegt die Durch-
führung von Tierseuchenbekämpfungs-
maßnahmen als Aufgabe zur Erfüllung
nach Weisung der zuständigen Behörde.

(2) Die Gemeinden haben auf ihre
Kosten

1. die zur Durchführung der Sperre nach
§ 22 des Tierseuchengesetzes erforder-
lichen Einrichtungen zu schaffen, so-
weit dazu nicht die Tierbesitzerin oder
der Tierbesitzer oder die Betreiberin
oder der Betreiber der Anlage oder
Einrichtung verpflichtet ist,

2. auf Ersuchen der zuständigen Behörde
tierseuchenrechtliche Anordnungen
öffentlich bekannt zu machen,

3. auf Ersuchen der zuständigen Behörde
die Durchführung angeordneter Maß-
nahmen zu überwachen und

4. nach Weisung der für tierseuchenbe-
hördlichen Maßnahmen zuständigen
Behörde Hilfskräfte und Beförderungs-
mittel zur Durchführung einer ange-
ordneten Tötung, Impfung, Zerlegung
oder unschädlichen Beseitigung von
Tieren oder zur Durchführung ange-
ordneter Maßnahmen diagnostischer
Art zu stellen.

§ 14

Zuständigkeiten

Die zur Ausführung des Tierseuchen-
gesetzes zuständigen Behörden werden
durch Rechtsverordnung bestimmt. Die
Zuständigkeitsbestimmung kann abwei-
chend von § 1 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes
zum Vollzug von Aufgaben auf den Ge-
bieten des Veterinärwesens, der Lebens-
mittelüberwachung und des Verbraucher-
schutzes vom 21. März 2005 (GVBl. I 
S. 229, 232), geändert durch Gesetz vom
14. Dezember 2009 (GVBl. I S. 661), erfol-
gen.
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§ 15

Erlass von Rechtsverordnungen

Die für die Tierseuchenbekämpfung
zuständige Ministerin oder der hierfür zu-
ständige Minister erlässt die Rechtsver-
ordnungen nach diesem Gesetz.

§ 16

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Es tritt mit Ablauf
des 31. Dezember 2015 außer Kraft.

Artikel 3

Aufhebung von Vorschriften

Aufgehoben werden:

1. die Tierseuchenanordnung zum Schut-
ze gegen die Rinderpest vom 21. De-
zember 1966 (GVBl. I 1967 S. 2)3), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom
24. April 2006 (GVBl. I S. 138),

2. das Hessische Ausführungsgesetz zum
Tierseuchengesetz vom 22. Dezember
2000 (GVBl. I S. 624)4), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 29. November
2005 (GVBl. I S. 769),

3. das Hessische Ausführungsgesetz zum
Tierische Nebenprodukte-Beseiti-
gungsgesetz vom 19. Juli 2005 (GVBl. I
S. 542)5),

4. die Anordnung über Zuständigkeiten
nach den Vorschriften über die Beseiti-
gung von tierischen Nebenprodukten
vom 18. November 2005 (GVBl. I 
S. 777)6), geändert durch Verordnung
vom 24. April 2006 (GVBl. I S. 138),

5. die Einzugsbereichsverordnung vom
25. März 2009 (GVBl. I S. 130)7),

6. das Fleischbeschaukostengesetz vom
5. Juli 1961 (GVBl. S. 103)8), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 3. November
1998 (GVBl. I S. 414),

7. das Gesetz über die Ermächtigung zur
Bestimmung der Zuständigkeiten nach
dem Fleischbeschaugesetz vom 4. April
1973 (GVBl. I S. 131)9),

8. das Gesetz über die Ermächtigung zur
Bestimmung der Zuständigkeiten nach
dem Tierschutzgesetz vom 15. Dezem-
ber 1972 (GVBl. I S. 423)10).

3) Hebt auf GVBl. II S. 356-76
4) Hebt auf GVBl. II S. 356-171
5) Hebt auf GVBl. II S. 356-178
6) Hebt auf GVBl. II S. 356-179
7) Hebt auf GVBl. II S. 356-185
8) Hebt auf GVBl. II S. 357-3
9) Hebt auf GVBl. II S. 357-10
10) Hebt auf GVBL II. S. 358-4
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Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 14. Dezember 2010

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n  

B o u f f i e r f ü r  U m w e l t ,  E n e r g i e ,
L a n d w i r t s c h a f t  u n d  
Ve r b r a u c h e r s c h u t z

P u t t r i c h
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Artikel 11)

Hessisches Ausführungsgesetz zum
Bundesnaturschutzgesetz

(HAGBNatSchG)*)

Inhaltsübersicht

Erster Teil

Organisations- und allgemeine 
Verfahrensvorschriften

§ 1 Naturschutzbehörden

§ 2 Zuständigkeiten 

§ 3 Vorrang des Vertragsnaturschutzes,
Verwaltungsverfahren

Zweiter Teil

Naturschutzdatenhaltung und 
Bewirtschaftungspläne

§ 4 Naturschutzdatenhaltung

§ 5 Bewirtschaftungspläne

Dritter Teil

Landschaftsplanung – zu Kapitel 2 des
Bundesnaturschutzgesetzes

§ 6 Landschaftsplanung 

Vierter Teil

Eingriffsregelung – zu Kapitel 3 des 
Bundesnaturschutzgesetzes

§ 7 Ergänzende Bestimmungen zum
Vollzug der Eingriffsregelung

§ 8 Eingriffszulassung nach 
Umweltverträglichkeitsprüfung

§ 9 Erhebung und Verwendung der 
Ersatzzahlung

§ 10 Ökokonto

§ 11 Ökoagentur

Fünfter Teil

Schutz bestimmter Teile von Natur und
Landschaft – zu Kapitel 4 des 
Bundesnaturschutzgesetzes

Erster Abschnitt

Erklärung zum geschützten Teil von 
Natur und Landschaft

und gesetzlicher Biotopschutz

§ 12 Erklärung zum geschützten Teil von
Natur und Landschaft nach Kapitel 4
des Bundesnaturschutzgesetzes, 
Sicherstellung

§ 13 Gesetzlicher Biotopschutz

Zweiter Abschnitt

Netz „Natura 2000“

§ 14 Errichtung von Natura 2000

§ 15 Schutz und Pflege für Natura-2000-
Gebiete

§ 16 Ergänzende Bestimmungen zur 
Prüfung der Verträglichkeit von 
Projekten und zur Entscheidung
über Ausnahmen nach § 34 des
Bundesnaturschutzgesetzes

Sechster Teil

Artenschutz

§ 17 Überwachung von Verboten des 
Artenschutzes

§ 18 Befreiung vom Anzeigeerfordernis
für Tiergehege

Siebter Teil

Beschränkung von Rechten

§ 19 Geschützte Bezeichnungen

§ 20 Duldungspflichten

§ 21 Enteignung und Entschädigung

Achter Teil

Ehrenamtliche Mitwirkung und 
Naturschutzakademie

§ 22 Naturschutzbeiräte

§ 23 Mitwirkung anerkannter 
Naturschutzvereinigungen

§ 24 Ehrenamtliche Beratung auf dem
Gebiet des Vogelschutzes

§ 25 Betreuung von Schutzgebieten

§ 26 Naturschutzakademie

Neunter Teil

Verhalten in der Flur

§ 27 Betreten der freien Landschaft, 
Satzung über das Verhalten in der
Flur

1) GVBl. II 881-51
*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der

1. Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über
die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öf-
fentlichen und privaten Projekten (ABl. EG Nr. L 175 
S. 40), zuletzt geändert durch Richtlinie 2009/31/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April
2009 (ABl. EU Nr. L 140 S. 114),

2. Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Er-
haltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild -
lebenden Tiere und Pflanzen (ABl. EG Nr. L 206 S. 7), zu-
letzt geändert durch Richtlinie 2006/105/EG des Rates
vom 20. Dezember 2006 (ABl. EU Nr. L 363 S. 368),

3. Richtlinie 2006/123/EG des europäischen Parlamentes
und des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleis-
tungen im Binnenmarkt (ABl. EU Nr. L 376 S. 36), 

4. Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlamentes
und des Rates vom 30. November 2009 über die Erhal-
tung der wildlebenden Vogelarten (ABl. EU Nr. L 20 S. 7).

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Neuregelung des Rechts des Naturschutzes und der Landschaftspflege

Vom 20. Dezember 2010



Zehnter Teil

Bußgeldvorschriften

§ 28 Bußgeldvorschriften

§ 29 Einziehung

§ 30 Überleitung bisheriger 
Ahndungsbestimmungen

Elfter Teil

Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 31 Übergangsvorschriften

§ 32 Fortgeltung bisherigen Rechts

§ 33 Aufhebung bisherigen Rechts 

§ 34 Verordnungsermächtigungen

§ 35 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Erster Teil

Organisations- und allgemeine 
Verfahrensvorschriften

§ 1

Naturschutzbehörden

(1) Oberste Naturschutzbehörde ist das
für Naturschutz und Landschaftspflege
zuständige Ministerium.

(2) Obere Naturschutzbehörde ist das
Regierungspräsidium.

(3) Die Aufgaben der unteren Natur-
schutzbehörde werden dem Kreisaus-
schuss, in den kreisfreien Städten und
den Städten mit mehr als 50 000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern dem Magistrat
zur Erfüllung nach Weisung übertragen.
In Nationalparks nimmt das National-
parkamt die Aufgaben der unteren Natur-
schutzbehörde wahr.

(4) Weisungen nach Abs. 3 Satz 1 sol-
len sich auf allgemeine Anordnungen be-
schränken; Weisungen im Einzelfall sind
zulässig, wenn 

1. die Aufgaben nicht in Einklang mit
den Gesetzen wahrgenommen wer-
den, 

2. allgemeine Weisungen nicht befolgt
werden, 

3. Fälle von übergeordneter oder überört-
licher Bedeutung vorliegen oder 

4. ein besonderes öffentliches Interesse
besteht.

§ 2

Zuständigkeiten

(1) Zuständige Behörde für den Voll-
zug des Naturschutzrechts ist die untere
Naturschutzbehörde, soweit durch
Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt
ist. Besteht aufgrund anderer Rechtsvor-
schriften eine Zuständigkeit des Regie-

rungspräsidiums, die im Wesentlichen
den gleichen Gegenstand betrifft, für den
auch eine naturschutzrechtliche Entschei-
dung auf der unteren Verwaltungsstufe
erforderlich wäre, so ist die obere Natur-
schutzbehörde zuständig.

(2) Außer in den in diesem Gesetz ge-
nannten Fällen ist die obere Naturschutz-
behörde zuständig für

1. die Pflege von Naturschutzgebieten
mit mehr als 5 ha Fläche,

2. die Erteilung von Befreiungen nach 
§ 67 Abs. 1 des Bundesnaturschutzge-
setzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2542) von Verboten und Geboten in
Rechtsverordnungen über 

a) Naturschutzgebiete und 

b) Landschaftsschutzgebiete,

in den Fällen des Buchst. a einschließ-
lich der Entscheidung über das Vorlie-
gen weiterer naturschutzrechtlicher
Voraussetzungen,

3. die Entgegennahme von Anzeigen und
Entscheidungen nach § 34 Abs. 6 des
Bundesnaturschutzgesetzes,

4. die Verträglichkeitsprüfung nach § 35
in Verbindung mit § 34 Abs. 1 und 2
des Bundesnaturschutzgesetzes,

5. den Vollzug des Artenschutzrechts

a) nach Kapitel 5 des Bundesnatur-
schutzgesetzes, außer 

aa) für Genehmigungen nach § 39
Abs. 4 Satz 1 des Bundesnatur-
schutzgesetzes, 

bb) die Zulassung von Ausnahmen
nach § 45 Abs. 7 Satz 1 des
Bundesnaturschutzgesetzes und
die Erteilung von Befreiungen
nach § 67 Abs. 2 des Bundes-
naturschutzgesetzes von den
Verboten des § 44 Abs. 1 und
Abs. 2 Nr. 1 des Bundesnatur-
schutzgesetzes,

b) nach der Bundesartenschutzverord-
nung vom 16. Februar 2005 (BGBl. I
S. 258, 896), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I
S. 2542), außer für die Zulassung
von Ausnahmen nach § 2 Abs. 1
Satz 2 und Abs. 2 der Bundesarten-
schutzverordnung,

c) soweit Maßnahmen und Handlun-
gen nach Rechtsakten des Rates
oder der Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften oder nach
internationalen Verträgen erforder-
lich sind und in die Zuständigkeit
des Landes fallen,

6. die Wahrnehmung der Aufgaben nach
dem Umweltschadensgesetz vom 
10. Mai 2007 (BGBl. I S. 666), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 31. Juli
2009 (BGBl. I S. 2585), soweit ein Um-
weltschaden oder die Gefahr eines
Umweltschadens nach § 2 Nr. 1
Buchst. a des Umweltschadensgeset-
zes vorliegt.
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(3) Die oberste Naturschutzbehörde ist
zuständig für

1. die Aufsicht über die Biosphärenreser-
vate; die Zuständigkeit des Landrats
für die Verwaltung des Biosphärenre-
servats Rhön nach § 1 Abs. 2 des Ge-
setzes zur Neuordnung der Aufgaben
des Landrats sowie des Oberbürger-
meisters als Behörden der Landesver-
waltung vom 21. März 2005 (GVBl. I 
S. 229), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 14. Dezember 2009 (GVBl. I 
S. 634) bleibt unberührt,

2. die Erfüllung der Aufgaben nach § 32
Abs. 1 Satz 1 und 2 des Bundesnatur-
schutzgesetzes.

(4) Abweichend von Abs. 2 Nr. 5
Buchst. a Doppelbuchst. bb ist die Staatli-
che Vogelschutzwarte für Hessen, Rhein-
land-Pfalz und Saarland zuständig für die
Erteilung von Ausnahmen nach § 45 
Abs. 7 Satz 1 des Bundesnaturschutzge-
setzes und nach § 4 Abs. 3 der Bundesar-
tenschutzverordnung für die Beringung
von Vögeln zu Forschungszwecken.

(5) Der Landesbetrieb Hessen-Forst ist
zuständig für die Zulassung von Ausnah-
men nach § 45 Abs. 7 Satz 1 des Bundes-
naturschutzgesetzes und Befreiungen von
Verboten und Geboten in Rechtsverord-
nungen über Naturschutzgebiete nach 
§ 67 Abs. 1 des Bundesnaturschutzgeset-
zes für Maßnahmen, die bei Kartierungen
und Bestandserhebungen für Forschungs-
vorhaben des Naturschutzes und der
Landschaftspflege erforderlich sind und
über einen Regierungsbezirk hinausge-
hen. 

(6) Sind in der gleichen Sache mehrere
Naturschutzbehörden örtlich zuständig,
so ist die Naturschutzbehörde zuständig,
in deren Bezirk der Schwerpunkt der An-
gelegenheit oder der überwiegende Flä-
chenanteil liegt; im Zweifel bestimmt die
gemeinsame nächst höhere Naturschutz-
behörde die zuständige Behörde.

§ 3

Vorrang des Vertragsnaturschutzes, 
Verwaltungsverfahren

(§ 3 Abs. 1 Satz 1 abweichend von § 3
Abs. 3 des Bundesnaturschutzgesetzes)

(1) Bei allen Maßnahmen zur Durch-
führung des Naturschutzrechts ist ver-
traglichen Vereinbarungen der Vorzug
vor ordnungsrechtlichen Maßnahmen zu
geben, soweit der beabsichtigte Zweck
auf diese Weise mit angemessenem Auf-
wand erreicht werden kann oder die Art
der Maßnahme dem nicht entgegensteht.
Vorbehaltlich einer davon abweichenden
vertraglichen Regelung kann die oder der
Nutzungsberechtigte nach Ablauf des
Vertrages die betroffenen Grundstücke
nach den Maßgaben des § 14 Abs. 3 Nr. 1
und § 30 Abs. 5 des Bundesnaturschutz-
gesetzes wie vor Vertragsbeginn nutzen. 

(2) Wird über die beantragte

1. Genehmigung nach § 17 Abs. 3 Satz 1
des  Bundesnaturschutzgesetzes,

2. Ausnahme nach § 30 Abs. 3 des Bun-
desnaturschutzgesetzes oder

3. Genehmigung 

a) nach einer Rechtsverordnung über
ein Landschaftsschutzgebiet, ein
Naturdenkmal oder einen ge-
schützten Landschaftsbestandteil
oder

b) nach einer Satzung nach § 12 
Abs. 1 Satz 3 über einen geschütz-
ten Landschaftsbestandteil

nicht innerhalb einer Frist von drei Mona-
ten, über eine beantragte Genehmigung
nach § 39 Abs. 4 Satz 1 des Bundesnatur-
schutzgesetzes nicht innerhalb einer Frist
von einem Monat entschieden, gilt sie als
erteilt. Im Übrigen gilt § 42a des Hessi-
schen Verwaltungsverfahrensgesetzes in
der Fassung vom 15. Januar 2010 (GVBl. I
S. 18). Die Naturschutzbehörde prüft die
Antragsunterlagen und teilt der Antrag-
stellerin oder dem Antragsteller binnen
eines Monats nach Eingang des Antrags
mit, ob die Unterlagen vollständig sind
oder welche weiteren Auskünfte sie zur
vollständigen Würdigung des Sachver-
halts benötigt. Das Genehmigungsver -
fahren für eine Genehmigung nach § 39
Abs. 4 Satz 1 des Bundesnatur schutz -
gesetzes kann über eine einheitliche Stel-
le nach Teil V Abschnitt 1a des Hessi-
schen Verwaltungsverfahrensgesetzes ab-
gewickelt werden.

(3) Eine nach § 30 Abs. 3 des Bundes-
naturschutzgesetzes erforderliche Aus-
nahme oder eine aufgrund einer Rechts-
verordnung über ein Landschaftsschutz-
gebiet, Naturdenkmal oder einen ge-
schützten Landschaftsbestandteil erfor-
derliche Genehmigung wird durch eine
nach anderen Rechtsvorschriften erfor-
derliche Zulassung ersetzt. Die Entschei-
dung über die Zulassung erfolgt hinsicht-
lich der Voraussetzungen des § 30 Abs. 3
des Bundesnaturschutzgesetzes oder der
jeweiligen Rechtsverordnung im Einver-
nehmen mit der zuständigen Natur-
schutzbehörde.

(4) Bedarf die Zulassung oder Ausfüh-
rung eines Vorhabens oder einer sonsti-
gen Maßnahme einer Ausnahme nach 
§ 45 Abs. 7 Satz 1 oder einer Befreiung
nach § 67 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1
des Bundesnaturschutzgesetzes, so ist
über alle weiteren erforderlichen natur-
schutzrechtlichen Zulassungsvorausset-
zungen in diesem Verfahren mit zu ent-
scheiden; eine Konzentrationswirkung
nach § 75 Abs. 1 Satz 1 des Hessischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes bleibt
hiervon unberührt. 

(5) Für Maßnahmen nach § 3 Abs. 2
und § 17 Abs. 8 des Bundesnaturschutz-
gesetzes gelten die §§ 6 bis 9 des Hessi-
schen Gesetzes über die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung in der Fassung
vom 14. Januar 2005 (GVBl. I S. 14), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 14. De-
zember 2009 (GVBl. I S. 635). 
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Zweiter Teil

Naturschutzdatenhaltung und 
Bewirtschaftungspläne

§ 4

Naturschutzdatenhaltung

(1) Die Naturschutzbehörden führen
für ihren Zuständigkeitsbereich Register,
in die alle Natura-2000-Gebiete, Natur-
schutz- und Landschaftsschutzgebiete,
Naturdenkmäler, geschützten Land-
schaftsbestandteile sowie alle Grundstü-
cke, auf denen rechtliche Beschränkun-
gen zugunsten des Naturschutzes lasten,
einzutragen sind.

(2) Für das Land wird ein Naturschutz-
informationssystem (NATUREG) einge-
richtet. Die Behörden des Landes, die un-
teren Naturschutzbehörden und die sons-
tigen öffentlichen Planungsträger über-
mitteln die im Rahmen ihrer Zuständig-
keiten oder Aufgaben erhobenen Natur-
schutzfachdaten an NATUREG. Dies gilt
für
1. gutachterlich erhobene Daten zu Bio-

topen, einschließlich der nach § 30
Abs. 2 des Bundesnaturschutzgesetzes
und nach § 13 zu schützenden Tier-
und Pflanzenarten,

2. Erkenntnisse über Tiere, Pflanzen und
deren Biotope aus Verträglichkeitsprü-
fungen nach § 34 Abs. 1 und 6 und 
§ 35 des Bundesnaturschutzgesetzes,

3. flächengebundene Maßnahmen des
Naturschutzes und der Landschafts-
pflege, insbesondere Förderungen,
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen,
auch nach § 1a Abs. 3 Satz 2 bis 4 des
Baugesetzbuchs in der Fassung vom
23. September 2004 (BGBl. I S. 2415),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585),

4. Maßnahmen des Vertragsnaturschut-
zes und nach § 16 des Bundesnatur-
schutzgesetzes.

Zusammen mit den Naturschutzfachdaten
sind die dazugehörigen Gutachten und
Metadaten nach § 35 Abs. 2, 3 und 5 des
Hessischen Vermessungs- und Geoinfor-
mationsgesetzes vom 6. September 2007
(GVBl. I S. 548), geändert durch Gesetz
vom 4. März 2010 (GVBl. I S. 72), zu über-
mitteln. In NATUREG werden die über-
mittelten Daten aufbereitet, auf geeignete
Weise zusammengefasst und für jeder-
mann zugänglich gemacht, soweit nicht
Schutzerfordernisse der zu schützenden
Tiere oder Pflanzen dem entgegenstehen.

(3) Die Naturschutzbehörden haben
darauf hinzuwirken, dass der Datenaus-
tausch digital und über definierte Schnitt-
stellen oder einheitliche Werkzeuge erfol-
gen kann. Die oberste Naturschutzbehör-
de kann die Datenformate und -inhalte
sowie die zeitlichen Abstände ihrer Ak-
tualisierung festlegen.

§ 5

Bewirtschaftungspläne

(1) In Bewirtschaftungsplänen werden
gutachtlich Maßnahmen aufgeführt, die

1. a) zur Erreichung der Schutzzwecke
von Naturschutzgebieten,

b) nach den Ermittlungen der oberen
Naturschutzbehörde nach § 15 
Abs. 1 zur Erhaltung oder Wieder-
herstellung eines günstigen Erhal-
tungszustandes der Natura-2000-
Gebiete geeignet sowie gegebe-
nenfalls im Rahmen der Überwa-
chung 

erforderlich sind oder

2. der Umsetzung nach § 38 Abs. 2 Satz 1
des Bundesnaturschutzgesetzes erfor-
derlicher vorbeugender Schutzmaß-
nahmen und Artenhilfsprogramme
oder im Rahmen des § 44 Abs. 4 Satz 3
des Bundesnaturschutzgesetzes erfor-
derlicher Artenschutzprogramme die-
nen sollen.

Werden hinsichtlich einer Fläche mehrere
Zielsetzungen nach Satz 1 verfolgt, so sol-
len diese in einem Bewirtschaftungsplan
zusammengefasst dargestellt werden.
Zielsetzungen nach Satz 1 Nr. 1 Buchst. b
gehen in der Regel den anderen, Zielset-
zungen nach Satz 1 Nr. 2 in der Regel de-
nen nach Satz 1 Nr. 1 Buchst. a vor. 

(2) Zuständig für die Aufstellung und
Durchführung der Bewirtschaftungspläne
ist in den Fällen des 

1. Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a die Natur-
schutzbehörde, die das Naturschutzge-
biet ausgewiesen hat,

2. Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b die untere
Forstbehörde unter Aufsicht der obe-
ren Naturschutzbehörde für Gebiete,
die überwiegend aus Wald bestehen,
für die übrigen Gebiete die Landrätin
oder der Landrat in Wahrnehmung der
Aufgaben Landwirtschaft und Land-
schaftspflege nach § 1 Abs. 1 des Ge-
setzes zum Vollzug von Aufgaben in
den Bereichen der Landwirtschaft, der
Landschaftspflege, der Dorf- und Re-
gionalentwicklung und des ländlichen
Tourismus vom 21. März 2005 (GVBl. I
S. 229), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 20. Dezember 2010 (GVBl. I 
S. 629); die obere Naturschutzbehörde
entscheidet in Zweifelsfällen über die
Zuständigkeit, 

3. Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 die obere Natur-
schutzbehörde. 

Auf der Grundlage vertraglicher Verein-
barungen können Dritte, insbesondere
Landschaftspflegeverbände, mit der Er-
stellung eines Bewirtschaftungsplans be-
auftragt werden.

(3) Bewirtschaftungspläne sind im Be-
nehmen mit den kommunalen Planungs-
trägern und unter Beteiligung der Betrof-
fenen, der Beauftragten der Vogelschutz-
warte für Hessen, Rheinland-Pfalz und
Saarland, soweit Fragen des Vogelschut-
zes berührt sind, und der in Hessen aner-
kannten Naturschutzvereinigungen auf-
zustellen. Bei der Planung und dem Voll-
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zug der Maßnahmen ist den Anforderun-
gen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kul-
tur sowie den örtlichen Besonderheiten
mit dem Ziel eines Ausgleichs der Interes-
sen der Betroffenen Rechnung zu tragen.
Die Pläne nach Abs. 1 Nr. 1 sind vorran-
gig, Pläne nach Abs. 1 Nr. 2 sind aus-
schließlich durch vertragliche Vereinba-
rungen oder vorlaufende Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen umzusetzen und in ge-
eigneter Form zu veröffentlichen.

Dritter Teil

Landschaftsplanung – zu Kapitel 2 des
Bundesnaturschutzgesetzes

§ 6

Landschaftsplanung
(§ 6 Abs. 1 Satz 1 abweichend von 

§ 10 Abs. 1 und 2 des 
Bundesnaturschutzgesetzes)

(1) Die überörtlichen konkretisierten
Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen des
Naturschutzes und der Landschaftspflege
werden für den Bereich des Landes und,
soweit erforderlich, für Teile des Landes
im Landschaftsprogramm als Bestandteil
des Landesentwicklungsplans dargestellt.
Die Strategische Umweltprüfung des
Landschaftsprogramms erfolgt nach den
Vorschriften des Raumordnungsgesetzes
vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), in jeweils
gültiger Fassung.

(2) Landschaftspläne nach § 11 des
Bundesnaturschutzgesetzes sind als Be-
standteile der Flächennutzungspläne im
Benehmen mit den unteren Naturschutz-
behörden und, soweit Natura-2000-Ge-
biete oder Naturschutzgebiete von mehr
als 5 ha Fläche betroffen sein können, im
Benehmen mit den oberen Naturschutz-
behörden zu erstellen, Grünordnungsplä-
ne nach § 11 des Bundesnaturschutzge-
setzes als Bestandteile von Bebauungs-
plänen. Die Strategische Umweltprüfung
der Landschafts- und Grünordnungspläne
erfolgt nach den Vorschriften des Bauge-
setzbuchs mit der Maßgabe, dass hin-
sichtlich der Angaben in dem Umweltbe-
richt nach § 2 Abs. 4 Satz 3 des Bauge-
setzbuchs in Bezug auf die Inhalte des
Landschafts- oder Grünordnungsplans
auch der Behörde bekannte Äußerungen
der Öffentlichkeit zu berücksichtigen
sind.

(3) Die Naturschutzbehörden bringen
die für den Aufbau eines Biotopverbunds
nach § 21 des Bundesnaturschutzgesetzes
bedeutsamen Planungsinhalte ein, ein-
schließlich aller Flächen, für die rechtli-
che Bindungen zugunsten von Natur-
schutz und Landschaftspflege bestehen,
und wirken darauf hin, dass benachbarte
Landschaftspläne aufeinander abge-
stimmt werden. 

Vierter Teil

Eingriffsregelung – zu Kapitel 3 des Bun-
desnaturschutzgesetzes

§ 7

Ergänzende Bestimmungen zum Vollzug
der Eingriffsregelung

(§ 7 Abs. 1 Satz 1 abweichend von § 15
Abs. 2 Satz 1 des Bundesnaturschutz -

gesetzes, § 7 Abs. 2 Satz 1 und 2 
abweichend von § 15 Abs. 2 Satz 3 des
Bundesnaturschutzgesetzes, § 7 Abs. 4

Satz 1 abweichend von § 17 Abs. 3 Satz 3
des Bundesnaturschutzgesetzes)

(1) Ersatzmaßnahmen nach § 15 Abs. 2
Satz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes
gelten als Ausgleichsmaßnahmen nach 
§ 15 Abs. 2 Satz 2 des Bundesnaturschutz-
gesetzes. Maßnahmen dürfen nicht als
Ausgleich oder Ersatz eines Eingriffs an-
gerechnet werden, soweit sie aus öffentli-
chen Mitteln gefördert werden.

(2) Eine Ersatzmaßnahme gilt auch
dann als im betroffenen Naturraum gele-
gen, wenn sie und der zu ersetzende Ein-
griff im Gebiet desselben Flächennut-
zungsplans oder Landkreises oder in den
Gebieten benachbarter Landkreise lie-
gen; dies gilt für kreisfreie Städte entspre-
chend. Eine Ersatzmaßnahme gilt auch
dann als gleichwertige Herstellung der
durch einen Eingriff beeinträchtigten
Funktion und landschaftsgerechte Neu-
gestaltung der Landschaft im Sinne von 
§ 15 Abs. 2 Satz 3 des Bundesnaturschutz-
gesetzes, wenn

1. durch sie nach Maßgabe von Bewirt-
schaftungsplänen Erhaltungsziele von
Natura-2000-Gebieten oder Schutzzie-
le von Naturschutzgebieten gefördert
werden oder die Erhaltungszustände
von nach dem Anhang IV der Richtli-
nie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai
1992 zur Erhaltung der natürlichen Le-
bensräume sowie der wildlebenden
Tiere und Pflanzen (ABl. EG Nr. L 206,
S. 7), zuletzt geändert durch Richtlinie
2006/105/EG (ABl. EU Nr. L 363, 
S. 368), stark gefährdeter oder vom
Aussterben bedrohter Arten oder von
Arten, für deren Erhalt in Deutschland
Hessen eine besondere Verantwortung
trägt, verbessert werden oder

2. sie von der Ökoagentur nach § 11
durchgeführt wird.

(3) In den Fällen des § 17 Abs. 1 des
Bundesnaturschutzgesetzes ist das Be-
nehmen mit der für Naturschutz und
Landschaftspflege zuständigen Behörde
der gleichen Verwaltungsstufe herzustel-
len. 

(4)  Ist für einen Eingriff in Natur und
Landschaft eine Genehmigung nach § 17
Abs. 3 Satz 1 des Bundesnaturschutzge-
setzes erforderlich, so ist sie nur zu ertei-
len, wenn neben den Voraussetzungen
nach § 17 Abs. 3 Satz 3 des Bundesnatur-
schutzgesetzes auch § 35 des Baugesetz-
buchs dem Eingriff nicht entgegensteht.
Die Genehmigung erlischt, wenn mit dem
Eingriff nicht innerhalb eines Jahres nach
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Bestandskraft des Bescheides begonnen
worden ist oder ein begonnener Eingriff
länger als drei Jahre unterbrochen wurde.

(5) Ist ein Umweltschaden im Sinne
des § 19 des Bundesnaturschutzgesetzes
zu vermeiden oder zu sanieren, kann die
obere Naturschutzbehörde im Einzelfall
ihre Zuständigkeit hinsichtlich der Wahr-
nehmung der Befugnisse nach den §§ 7
und 8 des Umweltschadensgesetzes auf
die untere Naturschutzbehörde übertra-
gen, wenn die zu ergreifenden Maßnah-
men im Wesentlichen den nach § 17 
Abs. 8 des Bundesnaturschutzgesetzes er-
forderlichen entsprechen. Dabei kann sie
nähere Bestimmungen im Hinblick auf
besondere Anforderungen der Schutzgü-
ter nach § 19 Abs. 1 bis 3 des Bundesna-
turschutzgesetzes treffen.

§ 8

Eingriffszulassung nach 
Umweltverträglichkeitsprüfung

Für folgende Eingriffe ist eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung nach den Anfor-
derungen des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung in der Fassung
vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), in
der jeweils geltenden Fassung erforder-
lich:

1. Abgrabungen zur Gewinnung von Bo-
denbestandteilen wie Kies, Sand, Mer-
gel, Ton, Lehm oder von Steinen, für
die keine bergrechtlichen oder im-
missionsschutzrechtlichen Verfahren
durchgeführt werden müssen, auf ei-
ner zusammenhängenden Fläche

a) von mehr als 10 ha in allen Fällen,

b) von 10 ha oder weniger nach allge-
meiner Vorprüfung des Einzelfalls,

2. die Aufnahme oder Intensivierung ei-
ner landwirtschaftlichen Nutzung auf
Ödland oder im Bereich von gesetzlich
geschützten Biotopen nach § 30 Abs. 2
Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes
und § 13 Abs. 1 auf einer zusammen-
hängenden Fläche

a) von mehr als 5 ha in allen Fällen,

b) von 5 ha bis zu 1 ha, innerhalb von
Naturschutzgebieten und Natura-
2000-Gebieten auch weniger, nach
standortbezogener Vorprüfung des
Einzelfalls,

3. die dauerhafte Herrichtung oder Ver-
änderung eines durch eine mechani-
sche Aufstiegshilfe, Beleuchtung oder
Beschneiungsanlage erschlossenen
Geländes für Abfahrten mit Winter-
sportgeräten.

Auf Verfahren, die der Entscheidung über
die Zulässigkeit von Vorhaben nach Satz 1
dienen und die vor dem 28. Juni 2002 be-
gonnen und noch nicht abgeschlossen
worden sind, findet § 8 Anwendung. Hat
der Träger eines Vorhabens einen Antrag
auf Zulassung des Vorhabens, der min-
destens die Angaben zu Standort, Art und
Umfang des Vorhabens enthalten muss,
vor dem 14. März 1999 bei der zuständi-

gen Behörde eingereicht, findet § 8 keine
Anwendung. Satz 3 gilt nicht, wenn es
sich um ein Vorhaben handelt, das in dem
Anhang II der Richtlinie 85/337/EWG des
Rates vom 27. Juni 1985 über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung bei bestimmten
öffentlichen und privaten Projekten 
(ABl. EG Nr. L 175 S. 40), zuletzt geändert
durch Richtlinie 2009/31/EG vom 
23. April 2009 (ABl. EU Nr. L 140 S. 114),
aufgelistet ist. In diesem Fall ist eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung durchzufüh-
ren, wenn sich aufgrund überschlägiger
Prüfung der zuständigen Behörde ergibt,
dass das Vorhaben insbesondere auf-
grund seiner Art, seiner Größe oder sei-
nes Standortes erhebliche nachteilige
Umweltauswirkungen haben kann und
das Verfahren nicht vor dem 3. Juli 1988
begonnen worden ist.

§ 9

Erhebung und Verwendung der 
Ersatzzahlung

(1) Die nach § 15 Abs. 6 des Bundesna-
turschutzgesetzes festzusetzende Ersatz-
zahlung ist zugunsten des Landes zu er-
heben. Eingriffsverursacher haben die zur
Festsetzung notwendigen Unterlagen und
Berechnungen vorzulegen.

(2) Die Mittel aus der Ersatzzahlung
sind zeitnah, in der Regel innerhalb von
drei Jahren ab dem Zeitpunkt der Erhe-
bung, für die in § 15 Abs. 6 Satz 7 des
Bundesnaturschutzgesetzes genannten
Zwecke zu verwenden. Festsetzung und
Verwendung der Ersatzzahlung unterlie-
gen der Aufsicht des Landes. Soweit die
Ersatzzahlung nicht von den Naturschutz-
behörden verausgabt wird, kann ihre Ver-
wendung einer der Aufsicht des Landes
unterstehenden Einrichtung oder einer
vom Lande beherrschten Gesellschaft
oder Stiftung übertragen werden.

(3) In den Fällen des § 135a Abs. 2
Satz 2 des Baugesetzbuchs beginnt die
Festsetzungsfrist hinsichtlich der Kosten-
erstattungsbeträge nach § 135a Abs. 3
Satz 2 des Baugesetzbuchs abweichend
von § 170 Abs. 1 der Abgabenordnung in
der Fassung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I
S. 3869, 2003 I S. 61), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 30. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2474), in Verbindung mit § 135a Abs. 4
des Baugesetzbuchs und § 4 Abs. 1 Nr. 4
Buchst. b des Gesetzes über kommunale
Abgaben vom 17. März 1970 (GVBl. I
S. 225), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 31. Januar 2005 (GVBl. I S. 54), frü-
hestens mit Inkrafttreten des Bebauungs-
plans, der die  Zuordnungsfestsetzung
nach § 9 Abs. 1a des Baugesetzbuchs ent-
hält.

§ 10

Ökokonto

(1) Vorlaufende Ausgleichs- oder Er-
satzmaßnahmen können unter den Vo-
raussetzungen des § 16 Abs. 1 des Bun-
desnaturschutzgesetzes sowie des § 7
Abs. 1 und 2  in ein Ökokonto eingebucht
werden. Vorlaufende Maßnahmen sind
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nur dann für die Kompensation eines Ein-
griffs anrechnungsfähig, wenn sie zuvor
abgenommen und in ein Ökokonto einge-
bucht wurden.

(2) Der ursprüngliche Wert der Fläche
vor Durchführung der Ausgleichs- oder
Ersatzmaßnahme ist festzuhalten (Be-
standswert). Der Wertzuwachs durch die
geplante Maßnahme ist unter Berücksich-
tigung des Planungsziels vorläufig zu be-
werten (Ausgangswert). Die Antragstelle-
rin oder der Antragsteller legt der Natur-
schutzbehörde die zur Einbuchung und
Bewertung der Maßnahme erforderlichen
Unterlagen vor. Sie oder er kann jederzeit
eine erneute Bewertung der Maßnahmen
verlangen, sofern sich der Wert voraus-
sichtlich erheblich verändert.

(3) Soll zur Kompensation eines Ein-
griffs eine in ein Ökokonto eingebuchte
Maßnahme in Anspruch genommen wer-
den, ist eine Abschlussbewertung durch-
zuführen. Als Ausgleich oder Ersatz an-
rechnungsfähig ist die Differenz zwischen
dem Abschlusswert und dem Bestands-
wert, soweit durch Rechtsverordnung
nach § 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a
nichts anderes bestimmt ist.

(4) Soll eine in ein Ökokonto einge-
buchte Maßnahme ganz oder teilweise für
den Ausgleich  oder Ersatz eines Eingriffs
eingesetzt werden, ist für alle am Verfah-
ren beteiligten Behörden die Bewertung
der Maßnahme durch die das Ökokonto
führende Naturschutzbehörde bindend.
Für die Zwecke der Eingriffszulassung
nach § 17 Abs. 1 oder 3 des Bundesnatur-
schutzgesetzes gilt das Benehmen zwi-
schen der Zulassungsbehörde und der
Naturschutzbehörde bezüglich der Eig-
nung und des anrechnungsfähigen Aus-
gleichs- oder Ersatzwertes dieser Aus-
gleichs- oder Ersatzmaßnahmen als her-
gestellt. Dies gilt entsprechend für die
Eignung einer Fläche für die Durchfüh-
rung von Ausgleichs- oder Ersatzmaßnah-
men. Die Beteiligung der Naturschutzbe-
hörde bei der Festlegung von Ausgleichs-
maßnahmen oder Maßnahmen zur Siche-
rung der Kohärenz des Netzes Natura
2000 bleibt unberührt.

(5) In Anspruch genommene Aus-
gleichs- oder Ersatzmaßnahmen und Flä-
chen sind aus dem Ökokonto auszubu-
chen. Die den Eingriff zulassende oder
genehmigende Behörde, bei Bebauungs-
plänen der Träger der Bauleitplanung,
unterrichtet die das Ökokonto führende
Naturschutzbehörde über in Anspruch
genommene Maßnahmen nach Eintritt
der Bestandskraft des Bescheides oder In-
krafttreten des Bebauungsplans.

(6) Vorlaufende Ausgleichs- oder Er-
satzmaßnahmen sind entsprechend ihrem
festgestellten Wert handelbar (Ökopunk-
tehandel).

§ 11

Ökoagentur

Die oberste Naturschutzbehörde kann
nach Maßgabe einer Rechtsverordnung

nach § 34 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. h eine
Agentur zur Bevorratung und zum Ver-
trieb vorlaufender Ausgleichs- oder Er-
satzmaßnahmen oder hierfür geeigneter
Flächen (Ökoagentur) anerkennen. Die
Ökoagentur kann auch im Auftrag Dritter
handeln und die Verpflichtungen nach 
§ 15 Abs. 2 Satz 1 des Bundesnaturschutz-
gesetzes mit befreiender Wirkung für den
Eingriffsverursacher gegen Entgelt über-
nehmen.

Fünfter Teil

Schutz bestimmter Teile von Natur und
Landschaft – zu Kapitel 4 des 
Bundesnaturschutzgesetzes

Erster Abschnitt

Erklärung zum geschützten Teil von 
Natur und Landschaft und gesetzlicher

Biotopschutz

§ 12

Erklärung zum geschützten Teil von 
Natur und Landschaft nach Kapitel 4

des Bundesnaturschutzgesetzes, 
Sicherstellung

(§ 12 Abs. 6 Satz 2 abweichend von § 25
Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes)

(1) Die Erklärung von Naturschutzge-
bieten, Nationalparken und Nationalen
Naturmonumenten, Landschaftsschutzge-
bieten, Naturdenkmälern und geschütz-
ten Landschaftsbestandteilen im Außen-
bereich nach den §§ 23, 24, 26, 28 oder 
§ 29 des Bundesnaturschutzgesetzes so-
wie von Natura-2000-Gebieten nach § 14
Abs. 2 erfolgt durch Rechtsverordnung.
Die Rechtsverordnung kann mehrere
Schutzgegenstände umfassen. Die Erklä-
rung von geschützten Landschaftsbe-
standteilen nach § 29 Abs. 1 Satz 1 und
Abs. 2 des Bundesnaturschutzgesetzes in-
nerhalb der im Zusammenhang bebauten
Ortsteile erfolgt durch Satzung.

(2) Zuständig für den Erlass von
Rechtsverordnungen über

1. Nationalparke und Nationale Natur-
monumente sowie über Natura-2000-
Gebiete nach § 14 Abs. 2 ist die Lan-
desregierung,

2. Naturschutz- und Landschaftsschutz-
gebiete ist die obere Naturschutzbe-
hörde,

3. Naturschutzgebiete bis zu einer Größe
von 5 ha, geschützte Landschaftsbe-
standteile im Außenbereich und Na-
turdenkmale ist die untere Natur-
schutzbehörde; dies gilt nicht für Natu-
ra-2000-Gebiete; die Ausweisung er-
folgt im Einvernehmen mit der oberen
Naturschutzbehörde.

Die Gemeinde ist zuständig für Satzun-
gen über geschützte Landschaftsbestand-
teile innerhalb der im Zusammenhang
bebauten Ortsteile.

(3) Eigentümerinnen, Eigentümern
und Nutzungsberechtigten von Flächen
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oder Objekten, die zum geschützten Teil
von Natur und Landschaft erklärt werden
sollen, sowie die betroffenen Träger öf-
fentlicher Belange sind von dem Vorha-
ben in geeigneter Form zu unterrichten,
bevor die Ausweisung erfolgt. Ihnen ist
innerhalb angemessener Frist Gelegen-
heit zur Äußerung zu geben. Hinsichtlich
der Satzungen nach Abs. 2 Satz 2 bleiben
Vorschriften über eine weitergehende Be-
teiligung nach kommunalem Satzungs-
recht unberührt. Die oberste Naturschutz-
behörde kann in den Fällen des Abs. 2
Satz 1 Nr. 1 die oberen Naturschutzbehör-
den mit der Durchführung des Anhö-
rungsverfahrens beauftragen.

(4) Abweichend von § 6a Abs. 1 Satz 4
des Verkündungsgesetzes vom 2. Novem-
ber 1971 (GVBl. I S. 258), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 4. Dezember 2006
(GVBl. I S. 619), sind die Abgrenzungs-
karten der Gebiete bei den unteren Na-
turschutzbehörden bereitzuhalten. Zur
Vermeidung ungebührlicher Erschwernis-
se können sie bei weiteren Behörden be-
reitgehalten werden.

(5) Für die Anordnung der einstweili-
gen Sicherstellung nach § 22 Abs. 3 des
Bundesnaturschutzgesetzes gelten Abs. 1
Satz 1 und 3, Abs. 2 und 4 entsprechend.
Die Anordnung der Sicherstellung muss
Bestimmungen enthalten über

1. den räumlichen Geltungsbereich,

2. die während der Sicherstellung unzu-
lässigen Veränderungen und sonstigen
Handlungen,

3. die Dauer der Sicherstellung und

4. einen Hinweis auf die Möglichkeit der
Verlängerung.

Will die untere Naturschutzbehörde eine
einstweilige Sicherstellung vornehmen,
so hat sie dies der oberen Naturschutzbe-
hörde anzuzeigen. Die obere Natur-
schutzbehörde kann der einstweiligen Si-
cherstellung innerhalb von zwei Wochen
widersprechen, wenn vorrangige Vorha-
ben von überregionaler Bedeutung ge-
fährdet werden, rechtliche Gründe entge-
genstehen oder allgemeine Weisungen
nicht befolgt wurden. 

(6) Biosphärenreservate und Naturpar-
ke werden durch die für Naturschutz und
Landschaftspflege zuständige Ministerin
oder den zuständigen Minister bestimmt.
Die Bestimmung zum Biosphärenreservat
darf erst nach Anerkennung durch die
Organisation der Vereinten Nationen für
Erziehung, Wissenschaft und Kultur erfol-
gen.

§ 13

Gesetzlicher Biotopschutz

(1) Die Verbote des § 30 Abs. 1 Satz 1
des Bundesnaturschutzgesetzes gelten
auch für

1. Alleen und

2. Streuobstbestände außerhalb der im
Zusammenhang bebauten Ortsteile.

(2) Für Zwecke der Registrierung ge-
setzlich geschützter Biotope nach § 30
Abs. 7 des Bundesnaturschutzgesetzes
werden vom Landesbetrieb Hessen-Forst
nähere Informationen über diese nach
den Bestimmungen des § 4 Abs. 2 in 
NATUREG bereitgehalten. 

Zweiter Abschnitt

Netz „Natura 2000“

§ 14

Errichtung von Natura 2000
(§ 14 Abs. 1 Satz 1 abweichend von § 7

Abs. 1 Nr. 8 des Bundesnaturschutz -
gesetzes, § 14 Abs. 2 und Abs. 3 

abweichend von § 32 Abs. 2 bis 4 des
Bundesnaturschutzgesetzes)

(1) Natura-2000-Gebiete sind auch sol-
che Gebiete, die von der obersten Natur-
schutzbehörde zur Meldung an die Kom-
mission nach § 32 Abs. 1 Satz 3 des Bun-
desnaturschutzgesetzes an das Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit übermittelt wurden
oder zur Sicherung des Zusammenhangs
des Netzes „Natura 2000“ nach § 34 
Abs. 5 des Bundesnaturschutzgesetzes in
dieses einbezogen werden müssen und
noch nicht in die Liste der Gebiete von
gemeinschaftlicher Bedeutung nach Art. 4
Abs. 2 Unterabs. 3 der Richtlinie 92/43/
EWG eingetragen sind.

(2) Die Natura 2000-Gebiete sowie die
darin zu schützenden Lebensraumtypen
und Arten sind in einer Rechtsverordnung
zu benennen; die Gebietsgrenzen und die
Erhaltungsziele sind festzusetzen, Vor-
kommen zu schützender prioritärer Le-
bensraumtypen oder Arten sind anzuge-
ben. 

(3) In der Rechtsverordnung nach Abs. 2
festgesetzte Gebiete dürfen nur dann
nach den Maßgaben des § 32 Abs. 2 und 3
des Bundesnaturschutzgesetzes zu ge-
schützten Teilen von Natur und Land-
schaft im Sinne des § 20 Abs. 2 des Bun-
desnaturschutzgesetzes erklärt werden,
wenn nach Rechtsvorschriften dieses Ge-
setzes oder anderen Rechtsvorschriften,
nach Verwaltungsvorschriften, durch die
Verfügungsbefugnis eines öffentlichen
oder gemeinnützigen Trägers oder durch
vertragliche Vereinbarungen ein den An-
forderungen der Richtlinie 2009/147/EG
des Europäischen Parlamentes und des
Rates vom 30. November 2009 über die
Erhaltung der wildlebenden Vogelarten
(ABl. EU Nr. L 20 S. 7) oder des Art. 6 der
Richtlinie 92/43/EWG genügender Schutz
nicht mit vertretbarem Aufwand gewähr-
leistet werden kann. Liegen in einem
nach Satz 1 auszuweisenden Natura-
2000-Gebiet weitere geschützte Teile von
Natur und Landschaft im Sinne des § 20
Abs. 2 des Bundesnaturschutzgesetzes, so
sollen die Schutzgebietsverordnungen auf
geeignete Weise angepasst werden, so-
weit sie für die Erhaltungsziele bedeut-
sam sind.
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(4) Die oberste Naturschutzbehörde er-
greift oder veranlasst die erforderlichen
Maßnahmen, um ein Gebiet aus dem Na-
tura-2000-Netzwerk zu entlassen, wenn
1. sich bei der wissenschaftlichen Über-

wachung im Hinblick auf die nach 
Art. 12 der Richtlinie 2009/147/EG
oder nach Art. 17 der Richtlinie
92/43/EWG zu erstellenden Berichte
aufdrängt, dass das jeweilige Gebiet
dauerhaft nicht mehr über die Eigen-
schaften verfügt, die nach Art. 4 Abs. 1
oder 2 der Richtlinie 2009/147/EG
Grund der Ausweisung oder nach 
Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 92/43/EWG
Grund der Meldung waren, und

2. nach diesen Richtlinien keine Ver-
pflichtung zur Beibehaltung des Ge-
bietsschutzes besteht.

§ 15

Schutz und Pflege für 
Natura-2000-Gebiete

(1) Die obere Naturschutzbehörde er-
mittelt die Maßnahmen, die zur Erhaltung
oder Wiederherstellung eines günstigen
Erhaltungszustandes der Natura-2000-
Gebiete geeignet oder im Rahmen der
Überwachung erforderlich sind.

(2) Die obere Naturschutzbehörde re-
gelt durch Rechtsverordnung oder Allge-
meinverfügung das Verhalten in Wald
und Flur zu Erholungszwecken in Natura-
2000-Gebieten, soweit dies im Hinblick
auf die Erhaltungsziele erforderlich ist.
Soweit Wald betroffen ist, erfolgt die Re-
gelung im Benehmen mit der oberen
Forstbehörde. § 12 Abs. 3 und 4 gelten für
Rechtsverordnungen entsprechend. § 24
des Hessischen Forstgesetzes in der Fas-
sung vom 10. September 2002 (GVBl. I 
S. 582), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 7. September 2007 (GVBl. I S. 567),
und § 27 Abs. 1 bleiben unberührt.

(3) Die obere Naturschutzbehörde er-
greift oder veranlasst die nötigen Maß-
nahmen, um Veränderungen und Störun-
gen, die zu einer erheblichen Beeinträch-
tigung eines Natura-2000-Gebietes im
Sinne von § 33 Abs. 1 Satz 1 des Bundes-
naturschutzgesetzes führen können, zu
unterbinden oder zu beseitigen, soweit
vertragliche Regelungen nicht bestehen
oder die Veränderungen und Störungen
nicht nach § 33 Abs. 1 Satz 2 des Bundes-
naturschutzgesetzes zugelassen werden
können; § 17 Abs. 8 Satz 1 des Bundesna-
turschutzgesetzes findet mit diesen Maß-
gaben entsprechende Anwendung. Die
Verpflichtungen des Verursachers nach
dem Umweltschadensgesetz und § 19
Abs. 4 des Bundesnaturschutzgesetzes
bleiben hiervon unberührt und sind vor-
rangig durchzusetzen.

§ 16

Ergänzende Bestimmungen zur Prüfung
der Verträglichkeit von Projekten und zur
Entscheidung über Ausnahmen nach § 34

des Bundesnaturschutzgesetzes

(1) Die Prüfung der Verträglichkeit von
Projekten nach § 34 des Bundesnatur-

schutzgesetzes ist unselbstständiger Teil
des jeweiligen Verwaltungs- oder Pla-
nungsverfahrens, außer in den Fällen des
§ 34 Abs. 6 Satz 1 des Bundesnaturschutz-
gesetzes. Die erforderlichen Entscheidun-
gen werden von der zuständigen Behörde
im Benehmen mit der Naturschutzbehör-
de der gleichen Verwaltungsstufe getrof-
fen, soweit Bundesrecht dem nicht entge-
gensteht. 

(2) Ist die Entscheidung nach Abs. 1
Satz 2 durch eine Behörde eines Kreises
oder einer Gemeinde zu treffen und hält
die untere Naturschutzbehörde eine er-
hebliche Beeinträchtigung eines Natura-
2000-Gebietes in seinen für die Erhal-
tungsziele oder den Schutzzweck maß-
geblichen Bestandteilen durch das Pro-
jekt, auch im Zusammenwirken mit ande-
ren Projekten und Plänen, für möglich, so
ist abweichend von Abs. 1 Satz 2 das Be-
nehmen mit der oberen Naturschutzbe-
hörde herzustellen. 

Sechster Teil

Artenschutz

§ 17

Überwachung von Verboten des 
Artenschutzes

Die unteren Naturschutzbehörden so-
wie die Polizeibehörden, Kreisordnungs-
behörden und örtlichen Ordnungsbehör-
den sind befugt, Kontrollen und Ermitt-
lungen über die Einhaltung der arten-
schutzrechtlichen Vorschriften vorzuneh-
men. Ihnen stehen auch die Befugnisse
nach § 52 Abs. 2 des Bundesnaturschutz-
gesetzes sowie nach § 4 Abs. 3 und § 5
Satz 1 der Bundeswildschutzverordnung
vom 25. Oktober 1985 (BGBl. I S. 2040),
zuletzt geändert durch Verordnung vom
16. Februar 2005 (BGBl. I S. 258), zu. Sie
haben die obere Naturschutzbehörde
über festgestellte Zuwiderhandlungen zu
unterrichten. Die Veterinärbehörden, die
Jagdbehörden und die Behörden der
Landwirtschafts- und Forstverwaltung ha-
ben die zuständige Naturschutzbehörde
über Zuwiderhandlungen, die sie bei der
Erfüllung ihrer Aufgaben feststellen, zu
unterrichten.

§ 18

Befreiung vom Anzeigeerfordernis für
Tiergehege

Die Errichtung, Erweiterung, wesentli-
chen Änderung oder der Betrieb eines
Tiergeheges bedarf keiner Anzeige nach
§ 43 Abs. 3 Satz 1 des Bundesnaturschutz-
gesetzes, wenn es

1. von einer juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts betrieben wird,

2. eine Grundfläche von insgesamt 150
m2 nicht überschreitet,

3. als Auswilderungsvoliere für dem
Jagdrecht unterliegende Tierarten
dient und nicht länger als einen Monat
aufgestellt wird,
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4. der Haltung von Zucht- oder Speisefi-
schen als Netzgehege dient,

5. der Haltung von höchstens zwei Greif-
vögeln dient, wenn die Vögel zum
Zweck der Beizjagd gehalten werden
und der Halter einen Falknerschein
besitzt,

6. ausschließlich der Haltung zum Scha-
lenwild im Sinne des § 2 Abs. 3 des
Bundesjagdgesetzes in der Fassung
vom 29. September 1976 (BGBl. I 
S. 2850), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 26. März 2008 (BGBl. I S. 426), ge-
hörender Tierarten dient.

Siebter Teil

Beschränkung von Rechten

§ 19

Geschützte Bezeichnungen

(1) Die Bezeichnungen „Natura-2000-
Gebiet“, „Gebiet von gemeinschaftlicher
Bedeutung“, „Europäisches Vogelschutz-
gebiet“, „Naturschutzgebiet“, „Land-
schaftsschutzgebiet“, „Naturpark“, „Na-
tionalpark“, „Biosphärenreservat“, „Na-
turdenkmal“ und „Geschützter Land-
schaftsbestandteil“ dürfen nur für die auf-
grund gesetzlicher Vorschriften geschütz-
ten Gebiete und Gegenstände verwendet
werden.

(2) Die Bezeichnungen „Vogelwarte“,
„Vogelschutzwarte“, „Vogelschutzstati-
on“, „Zoo“, „Zoologischer Garten“, „Tier-
garten“ oder „Tierpark“ dürfen nur mit
Genehmigung der Naturschutzbehörde
geführt werden.

(3) Die amtlichen Schilder zum Schutz
von Gebieten und Gegenständen im Sin-
ne des Abs. 1 dürfen nur mit Zustimmung
der für die Unterschutzstellung zuständi-
gen Behörde verwendet werden. Entspre-
chendes gilt für die zur Kennzeichnung
von Pflanzen und Tieren amtlich zugelas-
senen Ringe, Marken und sonstigen Zei-
chen.

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten für Bezeich-
nungen und Kennzeichnungen, die zum
Verwechseln ähnlich sind, entsprechend.

§ 20

Duldungspflichten

(1) Den Bediensteten der Naturschutz-
behörden oder den von diesen beauftrag-
ten Personen ist, mit Ausnahme der Woh-
nung, Geschäftsräume und Betriebsge-
bäude, das Begehen oder Befahren eines
Grundstück zur Wahrnehmung ihrer na-
turschutzrechtlichen Aufgaben zu gestat-
ten. Die nach Satz 1 berechtigten Perso-
nen sollen ihr Kommen rechtzeitig in ge-
eigneter Weise ankündigen und haben
sich auf Verlangen auszuweisen.

(2) Abs. 1 gilt entsprechend für die
Träger der Eingriffs-Ausgleichsplanung
oder vergleichbarer Untersuchungen in
landesplanerischen Verfahren und deren

Beauftragten, soweit dies zur Erfüllung
naturschutzrechtlicher Verpflichtungen
erforderlich ist und die Zustimmung der
am Verfahren beteiligten Naturschutzbe-
hörde vorliegt.

(3) Eigentümerinnen, Eigentümer und
sonstige Berechtigte haben die Kenn-
zeichnung von Wander- und Uferwegen,
die in der Landschaftsplanung dargestellt
sind, entschädigungslos zu dulden, soweit
sie dadurch nicht in ihren Rechten unzu-
mutbar beeinträchtigt werden; die Kenn-
zeichnung soll nach vorheriger Abspra-
che erfolgen.

§ 21

Enteignung und Entschädigung

Grundstücke können enteignet wer-
den, sofern es zum Wohle der Allgemein-
heit aus Gründen des Naturschutzes oder
der Landschaftspflege erforderlich ist. Die
Voraussetzungen des Satzes 1 liegen nur
dann vor, wenn auf andere Weise die Zie-
le des Bundesnaturschutzgesetzes und
dieses Gesetzes nicht erreicht werden
können. Für das Enteignungsverfahren
und die Entschädigung gilt das Hessische
Enteignungsgesetz vom 4. April 1973
(GVBl. I S. 107), geändert durch Gesetz
vom 6. September 2007 (GVBl. I S. 548).

Achter Teil

Ehrenamtliche Mitwirkung und 
Naturschutzakademie

§ 22

Naturschutzbeiräte

(1) Bei der obersten Naturschutzbehör-
de und den unteren Naturschutzbehörden
werden unabhängige Naturschutzbeiräte
gebildet.

(2) Die Naturschutzbeiräte beraten die
Naturschutzbehörden in grundsätzlichen
Angelegenheiten des Naturschutzes. Der
Beirat ist von der Naturschutzbehörde
über grundsätzliche Angelegenheiten des
Naturschutzes rechtzeitig zu unterrichten,
dies gilt insbesondere für

1. die Vorbereitung von Rechtsverord-
nungen und Satzungen,

2. Planungen und Planfeststellungen
nach anderen Rechtsvorschriften von
überörtlicher Bedeutung, bei denen
die Naturschutzbehörde mitwirkt,

3. für das gesamte Kreis- oder Stadtge-
biet bedeutsame Vorgänge, bei denen
die untere Naturschutzbehörde eine
Entscheidungs- oder Mitwirkungsbe-
fugnis hat.

(3) Naturschutzbeiräte sollen höchs-
tens zwölf Mitglieder haben. Die Mitglie-
der des Beirats bei der obersten Natur-
schutzbehörde werden durch die für Na-
turschutz und Landschaftspflege zustän-
dige Ministerin oder den hierfür zuständi-
gen Minister, die Mitglieder der Beiräte
bei den unteren Naturschutzbehörden
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werden vom Kreisausschuss, in den Städ-
ten vom Magistrat berufen. Mindestens
die Hälfte der Beiratsmitglieder sollen auf
Vorschlag der in Hessen anerkannten Na-
turschutzvereinigungen berufen werden.
Die Mitglieder der Beiräte sollen orts-
und sachkundige Personen sein. Bediens-
tete derjenigen Behörden, bei denen der
Beirat eingerichtet wird, können nicht be-
rufen werden. Die Amtsdauer beträgt fünf
Jahre. Die Beiräte wählen aus ihrer Mitte
den Vorsitzenden.

(4) Die Beiräte können bis zu drei Be-
auftragte für örtliche oder sachliche Teil-
bereiche ihres Aufgabengebietes wählen.
Wählt der Beirat Beauftragte, die nicht
Mitglieder des Beirates sind, so werden
diese mit Annahme der Wahl zu Mitglie-
dern. Soweit der Naturschutzbeirat im
Einzelfall nichts anderes beschließt, ver-
treten die Beauftragten den Naturschutz-
beirat in ihrem örtlichen oder sachlichen
Zuständigkeitsbereich.

(5) Die bei den unteren Naturschutz-
behörden gebildeten Beiräte sind nach
Maßgabe von Abs. 2 für ihren Geschäfts-
bereich auch bei Entscheidungen zu be-
teiligen, die der Landrat oder die Landrä-
tin in Wahrnehmung der Aufgaben Land-
wirtschaft und Landschaftspflege nach § 1
Abs. 1 des Gesetzes zum Vollzug von
Aufgaben in den Bereichen der Landwirt-
schaft, der Landschaftspflege, der Dorf-
und Regionalentwicklung und des ländli-
chen Tourismus trifft.

§ 23

Mitwirkung anerkannter 
Naturschutzvereinigungen

(1) In den Fällen des § 63 Abs. 2 des
Bundesnaturschutzgesetzes kann von ei-
ner Beteiligung der anerkannten Natur-
schutzvereinigungen abgesehen werden,
wenn Auswirkungen auf Natur und Land-
schaft nicht oder nur in geringem Umfang
zu erwarten sind.

(2) In den Fällen des § 63 Abs. 2 Nr. 6
und 7 des Bundesnaturschutzgesetzes
gelten für die Abgabe einer Stellungnah-
me die Einwendungsfristen nach den je-
weiligen Rechtsvorschriften, die in den
dort genannten Verfahren Anwendung
finden.

§ 24

Ehrenamtliche Beratung auf dem 
Gebiet des Vogelschutzes

Die Beauftragten der Staatlichen Vo-
gelschutzwarte für Hessen, Rheinland-
Pfalz und Saarland beraten Gemeinden,
Behörden und Privatpersonen über Auf-
gaben des Vogelschutzes ehrenamtlich.
Sie führen einen von der Vogelschutzwar-
te ausgestellten Lichtbildausweis mit sich.

§ 25

Betreuung von Schutzgebieten

In Nationalparken, Biosphärenreser-
vaten und Naturschutzgebieten kann eine
Naturschutzwacht eingesetzt werden. Die

ehrenamtlichen Mitglieder der Natur-
schutzwacht sind während der Ausübung
des Dienstes Angehörige der Natur-
schutzbehörde im Außendienst und dür-
fen nur in deren Dienstbezirk tätig wer-
den. Ihre Bestellung erfolgt durch die für
den Erlass der Schutzgebietsverordnung
oder die Bestimmung des Gebietes zu-
ständige Naturschutzbehörde. Die Natur-
schutzwacht hat die Aufgabe, Besucher
und die örtliche Bevölkerung zu informie-
ren, zu beraten und Verletzungen der
zum Schutz dieser Gebiete erlassenen
Rechtsvorschriften durch Erklären und
Belehrung zu verhüten sowie das natur-
schutzfachliche Monitoring zu unterstüt-
zen. 

§ 26

Naturschutzakademie

Im Rahmen einer Naturschutzakade-
mie Hessen nimmt das Land, auch in Zu-
sammenarbeit mit anderen geeigneten
Einrichtungen, bestimmte Aufgaben der
Fort- und Weiterbildung im Bereich Na-
turschutz und Landschaftspflege wahr.

Neunter Teil

Verhalten in der Flur

§ 27

Betreten der freien Landschaft, Satzung
über das Verhalten in der Flur

(1) Für das Reiten und Kutschfahren
auf Wegen und Straßen gilt außerhalb des
Waldes § 59 Abs. 1 des Bundesnatur-
schutzgesetzes.

(2) Die Städte und Gemeinden können
das Verhalten in der Flur durch Satzung
regeln; § 59 des Bundesnaturschutzgeset-
zes bleibt unberührt. Es können insbeson-
dere Bestimmungen getroffen werden
über

1. das Betreten von Flächen,

2. das Befahren von Flächen und Wegen
mit Fahrzeugen mit und ohne Motor-
kraft,

3. das Anleinen von Hunden,

4. die Benutzung von Sportgeräten,

5. das Starten und Landen von Modell-
flugzeugen,

soweit hierfür ein öffentliches Interesse
besteht oder schutzwürdige Interessen
der Grundeigentümer oder Pächter ge-
wahrt werden müssen.

Zehnter Teil

Bußgeldvorschriften

§ 28

Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig
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1. eine begonnene oder durchgeführte
Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahme be-
einträchtigt, insbesondere die dafür in
Anspruch genommenen Flächen einer
mit der Zweckbestimmung nicht zu
vereinbarenden Nutzung zuführt,

2. entgegen § 30 Abs. 2 des Bundesna-
turschutzgesetzes ein in § 13 Abs. 1
genanntes Biotop zerstört oder erheb-
lich beeinträchtigt,

3. entgegen § 19 Bezeichnungen, Kenn-
zeichen oder Schilder verwendet oder
führt,

4. den Vorschriften

a) einer aufgrund des § 12 Abs. 1 Satz 1
oder § 15 Abs. 2 Satz 1 erlassenen
Rechtsverordnung oder

b) einer nach § 12 Abs. 1 Satz 3 oder 
§ 27 erlassenen Satzung zuwider-
handelt,

soweit die jeweilige Rechtsverordnung
oder Satzung für einen bestimmten Tatbe-
stand auf diese Bußgeldvorschrift ver-
weist.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer auf
Wegen im Wald unbefugt mit Fahrzeugen
mit Motorkraft, ausgenommen Kranken-
fahrstühlen, fährt oder parkt.

(3) Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1
Nr. 1, 2 und 4 können mit einer Geldbuße
bis zu einhunderttausend Euro geahndet
werden; Ordnungswidrigkeiten nach Abs.
1 Nr. 3 und Abs. 2 können mit einer Geld-
buße bis zu fünfundzwanzigtausend Euro
geahndet werden. Kann die Person, die
einen Parkverstoß nach Abs. 2 begangen
hat, nicht ermittelt werden, gilt § 25a des
Straßenverkehrsgesetzes in der Fassung
vom 5. März 2003 (BGBl. I S. 313), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 31. Juli 2009
(BGBl. I S. 2507), entsprechend. 

(4) Zuständige Verwaltungsbehörde
für die Verfolgung und Ahndung von
Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 und 2
und § 69 des Bundesnaturschutzgesetzes
ist die untere Naturschutzbehörde. Ab-
weichend von Satz 1 ist zuständige Ver-
waltungsbehörde in den Fällen des 

1. § 69 Abs. 3 Nr. 6, 18 bis 21, 24, 25 und
27, Abs. 4 Nr. 3 und 4 sowie Abs. 5 
Nr. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes
die obere Naturschutzbehörde,

2. Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b der Gemeinde-
vorstand.

§ 29

Einziehung

Gegenstände, auf die sich eine Ord-
nungswidrigkeit nach § 28 bezieht oder
die zur Begehung einer solchen Ord-
nungswidrigkeit gebraucht wurden oder
bestimmt gewesen sind, können unter
den Voraussetzungen des § 22 Abs. 2 und
3 und § 23 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten vom 19. Februar 1987 
(BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2353),
eingezogen werden.

§ 30

Überleitung bisheriger 
Ahndungsbestimmungen

Soweit in Bußgeldvorschriften, die auf-
grund des

1. a) Reichsnaturschutzgesetzes vom 
26. Juni 1935 (RGBl. I S. 821), auf-
gehoben durch Gesetz vom 
19. September 1980 (GVBl. I 
S. 309), erlassen worden sind, auf
dessen § 21 Abs. 2 oder 3 verwie-
sen wird,

b) Hessischen Naturschutzgesetzes in
der Fassung vom 16. April 1996
(GVBl. I S. 145), aufgehoben durch
Gesetz vom 4. Dezember 2006
(GVBl. I S. 619), erlassen worden
sind, 

aa) auf dessen § 43 Abs. 3 Nr. 9
bis 11 oder

bb) auf dessen § 43 Abs. 2 Nr. 15
bis 17 in der Fassung vom 
19. September 1980 (GVBl. I
S. 309)

verwiesen wird,

c) Hessischen Naturschutzgesetzes
vom 4. Dezember 2006 (GVBl. I 
S. 619), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 12. Dezember 2007 
(GVBl. I S. 851), erlassen worden
sind, auf dessen § 57 Abs. 3 Nr. 9
bis 11 verwiesen wird, 

gelten diese Verweisungen als Verwei-
sungen auf § 69 Abs. 3 Nr. 2 oder 3 des
Bundesnaturschutzgesetzes  oder auf §
28 Abs. 1 Nr. 4, 

2. Reichsnaturschutzgesetzes erlassen
worden sind, auf dessen § 22 verwie-
sen wird, gelten diese Verweisungen
als Verweisungen auf § 29.

Elfter Teil

Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 31

Übergangsvorschriften

Für die Aufstellung von Flächennut-
zungsplänen und Landschaftsplänen, de-
ren erster förmlicher Vorbereitungsakt vor
dem 8. Dezember 2006 erfolgt ist, gilt bis
zum 31. Dezember 2011 § 4 des Hessi-
schen Naturschutzgesetzes vom 16. April
1996 in der am 7. Dezember 2006 gelten-
den Fassung.

§ 32

Fortgeltung bisherigen Rechts

(1) Rechtsverordnungen die aufgrund  

1. der in § 48 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 des
Hessischen Naturschutzgesetzes in der
Fassung vom 19. September 1980 ge-
nannten Rechtsvorschriften, 

2. des Hessischen Naturschutzgesetzes
vom 19. September 1980 oder 
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dd) der Ermittlung der durch-
schnittlichen Kosten, ein-
schließlich der Festsetzung der
Ersatzzahlung,

b) die vorzulegenden Unterlagen und
Berechnungen für das Genehmi-
gungsverfahren und das Ersatzgeld
(Eingriffs-Ausgleichsplan), die An-
forderungen an einen nach öffentli-
chem Recht vorgesehenen Fach-
plan oder einen landschaftspflege-
rischen Begleitplan im Sinne des 
§ 20 Abs. 4 des Bundesnaturschutz-
gesetzes sowie über Anforderungen
an Sachkunde und Erfahrung der
Personen, die diese Pläne erstellen,

c) die Vorlage von Gutachten auf Kos-
ten des Verursachers,

d) die Ausgestaltung der Sicherheits-
leistung,

e) die Sicherung von Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen, 

f) das Führen von Ökokonten im Sin-
ne des § 16 des Bundesnaturschutz-
gesetzes, den Ökopunktehandel
nach § 10 Abs. 6 und die Einrich-
tung einer zentralen, über das In-
ternet für jedermann zugänglichen
Datei zur Unterstützung des Han-
dels mit Ökopunkten auf der
Grundlage des Naturschutzregis-
ters nach § 4,

g) die Weitergabe von Umweltinfor-
mationen, die bei der Planung eines
Eingriffs anfallen, an die Genehmi-
gungs- und Naturschutzbehörde,

h) die Anerkennung einer unter der
Aufsicht des Landes stehenden
Agentur nach § 11,

3. die Verwendung des Ersatzgeldes
nach § 15 Abs. 6 Satz 7 des Bundesna-
turschutzgesetzes,

4. den erforderlichen Ausgleich nach 
§ 30 Abs. 3 des Bundesnaturschutzge-
setzes für Biotope, für die nach § 13
Abs. 1 die Verbote des § 30 Abs. 1 
Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes
gelten,

5. die Naturschutzbeiräte nach § 22, ins-
besondere die näheren Voraussetzun-
gen für die Berufung der Mitglieder,
das Ausscheiden aus dem Beirat, das
Verfahren, die Grundzüge der Ge-
schäftsordnung, die Geschäftsführung
und den Ersatz von Kosten,

6. nähere Bestimmungen zur ehrenamtli-
chen Betreuung von Schutzgebieten
durch die Naturschutzwacht nach § 25,

7. Ausnahmen von den Verboten des 
§ 39 Abs. 2 Satz 1 des Bundesnatur-
schutzgesetzes unter den Vorausset-
zungen des § 39 Abs. 2 Satz 2 des Bun-
desnaturschutzgesetzes.

In einer Rechtsverordnung nach Satz 1
Nr. 2 und 3 kann von Bestimmungen 
einer Rechtsverordnung nach § 15 Abs. 7
Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes ab-
gewichen werden.
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3. des Hessischen Naturschutzgesetzes
vom 4. Dezember 2006 

ergangen sind, gelten fort und können
nach Maßgabe der Bestimmungen dieses
Gesetzes geändert oder aufgehoben wer-
den. Sie gelten als aufgrund des Bundes-
naturschutzgesetzes erlassen.

(2) Auf Verlangen der betroffenen Ge-
meinde sind Verordnungen, durch die ge-
schützte Landschaftsbestandteile nach
dem Hessischen Naturschutzgesetz in der
jeweils geltenden Fassung innerhalb der
im Zusammenhang bebauten Ortsteile
ausgewiesen wurden, von der unteren
Naturschutzbehörde aufzuheben. Bis zu
ihrer Aufhebung können sie nach § 12
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 geändert wer-
den.

(3) Satzungen, die aufgrund des § 26
des Hessischen Naturschutzgesetzes in
der Fassung vom 16. April 1996 (GVBl. I
S. 145) oder nach § 30 des Hessischen
Naturschutzgesetzes vom 4. Dezember
2006, in der jeweils gültigen Fassung, er-
gangen sind, gelten als Satzungen nach 
§ 12 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 Satz 2 fort.

§ 33

Aufhebung bisherigen Rechts

Es werden aufgehoben:

1. das Hessische Naturschutzgesetz vom
4. Dezember 20062) und

2. die Naturschutzzuständigkeitsverord-
nung vom 8. Juni 2008 (GVBl. I 
S. 736)3).

§ 34

Verordnungsermächtigungen

Die für Naturschutz und Landschafts-
pflege zuständige Ministerin oder der zu-
ständige Minister wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung Regelungen zu treffen
über

1. von diesem Gesetz abweichende Zu-
ständigkeiten,

2. die Zulassung von Eingriffen und de-
ren Kompensation durch Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen im Sinne des 
§ 15 Abs. 2 Satz 1 des Bundesnatur-
schutzgesetzes insbesondere 

a) das Verfahren und den Zeitpunkt
der Bewertung eines Eingriffs und
von Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen, einschließlich 

aa) der Eignung von Flächen, 

bb) näherer Bestimmungen über
den Naturraum und der Anfor-
derungen,

cc) des nach Ausführung von Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen
verbleibenden Schadens sowie

2) Hebt auf GVBl. II 881-47
3) Hebt auf GVBl. II 881-49
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§ 35

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Es tritt mit Ablauf
des 31. Dezember 2015 außer Kraft.

Artikel 24)

Änderung des Hessischen Feld- und
Forstschutzgesetzes

In § 4 Abs. 1 Satz 2 des Hessischen
Feld- und Forstschutzgesetzes in der Fas-
sung vom 13. März 1975 (GVBl. I S. 54),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. De-
zember 2006 (GVBl. I S. 619), wird die
Angabe „36 Abs. 2 Nr. 1 des Hessischen
Naturschutzgesetzes“ durch „39 Abs. 3
des Bundesnaturschutzgesetzes vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542)“ ersetzt.

Artikel 35)

Änderung des Gesetzes zum Vollzug von
Aufgaben in den Bereichen der Land-
wirtschaft, der Landschaftspflege, der

Dorf- und Regionalentwicklung und des
ländlichen Tourismus

Das Gesetz zum Vollzug von Aufgaben
in den Bereichen der Landwirtschaft, der
Landschaftspflege, der Dorf- und Regio-
nalentwicklung und des ländlichen Tou-
rismus vom 21. März 2005 (GVBl. I S. 229,
233), zuletzt geändert durch Gesetz vom
16. Juli 2009 (GVBl. I S. 256), wird wie
folgt geändert:

1. Dem § 1 Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Die für Landwirtschaft, Landschafts-
pflege, Dorf- und Regionalentwicklung
sowie den ländlichen Tourismus zu-
ständige Ministerin oder der hierfür
zuständige Minister wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung  im Einver-
nehmen mit der für das Innere zustän-
digen Ministerin oder dem hierfür zu-
ständigen Minister und der für Finan-
zen zuständigen Ministerin oder dem
hierfür zuständigen Minister abwei-
chende Zuständigkeiten zu bestim-
men.“

2. Nach § 1 wird als § 1a eingefügt:

„§ 1a

Die für die Tierzucht zuständige
Ministerin oder der hierfür zuständige
Minister kann durch Rechtsverord-
nung nähere Bestimmungen für das
Halten von Honigbienen treffen, ins-
besondere über 

1. die Einführung, die Voraussetzun-
gen und das Verfahren einer Zulas-
sungspflicht für

a) das Betreiben von Belegstellen
für Honigbienen,

b) das zeitweilige Verlegen von Bie-
nenvölkern zur Blütenbestäu-
bung bei Obst-, Ölfrucht- und
Vermehrungskulturen sowie zur

Nutzung sonstiger Kultur- und
Naturtrachten,

2. die Errichtung von Schutzgebieten
für Belegstellen nach Nr. 1 Buchst.
a sowie

3. die zum Schutz der Belegstellen
nach Nr. 1 Buchst. a erforderlichen
Verbote und Verhaltenspflichten.“

Artikel 46)

Änderung der 
Kompensationsverordnung

Die Kompensationsverordnung vom 
1. September 2005 (GVBl. I S. 624), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 
12. November 2010 (GVBl. I S. 377), wird
wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fas-
sung:

„1. Der betroffene Naturraum nach
§ 15 Abs. 2 Satz 3 des Bundes-
naturschutzgesetzes bestimmt
sich nach Anlage 1.“

b) Nach Abs. 2 wird als neuer Abs. 2a
eingefügt:

„(2a) Soweit nach § 34 oder § 44
Abs. 5 des Bundesnaturschutzge-
setzes kein weitergehender Aus-
gleich erforderlich ist, gilt die Ro-
dung eines Streuobstbestandes als
im Sinne des § 30 Abs. 3 des Bun-
desnaturschutzgesetzes ausgegli-
chen, wenn der gerodete Bestand
binnen eines Jahres ortsnah flä-
chengleich neu angelegt wird. So-
weit bei der Eingriffs-Ausgleichs-
Berechnung nach den Anhängen 2
und 3 eine weitergehende Ver-
pflichtung zum Ausgleich oder Er-
satz besteht, so ist nach den allge-
meinen Vorschriften Ersatz oder ein
Ersatzgeld zu leisten.“

c) In Abs. 4 Satz 1 wird die Angabe
„55 des Hessischen Naturschutzge-
setzes“ durch „4 des Hessischen
Ausführungsgesetzes zum Bundes-
naturschutzgesetz“ ersetzt.

2. § 3 erhält folgende Fassung:

„§ 3

(1) Die nach § 10 Abs. 1 bis 4 des
Hessischen Ausführungsgesetzes zum
Bundesnaturschutzgesetz durchzufüh-
rende Bewertungen erfolgen nach den
Maßgaben der Anlagen 2 und 3. Die
nach § 10 Abs. 2 Satz 3 des Hessischen
Ausführungsgesetzes zum Bundesna-
turschutzgesetz vorzulegenden Unter-
lagen ergeben sich aus Anlage 4.

(2) Abweichend von § 10 Abs. 3
Satz 2 des Hessischen Ausführungsge-
setzes zum Bundesnaturschutzgesetz
ist der für jedes vollendete Kalender-
jahr seit der Herstellung um 4 v.H. er-

4) Ändert GVBl. II 24-2
5) Ändert GVBl. II 800-54
6) Ändert GVBl. II 881-46



Abs. 1 Nr. 4 Buchst. a des Hessischen
Ausführungsgesetzes zum Bundesna-
turschutzgesetz vom 20. Dezember
2010 (GVBl. I S. 629)“ ersetzt.

Artikel 68)

Änderung der Verordnung über die 
Natura-2000-Gebiete in Hessen

Die Verordnung über die Natura 2000-
Gebiete in Hessen vom 16. Januar 2008
(GVBl. I S. 30) wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 3 werden nach der Angabe
„vom 6. September 2007 (GVBl. I 
S. 548)“ ein Komma und die Angabe
„geändert durch Gesetz vom  4. März
2010 (GVBl. I S. 72),“ eingefügt.

2. Die Anlagen 3a und 4a werden wie
folgt geändert:

a) In Gliederungsnummer 4835-302
wird in Anlage 3a nach dem Absatz
zu Lebensraumtyp „3150 Natürli-
che eutrophe Seen mit einer Vege-
tation des Magnopotamions oder
Hydrocharitions“ und vor dem Ab-
satz zu dem Lebensraumtyp „4030
Trockene europäische Heiden“ ein-
gefügt:

„3260 Flüsse der planaren bis mon-
tanen Stufe mit Vegetation des Ra-
nunculion fluitantis und des Calli-
tricho-Batrachion

– Erhaltung der Gewässerqualität
und einer natürlichen oder natur-
nahmen Fließgewässerdynamik

– Erhaltung der Durchgängigkeit
für Gewässerorganismen“

b) In Gliederungsnummer 4622-302
erhält Anlage 4a folgende Fassung: 

„Anlage 4a Ergänzende textliche
Beschreibung der Gebietsgrenze: 

RP: Kassel Landkreis: Kassel Ge-
meinde: Habichtswald
Gemarkung: Dörnberg
Flur: 20, Flurstück: 185/99" 
Der Grenzverlauf im Bereich des
Steinbruchs Silbersee stellt sich fol-
gendermaßen dar: Ab dem Vermes-
sungspunkt (Rechtswert: 3525831,30
und Hochwert: 5688387,18) verläuft
die Grenze an der östlichen Flur-
stückskante ca. 50 m südwärts auf
dem Forstweg, bis dieser von dem
Graben aus der Wuhlhagenwiese
unterführt wird (Rechtswert:
3525850,28 und Hochwert:
5688357,06), dann quer über den
Forstweg und weiter entlang des
Grabens bis zur Grenze von Flur-
stück 69/2.

RP: Kassel Landkreis: Kassel Ge-
meinde: Habichtswald
Gemarkung: Dörnberg
Flur: 20, Flurstück 104/1
Der Grenzverlauf im Bereich des
Steinbruchs Silbersee stellt sich fol-
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höhte Ausgangswert der Kompensati-
onsmaßnahme maßgeblich, wenn

1. die Differenz zwischen Abschluss-
wert und Bestandswert niedriger
ist,

2. die Maßnahme ordnungsgemäß ge-
pflegt und funktionsfähig ist und 

3. sie einen Ausgangswert von min-
destens 25 000 Punkten hat.“

(3) Das Land, eine Gemeinde oder
ein Landkreis als Träger einer Pla-
nung, die mit Eingriffen in Natur und
Landschaft verbunden und für die bei
der Eingriffszulassung nach § 7 Abs. 3
des Hessischen Ausführungsgesetzes
zum Bundesnaturschutzgesetz das Be-
nehmen mit der obersten oder einer
oberen Naturschutzbehörde herzustel-
len ist, hat nachzuweisen, dass in Öko-
konten gebuchte oder von der Agentur
nach § 11 des Hessischen Ausfüh-
rungsgesetzes zum Bundesnatur-
schutzgesetz durchgeführte Maßnah-
men des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege für den erforderlichen
Ausgleich oder Ersatz bei Fertigstel-
lung der Planung nicht verfügbar wa-
ren, soweit dies im Rahmen der für
den Planungsträger geltenden Vor-
schriften möglich ist.“

Artikel 57)

Änderung der Verordnung über den 
Nationalpark Kellerwald-Edersee

Die Verordnung über den National-
park Kellerwald-Edersee vom 17. Dezem-
ber 2003 (GVBl. I S. 463), geändert durch
Verordnung vom 7. Dezember 2009
(GVBl. S. 511), wird wie folgt geändert:

1. In § 4 Abs. 2 wird die Angabe „nach 
§ 29 des Bundesnaturschutzgesetzes in
der bis zum 3. April 2002 geltenden
Fassung anerkannten Verbände und
der nach § 35 Abs. 1 des Hessischen
Naturschutzgesetzes zu beteiligenden
Verbände“ durch die Worte „durch das
Land anerkannten Naturschutzvereini-
gungen und der zuständigen Bauern-,
Waldbesitzer-, Jagd- und Fischereiver-
bände“ ersetzt.

2. In § 10 wird die Angabe „42 Satz 1 des
Hessischen Naturschutzgesetzes“
durch „67 Abs. 1 Satz 1 des Bundesna-
turschutzgesetzes vom 29. Juli 2009
(BGBl. I S. 2542)“ ersetzt.

3. In § 12 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe
„nach § 29 des Bundesnaturschutzge-
setzes in der bis zum 3. April 2002 gel-
tenden Fassung anerkannten Verbän-
de“ durch die Worte „durch das Land
anerkannten Naturschutzvereinigun-
gen“ ersetzt.

4. In § 13 Abs. 1 wird die Angabe „57
Abs. 3 Nr. 9 Buchst. a des Hessischen
Naturschutzgesetzes“ durch „§ 28

7) Ändert GVBl. II 881-45
8) Ändert GVBl. II 881-48
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gendermaßen dar: Ausgehend vom
Knickpunkt des Grabens gen Osten
in Flurstück 69/2 (Rechtswert:
3525909,10 und Hochwert:
5688405,90)  verläuft die Grenze 
20 m entlang des Grabens (Graben
ist nicht Bestandteil des Gebiets)
bis zum Vermessungspunkt
(Rechtswert: 3525920,73 und Hoch-
wert: 5688413,18). Dann 30 m nach
Norden bis zur Nutzungsgrenze des
Steinbruchs. Der Nutzungsgrenze
wird Richtung Nord-Osten gefolgt,
bis der Wanderweg Nr. 34 nach
Nord-Westen abbiegt. Von hier aus
dem Wanderweg Richtung Nord-
Westen entlang bis zum Schnitt-
punkt der Flurstücke 104/1, 180/64
und 188/106.

RP: Kassel Landkreis: Kassel Ge-
meinde: Habichtswald
Gemarkung: Dörnberg
Flur: 20, Flurstück 69/2 (Teilblatt 1)
Der Grenzverlauf im Bereich des
Steinbruchs Silbersee stellt sich fol-
gendermaßen dar: Bevor die Gren-
ze des Flurstücks 69/2 scharf nach
Osten abknickt, verläuft die Grenze
auf einer Linie nach Süden, bis die-
se nach ca. 25 m auf den Wander-
weg Nr. 34 trifft (Rechtswert:
3525512,00 und Hochwert:
5688673,01). Von hier aus dem
Wanderweg Richtung Westen fol-
gend, der parallel zur Abbaukante
verläuft. Dieser stößt weiter südlich
auf einen Forstweg (Rechtswert:
3525422,33 und Hochwert:
5688462,86). Von hier verläuft die
Grenze auf dem Forstweg Richtung
Osten bis zum Schnittpunkt der
Flurstücksgrenze zwischen den
Flurstücken 69/2 und 185/99
(Rechtswert: 3525831,30 und Hoch-
wert: 5688387,18). Im angrenzen-
den Flurstück 185/99 bildet der
Forstweg die Grenze, bis der Gra-
ben diesen quert (Rechtswert:
3525850,28 und Hochwert:
5688357,06) und wieder in das Flur-
stück 69/2 eintritt (Rechtswert:
3525856,85 und Hochwert:
5688365,22). Entlang des Grabens
bis zu dessen Abknickung nach Os-
ten (Rechtswert: 3525909,10 und
Hochwert: 5688405,90). Nach ca. 5
m wird die Grenze zu Flurstück
104/1 gequert.

RP: Kassel Landkreis: Kassel Ge-
meinde: Habichtswald
Gemarkung: Dörnberg
Flur: 11, Flurstück 6/25 (Teilblatt 3)
In den Bereichen, wo die Gebiets-
grenze von den Flurstücks- oder
Nutzungsgrenzen des amtlichen
Liegenschaftskatasters abweicht,
folgt sie vor Ort erkennbaren
Schneisen, Wanderwegen, forstli-
chen Abteilungsgrenzen oder dem
forstlichen Wegenetz. Die Wege
selbst sind dann nicht Bestandteil
des FFH-Gebietes. 

RP: Kassel Landkreis: Kassel Ge-
meinde: Habichtswald
Gemarkung: Dörnberg
Flur: 20, Flurstück 101/3
Der Grenzverlauf im Bereich des
Steinbruchs Silbersee stellt sich fol-
gendermaßen dar: Von hier aus 
8º Richtung Ost-Süd bis zur 
Flurstücksgrenze (Rechtswert:
3525618,80 und Hochwert
5688330,84).“

c) In Gliederungsnummer 4725-306,
Anlage 4a, Unterabschnitt RP: Kas-
sel, Landkreis: Werra-Meißner, Ge-
meinde: Meißner, Gemarkung: Vo-
ckerode, Flur 21, Flurstück: 37/12
(Teilblatt 4) Satz 3 wird das Wort
„hiet“ durch „hier“ ersetzt.

d) Die Gliederungsnummer 5621-301
erhält folgende Bezeichnung: 

„5621-301 Gewässersystem der
Bracht

Regierungs- Darmstadt Gemeinde: Birstein, 
präsidium: Brachttal, Ge-

dern, Kefenrod

Landkreis: Main-Kin- Größe: 53,7 ha“
zig-Kreis
Wetterau-
kreis

Regierungs- Darmstadt, Gemeinde: Schlüchtern, 
präsidium: Kassel Sinntal, Kalbach

Landkreis: Main-Kin- Größe: 1005,0 ha“
zig-Kreis,
Fulda

e) Die Gliederungsnummer 5624-306
erhält folgende Bezeichnung:

„5624-301 Nickus-Hoherdin 

f) In den Gliederungsnummern 5716-
301 und 5716-302 wird in Anlage
3a nach der Zahl „6230“ jeweils die
Angabe „*“ eingefügt.

g) Gliederungsnummer 5716-305, An-
lage 4a, Unterabschnitt RP: Darm-
stadt, Landkreis: Hochtaunuskreis,
Gemeinde: Oberursel, Gemarkung:

Oberursel, Flur: 100, Flurstück:
9069/4 (Teilblatt 1) erhält folgende
Fassung:

„Innerhalb des Flurstückes 9069/4
entspricht die Ostgrenze der Ver-
längerung der aus Süden kommen-
den Flurstücksgrenze.“

h) In der Gliederungsnummer 5821-
303, Anlage 4a werden die Worte
„Flur null, Flurstück null“ durch die
Angabe „Flur: 48, Flurstück: 142“
ersetzt.“

i) In der Gliederungsnummer 6019-
303 wird die Anlage 4a wie folgt
geändert:

aa) Der Unterabschnitt RP: Darm-
stadt Landkreis: Darmstadt-
Dieburg Gemeinde: Groß-Zim-
mern Gemarkung: Groß-Zim-
mern Flur: 5, Flurstück: 76
(Teilblatt 2) wird aufgehoben.
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bb) Der Unterabschnitt RP: Darm-
stadt Landkreis: Darmstadt-
Dieburg Gemeinde: Groß-Zim-
mern Gemarkung: Groß-Zim-
mern Flur: 5, Flurstück: 80/2
(Teilblatt 2); Flur: 5, Flurstück:
151/1 (Teilblatt 2); Flur: 5, Flur-
stück: 151/2 (Teilblatt 2); Flur:
5, Flurstück: 167 (Teilblatt 2)
erhält folgende Fassung:

„RP: Darmstadt Landkreis:
Darmstadt-Dieburg Gemeinde:
Groß-Zimmern Gemarkung
Groß-Zimmern, Flur 5, Flur-
stück 80/2, Flurstück 80/3,
Flurstück 151/2, Flurstück 167
und  Flurstück 151/1 (Alle Teil-
blatt 2) 
Die Grenze des Gebietes im
Flurstück 80/2 Flur 5 in der Ge-
markung Großzimmern verläuft
vom Schnittpunkt der Flurstü-
cke 162, 168 und 80/2 auf dem
sich in südwestlicher Richtung
erstreckenden Damm bis zur
Grenze zum Flurstück 80/3, in
diesem dem Damm folgend, bis
zur Grenze des Flurstückes
151/2. Der Weg auf der Damm-
krone gehört nicht zum Schutz-
gebiet. Von dort aus durch die
Flurstücke 151/2, 167 und
151/1 bis zur Grenzen des Flur-
stückes 76. Die Grenze des
Schutzgebietes verläuft dann in
südöstlicher Richtung entlang
der Flurstücksgrenze bis zum
Schnittpunkt zwischen dem
Flurstück 77/2 und 151/1.“

j) In Gliederungsnummer 6218-302,
Anlage 4a, Unterabschnitt  RP:
Darmstadt, Landkreis: Darmstadt-
Dieburg, Gemeinde: Fischbachtal,
Gemarkung Niedernhausen, Flur 4,
Flurstück 3 (Teilblatt 4) wird die
Angabe „Flur 1 Nr. 54“ durch 
„Flur 1 Nr. 54/1“ ersetzt.

k) In Gliederungsnummer 6419-307,
Anlage 4a, wird die Unterab-
schnittsbezeichnung  „RP: Darm-
stadt Landkreis: Odenwaldkreis
Gemeinde: Rothenberg Gemar-
kung: Finkenbach Flur: null, Flur-
stück 19 (Teilblatt 1); Flur: null,
Flurstück 23 (Teilblatt 1); Flur null,
Flurstück 24 (Teilblatt1)“ durch
„RP: Darmstadt Landkreis: Oden-
waldkreis Gemeinde: Rothenberg
Gemarkung: Finkenbach Flur: 10,
Flurstück 19 (Teilblatt 1); Flur: 10,
Flurstück 23 (Teilblatt 1); Flur 10,
Flurstück 24 (Teilblatt 1)“ ersetzt.

Artikel 79)

Änderung der Zuständigkeitsverordnung
Landwirtschaft, Forsten und Naturschutz

Die Zuständigkeitsverordnung Land-
wirtschaft, Forsten und Naturschutz vom
2. Juni 1999 (GVBl. I S. 319), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 14. Dezem-
ber 2009 (GVBl. I S. 739), wird wie folgt
geändert:

1. In § 1 Abs. 2 wird die Angabe „43 
Abs. 8 Satz 4“ durch „45 Abs. 7 Satz 4“
und die Angabe „42“ durch „44“ er-
setzt.

2. § 9 Nr. 1 Buchst. c wird aufgehoben.

Artikel 8

Zuständigkeitsvorbehalt

Soweit durch dieses Gesetz Rechtsver-
ordnungen geändert werden, bleibt die
Befugnis der zuständigen Stellen, die
Verordnungen künftig zu ändern oder
aufzuheben, unberührt.

Artikel 9

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.

9) Ändert GVBl. II 80-46

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 20. Dezember 2010

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n  f ü r  

B o u f f i e r U m w e l t ,  E n e r g i e ,  L a n d w i r t s c h a f t  
u n d  Ve r b r a u c h e r s c h u t z

P u t t r i c h
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§ 1

Aufgabe des Rettungsdienstes

Der Rettungsdienst ist eine öffentliche
Aufgabe der Gefahrenabwehr und der
Gesundheitsvorsorge. Er hat die bedarfs-
gerechte, wirtschaftliche und dem aktuel-
len Stand der Medizin und Technik ent-
sprechende Versorgung der Bevölkerung
mit Leistungen der Notfallversorgung und
des Krankentransports sicherzustellen.

§ 2

Geltungsbereich

Dieses Gesetz gilt nicht für

1. Sanitätsdienste der Polizei, der Bun-
deswehr und der Bundespolizei,

2. Sanitätsdienste innerhalb von öffentli-
chen Veranstaltungen mit einer Viel-
zahl von Teilnehmern,

3. Beförderungen zur medizinischen Ver-
sorgung von Personen innerhalb des
Geländes von Betrieben oder zwischen
Betriebsteilen eines Plankrankenhau-
ses,

4. die sonstige Beförderung von kranken
Personen, die nach ärztlicher Beurtei-
lung keiner fachgerechten Hilfe oder
Betreuung bedürfen (Krankenfahrten),

5. die Beförderung Behinderter, sofern
deren Betreuung ausschließlich auf die
Behinderung zurückzuführen ist,

6. Leistungserbringer, die ihren Betriebs-
sitz und den Schwerpunkt ihrer be-
trieblichen Tätigkeit außerhalb Hes-
sens haben und in Hessen aufgrund ei-
ner in einem anderen Bundesland er-
folgten Zulassung nur tätig werden,
weil der Ausgangs- oder Zielort einer
rettungsdienstlichen Leistung in Hes-
sen liegt,

7. Einsätze, die ihren Ausgangs- oder
Zielort außerhalb der Bundesrepublik
Deutschland haben, sowie für An-
schlusstransporte, 

8. Einheiten und Einrichtungen des Zivil-
und Katastrophenschutzes.

§ 3

Begriffsbestimmungen

(1) Der Rettungsdienst umfasst den bo-
dengebundenen Rettungsdienst sowie die
Berg-, Luft- und Wasserrettung.

(2) Die Notfallversorgung umfasst die
medizinische Versorgung von Notfallpa-
tientinnen und Notfallpatienten durch da-
für besonders qualifiziertes Personal und
die Beförderung in dafür besonders aus-
gestatteten Rettungsmitteln unter notfall-
medizinischen Bedingungen.

(3) Der Krankentransport umfasst die
aufgrund ärztlicher Beurteilung notwen-
dige Beförderung und die damit im Zu-
sammenhang stehende fachliche Betreu-
ung von kranken, verletzten oder hilfsbe-
dürftigen Personen, die keine Notfallpa-
tientinnen oder Notfallpatienten sind, in
einem dafür besonders ausgestatteten
Rettungsmittel durch dafür besonders
qualifiziertes Personal. 

(4) Notfallpatientinnen oder Notfallpa-
tienten sind Personen, die sich infolge ei-
ner Erkrankung, Verletzung, Vergiftung
oder aus sonstigen Gründen in unmittel-
barer Lebensgefahr befinden oder bei de-
nen diese zu erwarten ist oder bei denen
schwere gesundheitliche Schäden zu be-
fürchten sind, wenn keine schnellstmögli-
che notfallmedizinische Versorgung oder
Überwachung und gegebenenfalls eine
Beförderung zu weiterführenden diagnos-
tischen oder therapeutischen Einrichtun-
gen erfolgt.*) GVBl. II 351-83

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Hessisches Rettungsdienstgesetz (HRDG)*)

Vom 16. Dezember 2010



Nr. 24 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 28. Dezember 2010 647

(5) Die notärztliche Versorgung ist die
Gewährleistung der medizinischen Ver-
sorgung von Notfallpatientinnen und Not-
fallpatienten durch entsprechend qualifi-
ziertes ärztliches Fachpersonal. Sie um-
fasst die präklinische Versorgung von
Notfallpatientinnen und Notfallpatienten,
bei denen unverzüglich lebensrettende
Maßnahmen durchzuführen sind, die
Transportfähigkeit herzustellen ist und
die gegebenenfalls in dafür ausgestatte-
ten Rettungsmitteln in eine für die weite-
re Versorgung und Behandlung geeignete
Einrichtung zu befördern sind. Darüber
hinaus umfasst die notärztliche Versor-
gung die Verlegung von primärversorgten
Notfallpatientinnen oder Notfallpatienten.
Sie umfasst nicht den Notdienst des Ärzt-
lichen Bereitschaftsdienstes der Kassen-
ärztlichen Vereinigung Hessen im Sinne
des § 75 Abs. 1 Satz 2 des Fünften Buchs
Sozialgesetzbuch vom 20. Dezember 1988
(BGBl. I S. 2477, 2482), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 24. Juli 2010 (BGBl. I 
S. 983).

(6) Ein Großschadensereignis ist ein
größeres Notfallereignis unterhalb der
Katastrophenschwelle.

(7) Der Rettungsdienstbereich ist das
Gebiet, in dem die Leistungen des Ret-
tungsdienstes durch eine Zentrale Leit-
stelle nach § 6 gelenkt und aufeinander
abgestimmt werden.

(8) Rettungswachen sind Einrichtun-
gen, an denen die für ein Teilgebiet eines
Rettungsdienstbereiches (Versorgungsbe-
reich) erforderlichen Rettungsmittel und
das Fachpersonal einsatzbereit vorgehal-
ten werden.

(9) Rettungsmittel sind die nach dem
Rettungsdienstplan des Landes zum Ein-
satz im Rettungsdienst bestimmten bo-
den-, luft- oder wassergebundenen Spezi-
alfahrzeuge.

(10) Leistungserbringer sind die nach 
§ 5 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 4 Satz 2 beauf-
tragten Dritten.

(11) Leistungsträger sind die Kranken-
kassen, der Träger der gesetzlichen Un-
fallversicherung sowie der Landesaus-
schuss Hessen des Verbandes der priva-
ten Krankenversicherung.

§ 4

Auftrag

(1) Die Aufgaben der Notfallversor-
gung und des Krankentransports sind in
organisatorischer Einheit durchzuführen.
In begründeten Ausnahmefällen können
Notfallversorgung und Krankentransport
ausnahmsweise ganz oder teilweise orga-
nisatorisch getrennt durchgeführt wer-
den.

(2) Die Leistungserbringer sind ver-
pflichtet, Aufträge ausschließlich über die
zuständige Zentrale Leitstelle entgegen-
zunehmen und auszuführen.

§ 5

Träger und Durchführung

(1) Träger des bodengebundenen Ret-
tungsdienstes einschließlich der notärztli-
chen Versorgung sowie der Berg- und
Wasserrettung sind die Landkreise und
kreisfreien Städte. Sie nehmen die Aufga-
be als Selbstverwaltungsangelegenheit
wahr, soweit in § 6 Abs. 3 nichts anderes
bestimmt ist. 

(2) Zur Erfüllung ihrer Aufgabe kön-
nen sich die Landkreise und kreisfreien
Städte Dritter bedienen. Dabei sollen die
auf Landesebene im Katastrophenschutz
mitwirkenden Hilfsorganisationen oder
deren Untergliederungen und Tochterge-
sellschaften vorrangig berücksichtigt wer-
den. Entsprechendes gilt auch für sonsti-
ge Organisationen, ihre Untergliederun-
gen und Tochtergesellschaften, soweit sie
die allgemeine Anerkennung im Katastro-
phenschutz besitzen. Die beauftragten
Dritten müssen die Anforderungen des
Rettungsdienstplanes des Landes nach 
§ 15 Abs. 1 erfüllen.

(3) Benachbarte Landkreise und kreis-
freie Städte sind bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben zur Zusammenarbeit verpflich-
tet. Sie haben insbesondere die Funkti-
onsfähigkeit der rettungsdienstbereichs-
übergreifenden Notfallversorgung zu ge-
währleisten und bei der Bedarfsplanung
im eigenen Rettungsdienstbereich zu be-
rücksichtigen. Wenn dies fachlich und
wirtschaftlich geboten ist, sollen sie sich
ganz oder teilweise zu einem gemeinsa-
men Rettungsdienstbereich mit einer ge-
meinsamen Bereichsplanung und einer
gemeinsamen Zentralen Leitstelle zusam-
menschließen. Die Vereinbarung bedarf
der Zustimmung des für das Rettungswe-
sen zuständigen Ministeriums und des für
den Brand- und Katastrophenschutz zu-
ständigen Ministeriums.

(4) Träger der Luftrettung ist das Land.
Zur Erfüllung seiner Aufgabe kann sich
das Land Dritter bedienen. Dabei sollen
die in Abs. 2 Satz 2 und 3 genannten
Hilfsorganisationen und Organisationen
sowie ihre Untergliederungen und Toch-
tergesellschaften und die ADAC-Luftret-
tung vorrangig berücksichtigt werden.
Die Leistungserbringer müssen die Anfor-
derungen des Fachplanes Luftrettung
nach § 15 Abs. 3 erfüllen.

(5) Die für die Durchführung der Luft-
rettung zuständige Landesbehörde wird
durch Rechtsverordnung bestimmt.

(6) Die Träger des Rettungsdienstes
haben im Zusammenwirken mit den
Krankenhäusern darauf hinzuwirken,
dass die Aufnahme von rettungsdienstlich
erstversorgten Personen in geeigneten
Krankenhäusern jederzeit gewährleistet
ist. 

§ 6

Zentrale Leitstellen
(1) Für jeden Rettungsdienstbereich ist

eine ständig erreichbare und betriebsbe-
reite gemeinsame Leitstelle für den



Brandschutz, den Katastrophenschutz und
den Rettungsdienst (Zentrale Leitstelle)
einzurichten und mit den notwendigen
Fernmelde-, Notruf-, Alarmierungs- und
Dokumentationseinrichtungen auszustat-
ten. Die Zentrale Leitstelle soll darüber
hinaus die Sicherstellung der ambulanten
Versorgung der Bevölkerung unterstützen
und dabei mit dem Ärztlichen Bereit-
schaftsdienst der Kassenärztlichen Verei-
nigung Hessen und dem privatärztlichen
Bereitschaftsdienst zusammenwirken. 

(2) Die Zentrale Leitstelle hat alle
Hilfeersuchen entgegenzunehmen und
die notwendigen Einsatzmaßnahmen zu
veranlassen, zu lenken und zu koordinie-
ren. Sie hat den bedarfsgerechten Einsatz
zu steuern und erteilt die notwendigen
Einsatzaufträge. Zur Abstimmung der
Einsatzsteuerung bei Großschadensereig-
nissen ist für jede Zentrale Leitstelle ein
Führungsstab zu bilden. Das Nähere über

1. die allgemeinen Aufgaben und Befug-
nisse, die Besetzung und Ausstattung,
die Dienst- und Fachaufsicht, die Zu-
sammenarbeit mit den Beteiligten,

2. die besonderen bereichsübergreifen-
den Aufgaben in speziellen Bereichen
des bodengebundenen Rettungsdiens-
tes und in der Luftrettung,

3. die Qualifikation sowie die Aus- und
Fortbildung des Personals,

4. die Organisation und den Betrieb, ins-
besondere die Einsatzerfassung, -bear-
beitung und -dokumentation ein-
schließlich der Anforderungen an den
Einsatz der elektronischen Datenverar-
beitung,

5. die Aufgaben, Besetzung und Befug-
nisse des Führungsstabes

der Zentralen Leitstellen wird durch
Rechtsverordnung geregelt.

(3) Die Aufgaben der Zentralen Leit-
stellen werden den kreisfreien Städten
und den Landkreisen zur Erfüllung nach
Weisung übertragen. Die Fachaufsichts-
behörden können allgemeine Weisungen
erteilen. Im Einzelfall dürfen Weisungen
nur erteilt werden, wenn das Recht ver-
letzt wird oder allgemeine Weisungen
nicht befolgt werden.

§ 7

Rettungsdienstliche Versorgung 
bei Großschadensereignissen

(1) Zur Sicherstellung der rettungs-
dienstlichen Versorgung bei Großscha-
densereignissen ist für jeden Rettungs-
dienstbereich eine Einsatzleitung Ret-
tungsdienst einzurichten. Der Einsatzlei-
tung Rettungsdienst gehören eine Leiten-
de Notärztin oder ein Leitender Notarzt
und eine Organisatorische Leiterin oder
ein Organisatorischer Leiter an. Die Ein-
satzleitung Rettungsdienst wird tätig,
wenn die regelmäßig vorgehaltenen Ret-
tungsmittel zur Gesamtversorgung nicht
ausreichen oder eine übergeordnete me-
dizinische und organisatorische Führung
erforderlich ist.

(2) Beim Zusammenwirken des Ret-
tungsdienstes mit Einheiten des Brand-
schutzes wird die Einsatzleitung Ret-
tungsdienst nach Abs. 1 Bestandteil der
technischen Einsatzleitung nach dem
Vierten Abschnitt Hessisches Brand- und
Katastrophenschutzgesetz vom 17. De-
zember 1998 (GVBl. I S. 530), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 18. November
2009 (GVBl. I S. 423). 

(3) Die Einsatzleitung Rettungsdienst
trägt im Einsatzfall die medizinische Ge-
samtverantwortung und ist gegenüber
dem Personal des Rettungsdienstes wei-
sungsberechtigt, die Leitende Notärztin
oder der Leitende Notarzt fachlich auch
gegenüber dem übrigen ärztlichen Perso-
nal und anderen an der medizinischen
Versorgung Beteiligten.

(4) Das Nähere über die

1. Aufgaben, Tätigkeit, Bestellung und
Fortbildung der für die notärztliche
und organisatorische Leitung Zustän-
digen,

2. Organisation der medizinischen Ge-
samtversorgung bei einem Großscha-
densereignis einschließlich der dazu
notwendigen vorbereitenden Maßnah-
men,

3. Zusammenarbeit des Rettungsdienstes
mit den Krankenhäusern und den nie-
dergelassenen Ärztinnen und Ärzten
sowie dem Brand- und Katastrophen-
schutz

wird durch Rechtsverordnung geregelt.

(5) Die Krankenhäuser sind unabhän-
gig von ihren übrigen Aufgaben zur Zu-
sammenarbeit mit dem Führungsstab
nach § 43 Abs. 3 des Hessischen Brand-
und Katastrophenschutzgesetzes und der
Einsatzleitung Rettungsdienst verpflich-
tet. Die Zentralen Leitstellen und die Ein-
satzleitung Rettungsdienst unterstehen
dem Führungsstab und sind an seine An-
weisungen gebunden; für die Leitende
Notärztin oder den Leitenden Notarzt gilt
dies mit Ausnahme von fachlichen Wei-
sungen nach Abs. 3. Abs. 2 bleibt unbe-
rührt.

(6) Die Landkreise und kreisfreien
Städte sind im Zusammenwirken mit den
Krankenhäusern zur Planung von vorbe-
reitenden Maßnahmen zur Bewältigung
von Großschadensereignissen verpflich-
tet. Das Nähere, insbesondere zur Erfas-
sung, Alarmierung und zum Einsatz von
zusätzlichen Kräften und Mitteln sowie
der sonstigen Maßnahmen zur Erweite-
rung der Versorgungseinrichtungen wird
durch Rechtsverordnung geregelt.

§ 8

Kosten

(1) Die Kosten für die Zentralen Leit-
stellen nach § 6 tragen die Träger des
Rettungsdienstes.

(2) Das Land erstattet den Trägern des
Rettungsdienstes jährlich die Kosten für
die Zentralen Leitstellen in Höhe von
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0,20 Euro pro Einwohner, basierend auf
der Einwohnermeldestatistik des Hessi-
schen Statistischen Landesamtes, Stand
30. September 2009.

(3) Das Land trägt die Kosten für die
Beschaffung, Wartung und Instandset-
zung der landeseigenen fernmeldetechni-
schen Ausstattung zur Wahrnehmung der
Aufgaben der Zentralen Leitstellen. Wei-
terhin trägt das Land die Kosten für die
Beschaffung, Wartung, Instandsetzung
und den Betrieb des gemeinsamen Funk-
netzes für den Brandschutz, den Katastro-
phenschutz und den Rettungsdienst. Aus-
genommen sind Fahrzeugfunkanlagen,
tragbare Funkanlagen, Festfunkanlagen
außerhalb der Zentralen Leitstellen,
Funkmeldeempfänger und ortsfeste Sire-
nenempfangsfunkanlagen. Die Beschaf-
fung und Zuweisung erfolgt unter Be-
rücksichtigung der fernmeldetechnischen
und einsatztaktischen Erfordernisse durch
das für den Brand- und Katastrophen-
schutz zuständige Ministerium. Die Aus-
stattung bleibt Landeseigentum; sie wird
im Wege einer Vereinbarung leihweise
überlassen. Veränderungen, Ergänzun-
gen oder Erweiterungen der landeseige-
nen fernmeldetechnischen Einrichtungen
bedürfen in jedem Einzelfall der Einwilli-
gung des für den Brand- und Katastro-
phenschutz zuständigen Ministeriums.

(4) Das Land erstattet die Kosten der
Leistungserbringer für die fachspezifische
Ausbildung des in der Berg- und Wasser-
rettung tätigen Personals. 

(5) Die Kostenerstattung nach Abs. 2
und 4 obliegt dem für das Rettungswesen
zuständigen Ministerium. 

§ 9

Benutzungsgebühren

Soweit den Trägern des Rettungs-
dienstes die ihnen aus der Durchführung
des Gesetzes entstehenden Kosten nicht
nach § 8 erstattet werden, können sie zur
Finanzierung dieser Kosten Benutzungs-
gebühren nach § 10 des Gesetzes über
kommunale Abgaben vom 17. März 1970
(GVBl. I S. 225), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 31. Januar 2005 (GVBl. I
S. 54), erheben. Dabei können 20 vom
Hundert der entstandenen Personalkos-
ten der Zentralen Leitstellen nicht in An-
satz gebracht werden (Eigenanteil). 

§ 10

Benutzungsentgelte 
und Schiedsstelle

(1) Die Leistungserbringer können für
die ihnen im Rahmen der bedarfsgerech-
ten rettungsdienstlichen und notärztli-
chen Aufgabenerfüllung bei sparsamer
Wirtschaftsführung entstehenden Kosten
im eigenen Namen privatrechtliche Be-
nutzungsentgelte erheben. Über die Höhe
der Benutzungsentgelte sollen die Leis-
tungserbringer mit den Leistungsträgern
Vereinbarungen treffen. Die nach Satz 2
vereinbarten Benutzungsentgelte können

auch gegenüber Personen erhoben wer-
den, die nicht bei dem Träger der gesetz-
lichen Unfallversicherung oder einem
Mitglied eines anderen Leistungsträgers
versichert sind.

(2) Die Leistungserbringer und die
Leistungsträger vereinbaren für jeden
Rettungsdienstbereich einheitliche Benut-
zungsentgelte. Bei Kostenüber- oder -un-
terdeckung aufgrund von Leistungsab-
weichungen oder unterschiedlichen Kos-
tenstrukturen zwischen einzelnen Leis-
tungserbringern ist ein angemessener
Ausgleich durchzuführen. 

(3) Für die Berg-, Wasser- und Luftret-
tung sowie arztbegleitete Sekundärein-
sätze und den Einsatz von Sonderret-
tungsmitteln können die Benutzungsent-
gelte auf Landesebene zwischen den
Leistungsträgern mit Wirkung für ihre
Mitglieder und dem jeweiligen Leistungs-
erbringer vereinbart werden. 

(4) Das Nähere zu Abs. 1 bis 3, insbe-
sondere über das Verfahren zur Kostener-
mittlung, die zugrundeliegenden Buch-
führungspflichten und den Kostenaus-
gleich unter den Beteiligten, wird durch
Rechtsverordnung geregelt.

(5) Kommt eine Vereinbarung über die
Benutzungsentgelte nach Abs. 1 bis 4
nicht innerhalb von zwei Monaten, nach-
dem eine Vertragspartei schriftlich zur
Verhandlungsaufnahme aufgefordert hat,
zustande, entscheidet nach Anhörung der
Leistungserbringer, der Leistungsträger
und des Trägers des Rettungsdienstes die
nach Maßgabe des Abs. 6 gebildete
Schiedsstelle mit der Mehrheit ihrer Mit-
glieder innerhalb von drei Monaten über
die Benutzungsentgelte. Die Entschei-
dung der Schiedsstelle ist für die Beteilig-
ten verbindlich. Gegen sie ist der Verwal-
tungsrechtsweg gegeben. Ein Vorverfah-
ren nach § 68 der Verwaltungsgerichts-
ordnung findet nicht statt; die Klage hat
keine aufschiebende Wirkung. 

(6) Die Schiedsstelle nach Abs. 5 Satz 1
setzt sich aus dem vorsitzenden Mitglied,
zwei weiteren Unparteiischen sowie je
sieben Mitgliedern der Landesverbände
der Leistungsträger und Landesverbände
der Leistungserbringer zusammen. Die
Leistungsträger und die Leistungserbrin-
ger haben sich über die Person der Vorsit-
zenden oder des Vorsitzenden und die
weiteren Unparteiischen zu einigen. Über
die Besetzung der den Leistungsträgern
und Leistungserbringern zustehenden Sit-
ze in der Schiedsstelle entscheiden diese
selbst. Die Kosten der Verfahren der
Schiedsstelle werden von den Leistungs-
erbringern und Leistungsträgern getra-
gen. Für das Schiedsverfahren sowie für
die Erstattung der baren Auslagen und
die Entschädigung für Zeitaufwand der
Mitglieder der Schiedsstelle, die Ge-
schäftsführung, das Verfahren, die Erhe-
bung und die Höhe der Gebühren sowie
die Verteilung der Kosten gelten die §§ 6,
9, 13, 14 und 15 der Verordnung über die
Landesschiedsstelle nach § 114 und § 115
Abs. 3 des Fünften Buches Sozialgesetz-
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buch vom 9. September 1996 (GVBl. I 
S. 373) entsprechend. 

(7) Bis zum Abschluss eines Schieds-
stellenverfahrens und eines sich gegebe-
nenfalls anschließenden Verwaltungsge-
richtsverfahrens gelten die bisher verein-
barten Benutzungsentgelte weiter.

§ 11

Beauftragung

(1) Wer Leistungen im Rettungsdienst
erbringen will, bedarf der Beauftragung.
Die Beauftragung erfolgt durch öffentlich-
rechtlichen Vertrag oder Verwaltungsakt.

(2) Das Nähere zur Eignung und über
die fachlichen Anforderungen an den Be-
trieb des Leistungserbringers, zur Vorhal-
tung, personellen Besetzung, Entseu-
chung und Entwesung der Rettungsmittel
und zur fachlichen und gesundheitlichen
Eignung des Fachpersonals wird durch
Rechtsverordnung geregelt.

(3) Die Eignung als Leistungserbringer
sollte nach objektiven und transparenten
Kriterien erfolgen. Als wesentlicher Be-
standteil der Eignung als Leistungserbrin-
ger soll die Fähigkeit zur Beteiligung am
Katastrophenschutz sowie zur Bewälti-
gung eines Massenanfalls von Verletzten
oder Erkrankten berücksichtigt werden. 

§ 12

Aufsicht

(1) Der Leistungserbringer unterliegt
hinsichtlich der Erfüllung der Vorschriften
dieses Gesetzes sowie der hierzu erlasse-
nen Rechtsverordnungen der Aufsicht des
jeweiligen Trägers des Rettungsdienstes.

(2) Der jeweilige Träger des Rettungs-
dienstes kann verlangen, dass ein Zu-
stand beseitigt wird, der den Vorschriften
des Gesetzes oder den hierzu erlassenen
Rechtsverordnungen widerspricht. Der
Träger des Rettungsdienstes kann selbst
oder durch Beauftragte die erforderlichen
Ermittlungen anstellen, insbesondere

1. Einsicht in die Bücher und Geschäfts-
papiere nehmen,

2. von dem Leistungserbringer und den
im Geschäftsbetrieb tätigen Personen
Auskunft über Beauftragungsvoraus-
setzungen betreffende Vorgänge ver-
langen; die zur Erteilung der Auskunft
Verpflichteten können die Auskunft
auf solche Fragen verweigern, deren
Beantwortung sie selbst oder einen der
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilpro-
zessordnung bezeichneten Angehöri-
gen der Gefahr aussetzen würde, we-
gen einer Straftat oder Ordnungswid-
rigkeit verfolgt zu werden. 

Im Rahmen der Aufsichtstätigkeit dürfen
die dem Geschäftsbetrieb dienenden
Grundstücke, Räume und Rettungsmittel
innerhalb der üblichen Geschäfts- und
Arbeitsstunden betreten und besichtigt
werden. Der Leistungserbringer und die
im Geschäftsbetrieb tätigen Personen ha-
ben den Beauftragten des Trägers des

Rettungsdienstes bei den Ermittlungen
die erforderlichen Hilfsmittel zu stellen
und die nötigen Hilfsdienste zu leisten.

§ 13

Schutz von Bezeichnungen

(1) Die Bezeichnungen „Rettungs-
dienst“, „Notfallversorgung“, „Kranken-
transport“, „Zentrale Leitstelle“ oder
„Rettungsleitstelle“, „Rettungswache“,
„Rettungswagen“, „Rettungshubschrau-
ber“, „Notarzt“, „Notarztwagen“ oder
„Notarzteinsatzfahrzeug“ dürfen nur im
Zusammenhang mit den Aufgaben und
der Aufgabenwahrnehmung nach diesem
Gesetz benutzt werden. Der Träger des
Rettungsdienstes kann Ausnahmen zulas-
sen.

(2) Soweit nach Abs. 1 der Gebrauch
der dort genannten Bezeichnungen unter-
sagt ist, gilt dies auch für zum Verwech-
seln ähnliche Bezeichnungen.

§ 14

Betriebspflicht, Einsatzpflicht

(1) Der Leistungserbringer ist ver-
pflichtet, den Betrieb ordnungsgemäß
einzurichten, während der Dauer der Be-
auftragung bedarfsgerecht aufrechtzuer-
halten und die Erreichbarkeit und Ein-
satzbereitschaft seines Betriebes sicherzu-
stellen.

(2) Der Leistungserbringer ist zum Ein-
satz der vorzuhaltenden Rettungsmittel
verpflichtet, wenn der Einsatzort inner-
halb des Rettungsdienstbereiches des an-
geforderten Rettungsmittels liegt oder
wenn er im Rahmen der rettungsdienst-
bereichsübergreifenden Versorgung von
einer Zentralen Leitstelle zum Einsatz
aufgefordert wurde und der Einsatz nicht
durch Umstände verhindert wird, die der
Leistungserbringer nicht abwenden kann
und deren Auswirkungen er nicht abzu-
helfen vermag.

(3) Im Übrigen dürfen Einsätze nur
durchgeführt werden, wenn der Aus-
gangs- oder Zielort im Rettungsdienstbe-
reich liegt. Der Träger des Rettungsdiens-
tes kann hiervon Ausnahmen zulassen,
insbesondere für die Durchführung von
Ferntransporten. Soweit sich die Zulas-
sung einer Ausnahme auf benachbarte
Rettungsdienstbereiche auswirken kann,
ist die Entscheidung im Benehmen mit
dem dort zuständigen Träger des Ret-
tungsdienstes zu treffen. Satz 1 gilt nicht,
wenn eine Beförderung nach § 5 Abs. 3
Satz 2 und 3 erfolgt.

§ 15

Rettungsdienstplan, Fachplan 
Luftrettung, Bereichsplan

(1) Zur Sicherstellung einer einheitli-
chen Gesamtversorgung in Hessen sind
insbesondere

1. der Gegenstand und die Abgrenzung
der Aufgaben des Rettungsdienstes,
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2. das Verfahren zur Bemessung des Be-
darfs an Rettungswachen und Ret-
tungsmitteln einschließlich der Vorhal-
tung für die notärztliche Versorgung,

3. die wesentlichen Anforderungen an
die Organisation und Durchführung
des Rettungsdienstes einschließlich
der Qualifikation des Einsatzpersonals,

4. die fachlichen Anforderungen an die
Rettungsmittel,

5. die Vorgaben für die bereichsübergrei-
fende Abstimmung der Gesamtvorhal-
tung,

6. die Anforderungen an die Berg-, Luft-
und Wasserrettung sowie für die Pla-
nung von überregionalen rettungs-
dienstlichen Einrichtungen, insbeson-
dere ärztlich begleitete Sekundärtrans-
porte, Transporte von adipösen Patien-
ten, Traumanetzwerke,

7. die Mindestanforderungen an die Be-
reichspläne nach Abs. 4

durch einen Rettungsdienstplan als Rah-
menplan zu regeln.

(2) Die Aufstellung des Rettungs-
dienstplanes und dessen Fortschreibung
im Abstand von jeweils fünf Jahren erfol-
gen durch das für das Rettungswesen zu-
ständige Ministerium im Einvernehmen
mit dem für den Brand- und Katastro-
phenschutz zuständigen Ministerium und
im Benehmen mit dem Landesbeirat für
den Rettungsdienst. Dabei ist für die Not-
fallversorgung vorzusehen, dass ein ge-
eignetes Rettungsmittel jeden an einer
Straße gelegenen Notfallort in der Regel
innerhalb von zehn Minuten (Hilfsfrist)
erreichen kann; die Hilfsfrist umfasst den
Zeitraum vom Eingang einer Notfallmel-
dung bei der zuständigen Zentralen Leit-
stelle bis zum Eintreffen eines geeigneten
Rettungsmittels am Notfallort. Die Ge-
samtvorhaltung ist durch geeignete orga-
nisatorische Maßnahmen auf die zur be-
darfsgerechten Gesamtversorgung not-
wendige Vorhaltung zu begrenzen. 

(3) Zur Sicherstellung der Luftrettung
wird ein Fachplan Luftrettung durch das
für das Rettungswesen zuständige Minis-
terium und die für die Durchführung der
Luftrettung nach § 5 Abs. 5 bestimmte
Landesbehörde im Einvernehmen mit
dem für den Brand- und Katastrophen-
schutz zuständigen Ministerium aufge-
stellt. Er ist im Abstand von jeweils fünf
Jahren fortzuschreiben.

(4) Zur Sicherstellung ihrer Aufgaben-
erfüllung sind die Landkreise und kreis-
freien Städte verpflichtet, Bereichspläne
aufzustellen und mindestens in Abstän-
den von fünf Jahren fortzuschreiben. In
den Bereichsplänen ist der Gesamtbedarf
für den Rettungsdienst und soweit erfor-
derlich für die Berg- und Wasserrettung
entsprechend den Anforderungen des
Rettungsdienstplanes festzulegen. Die
Aufstellung und Fortschreibung der Be-
reichspläne hat unter Beteiligung der
Leistungsträger und Leistungserbringer
zu erfolgen. Ein Einvernehmen ist dabei
anzustreben.

(5) Die Träger des Rettungsdienstes
können für Großveranstaltungen, bei de-
nen die rettungsdienstliche Absicherung
der Bevölkerung nicht anders möglich ist,
eine kurzzeitige Erhöhung der rettungs-
dienstlichen Vorhaltung vorsehen und
Leistungserbringer mit der Durchführung
beauftragen. 

§ 16

Landesbeirat und Bereichsbeiräte

(1) Das für das Rettungswesen zustän-
dige Ministerium bestellt zu seiner Bera-
tung und Unterstützung einen Landesbei-
rat für den Rettungsdienst, der in grund-
sätzlichen Fragen des Rettungswesens zu
hören ist. Insbesondere hat er sich mit
Fragen des Qualitätsmanagements im
Rettungsdienst zu befassen. Im Landes-
beirat für den Rettungsdienst sollen die
kommunalen Spitzenverbände, die Lan-
desverbände der am Rettungsdienst be-
teiligten Leistungserbringer und die Lan-
desverbände der Leistungsträger sowie
die Ersatzkassen vertreten sein.

(2) In jedem Rettungsdienstbereich ist
zur Beratung und Unterstützung des Trä-
gers und zur Sicherstellung der Zusam-
menarbeit der Beteiligten ein Bereichs-
beirat zu bilden. Dem Bereichsbeirat ge-
hören die jeweiligen Leistungserbringer
und Leistungsträger an. Ergänzend kön-
nen dem Bereichsbeirat auch Personen
zur Vertretung der in die Notfallversor-
gung eingebundenen Krankenhäuser und
bei Einbindung des Ärztlichen Bereit-
schaftsdienstes ein Vertreter dieses Diens-
tes mit beratender Stimme angehören.
Die Mitglieder werden von den Trägern
des Rettungsdienstes berufen. Der Be-
reichsbeirat hat insbesondere die Aufga-
be, bei der Aufstellung und Fortschrei-
bung des Bereichsplanes mitzuwirken.

§ 17

Datenschutz, Auskunftspflicht

(1) Abweichend von den Vorschriften
des Hessischen Datenschutzgesetzes dür-
fen die Zentralen Leitstellen zu den in § 6
Abs. 2 dieses Gesetzes genannten Zwe-
cken erhobene oder gespeicherte perso-
nenbezogene Daten grundsätzlich nur für
diese Zwecke weiterverarbeiten. Zu an-
deren Zwecken dürfen die Daten nur wei-
terverarbeitet werden, soweit dies erfor-
derlich ist

1. zur weiteren Versorgung der rettungs-
dienstlich versorgten Personen,

2. zur Unterrichtung von Angehörigen,
soweit die rettungsdienstlich versorgte
Person nicht ihren gegenteiligen Wil-
len kundgetan hat oder sonstige An-
haltspunkte dafür bestehen, dass eine
Übermittlung nicht angebracht ist,

3. zur Abrechnung der Leistungserbrin-
ger, 

4. bei Einbeziehung des Ärztlichen Be-
reitschaftsdienstes der Kassenärztli-
chen Vereinigung Hessen und des pri-
vatärztlichen Bereitschaftsdienstes, 
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5. zur Auswertung im Bereich der medi-
zinischen Qualitätssicherung 

oder eine Rechtsvorschrift dies vorsieht.
Bei Privatpatienten, die als Notfallpatien-
ten versorgt wurden, kann auf eine
schriftliche Einwilligung zur Weitergabe
personenbezogener Daten zu Abrech-
nungszwecken verzichtet werden. 

(2) Personen oder Stellen, denen per-
sonenbezogene Daten von den Zentralen
Leitstellen übermittelt worden sind, dür-
fen diese nur für den Zweck verwenden,
zu dem sie ihnen rechtmäßig übermittelt
worden sind.

(3) Die Träger des Rettungsdienstes
sind verpflichtet,

1. dem für das Rettungswesen zuständi-
gen Ministerium die erforderlichen
Auskünfte zur Erstellung und Fort-
schreibung des Rettungsdienstplanes
und der Landesstatistik,

2. den beteiligten Leistungserbringern
die erforderlichen Auskünfte zur ord-
nungsgemäßen Betriebsführung,

3. den Leistungsträgern die erforderli-
chen Auskünfte zur Beurteilung der
bedarfsgerechten und wirtschaftlichen
Organisation und Durchführung des
Rettungsdienstes 

zu erteilen. 

Die Auskünfte erfolgen in anonymisierter
Form.

(4) Die Leistungserbringer sind ver-
pflichtet,

1. dem zuständigen Träger des Rettungs-
dienstes die erforderlichen Auskünfte
zur Erstellung und Fortschreibung des
Bereichsplanes,

2. die erforderlichen Auskünfte zur Erfül-
lung der Aufgaben der Träger des Ret-
tungsdienstes 

zu erteilen. 

(5) Die Zentralen Leitstellen sind ver-
pflichtet, alle ein- und ausgehenden Fern-
melde- und Funkgespräche auf Tonträger
aufzuzeichnen. Die Aufbewahrungsfrist
beträgt mindestens drei Monate.

§ 18

Regelung der Aus- und Fortbildung 
des Einsatzpersonals

(1) Die Aus- und Fortbildung von Ret-
tungssanitäterinnen und Rettungssanitä-
tern und die Fortbildung von Rettungsas-
sistentinnen und Rettungsassistenten
werden durch Rechtsverordnung gere-
gelt. Die Rechtsverordnung muss Bestim-
mungen über Inhalt, Dauer und Durch-
führung der Aus- und Fortbildung, Zu-
gangsvoraussetzungen, die Ausstellung
von Urkunden und Zeugnissen, die staat-
liche Anerkennung und das Prüfungsver-
fahren, insbesondere über die Zulassung
zur Prüfung, die Zahl der Prüfungsfächer,
die Bewertungsmaßstäbe für das Beste-
hen der Prüfung, die Folgen des Nichtbe-
stehens, die Wiederholungsmöglichkeiten

und die Zusammensetzung des Prüfungs-
ausschusses enthalten.

(2) Die am Rettungsdienst teilnehmen-
den Ärzte sind verpflichtet, sich nach
Maßgabe der Berufsordnung für die Ärz-
tinnen und Ärzte in Hessen vom 2. Sep-
tember 1998 (HÄBl. 10/1998, S. I - VIII),
zuletzt geändert am 1. Dezember 2008
(HÄBl. 1/2009, S. 74), notfallmedizinisch
ständig fortzubilden. Dazu gehört auch
die zumindest jährliche Teilnahme an ei-
ner von einer deutschen Ärztekammer
zertifizierten Fortbildung mit notfallmedi-
zinischen Inhalten, beispielsweise zu Re-
animationsmaßnahmen (ACLS, Megaco-
de oder vergleichbare).

§ 19

Qualitätssicherung

Die Träger des Rettungsdienstes stel-
len sicher, dass geeignete Qualitätsmana-
gementstrukturen geschaffen werden.
Diese sollen unter Mitwirkung aller Betei-
ligten anhand einer differenzierten Da-
tenerfassung und -auswertung eine regel-
mäßige Analyse der Struktur-, Prozess-
und Ergebnisqualität des Rettungsdiens-
tes ermöglichen, um daraus mögliche
Verbesserungen zu ermitteln und deren
Umsetzung zu realisieren.

§ 20
Ärztliche Leitung des 
Rettungsdienstes

(1) Zur Sicherstellung der effizienten
und effektiven Erfüllung der Aufgaben im
Bereich des medizinischen Qualitätsma-
nagements haben die Träger des Ret-
tungsdienstes eine Ärztliche Leiterin Ret-
tungsdienst oder einen Ärztlichen Leiter
Rettungsdienst mit bis zu einer halben
Stelle pro Rettungsdienstbereich zu be-
stellen. Darüber hinausgehende Regelun-
gen können im Einvernehmen mit den
Leistungsträgern getroffen werden.

(2) Die Ärztliche Leiterin Rettungs-
dienst oder der Ärztliche Leiter Rettungs-
dienst muss die Anforderungen nach den
jeweils gültigen Empfehlungen der Lan-
desärztekammer Hessen erfüllen. Dies ist
durch eine Bescheinigung der Landesärz-
tekammer Hessen nachzuweisen.

(3) Die Ärztliche Leiterin Rettungs-
dienst oder der Ärztliche Leiter Rettungs-
dienst soll insbesondere im Rettungs-
dienstbereich 

1. den Träger des Rettungsdienstes bei
der Aufgabenwahrnehmung fach lich
beraten und unterstützen,

2. die Einhaltung der Fortbildungsver-
pflichtungen für das ärztliche und
nicht ärztliche Personal überprüfen,

3. die Einsatzlenkung durch die Zentrale
Leitstelle beobachten und Anregungen
zur Optimierung der Fort- und Weiter-
bildung des Personals geben,

4. Empfehlungen für ärztliches Handeln
und Behandlungsrichtlinien für nicht
ärztliches Personal erarbeiten, umset-
zen und überprüfen, 
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5. eine möglichst einheitliche pharmako-
logische und medizintechnische Aus-
stattung und Ausrüstung der Rettungs-
mittel festlegen,

6. Empfehlungen der medizinischen
Fachgesellschaften sowie die aus ihrer
oder seiner Tätigkeit gewonnenen Er-
kenntnisse gezielt in die Fort- und
Weiterbildung des Rettungsdienstper-
sonals einbringen,

7. die Zusammenarbeit mit den Nachbar-
bereichen und den Krankenhäusern
sowie mit ergänzenden Strukturen des
Rettungsdienstes, insbesondere der
Voraus-Hilfe fördern, koordinieren und
überwachen.

§ 21

Zuständigkeit zum Erlass 
der Rechtsverordnungen

Die Rechtsverordnungen aufgrund
dieses Gesetzes erlässt die für das Ret-
tungswesen zuständige Ministerin oder
der hierfür zuständige Minister im Beneh-
men mit dem Landesbeirat für den Ret-
tungsdienst, im Falle des § 6 Abs. 2 Satz 4
und des § 7 Abs. 4 und 6 Satz 2 auch im
Einvernehmen mit der für den Brand- und
Katastrophenschutz zuständigen Ministe-
rin oder dem hierfür zuständigen Minis-
ter.

§ 22

Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 4 Abs. 2 ohne Einsatzauf-
trag der zuständigen Zentralen Leit-
stelle Leistungen im Rettungsdienst er-
bringt,

2. entgegen § 11 Abs. 1 Satz 1 ohne Be-
auftragung Leistungen im Rettungs-
dienst erbringt,

3. entgegen § 12 Abs. 2 Satz 2 dem Trä-
ger des Rettungsdienstes oder den Be-
auftragten der Aufsichtsbehörde in Bü-
cher oder Geschäftspapiere Einsicht
nicht gewährt oder Auskünfte nicht,
unrichtig oder unvollständig erteilt,

4. Bezeichnungen entgegen § 13 verwen-
det,

5. seinen Pflichten nach § 14 Abs. 1 oder
2 nicht nachkommt,

6. einer Rechtsverordnung nach § 21 zu-
widerhandelt, soweit die Rechtsverord-

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 16. Dezember 2010

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  S o z i a l m i n i s t e r  

B o u f f i e r G r ü t t n e r

1) Hebt auf GVBl. II 351-67
2) Hebt auf GVBl. II 351-63

nung für einen bestimmten Tatbestand
auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit

einer Geldbuße bis zu zwanzigtausend
Euro geahndet werden.

(3) Zuständige Behörde für die Verfol-
gung und Ahndung der Ordnungswidrig-
keiten nach Abs. 1 ist der Träger des Ret-
tungsdienstes. Wenn der Träger des Ret-
tungsdienstes auch als Leistungserbringer
tätig ist, ist die zuständige Behörde für die
Verfolgung und Ahndung der Ordnungs-
widrigkeiten nach Abs. 1 in den Land-
kreisen die Landrätin oder der Landrat
und in den kreisfreien Städten die Ober-
bürgermeisterin oder der Oberbürger-
meister. Für die Verfolgung und Ahndung
von Ordnungswidrigkeiten im Bereich
der Luftrettung ist das Regierungspräsidi-
um Gießen zuständig. 

§ 23

Übergangsregelung

Soweit eine Beauftragung nach § 4
Abs. 2 Satz 1 oder § 4 Abs. 4 Satz 2 oder
eine Genehmigung nach § 9 Abs. 1 des
Hessischen Rettungsdienstgesetzes vom
24. November 1998 (GVBl. I S. 499) in der
bis zum 31. Dezember 2010 geltenden
Fassung vorliegt und von ihr bis zum 
31. Dezember 2010 Gebrauch gemacht
wurde, gilt diese für ihre Dauer, als Be-
auftragung im Sinne von § 5 Abs. 2 Satz 1
fort.

§ 24

Aufhebung bisherigen Rechts

Es werden aufgehoben:
1. die Verordnung über die Qualitäts-

sicherung im Rettungsdienst vom 
27. Februar 2003 (GVBl. I S. 105)1), ge-
ändert durch Verordnung vom 6. Au-
gust 2008 (GVBl. I S. 810), 

2. die Rettungsdienst-Notarztverordnung
vom 16. Mai 2001 (GVBl. I S. 263)2),
geändert durch Verordnung vom 
17. März 2006 (GVBl. I S. 95). 

§ 25

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2011
in Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2015 außer Kraft.
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Aufgrund des § 16 Abs. 1 und 2 des
Hessischen Gesetzes über den öffentli-
chen Gesundheitsdienst vom 28. Septem-
ber 2007 (GVBl. I S. 659), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 24. März 2010 (GVBl. I
S. 123), wird verordnet:

Erster Abschnitt

Weiterbildung

§ 1

Anwendungsbereich und 
Weiterbildungsziel

(1) Diese Verordnung regelt die Wei-
terbildungen in der Pflege und Entbin-
dungspflege für Personen, die eine Er-
laubnis zur Führung der Berufsbezeich-
nung

1. Gesundheits- und Krankenpflegerin
oder Gesundheits- und Krankenpfle-
ger nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Kranken-
pflegegesetzes vom 16. Juli 2003
(BGBl. I S. 1442), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 24. Juli 2010 
(BGBl. I S. 983),

2. Gesundheits- und Kinderkrankenpfle-
gerin oder Gesundheits- und Kinder-
krankenpfleger nach § 1 Abs. 1 Nr. 2
des Krankenpflegegesetzes, 

3. Altenpflegerin oder Altenpfleger nach
§ 1 des Altenpflegegesetzes in der Fas-
sung vom 25. August 2003 (BGBl. I 
S. 1691), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 17. Juli 2009 (BGBl. I S. 1990),
oder

4. Hebamme oder Entbindungspfleger
nach § 1 des Hebammengesetzes vom
4. Juni 1985 (BGBl. I S. 902), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 24. Juli
2010 (BGBl. I S. 983),

besitzen.

(2) Die Weiterbildungen sollen theore-
tisches Wissen und praktische Fähigkei-
ten zur Weiterentwicklung der berufli-
chen Handlungskompetenzen vermitteln. 

§ 2

Dauer und Gestaltung 
der Weiterbildungen

(1) Die Weiterbildungen bestehen aus
Grundmodulen nach der Anlage 1, den
nach Maßgabe der Anlagen 2 bis 9 je-
weils erforderlichen Fachmodulen sowie
berufspraktischen Anteilen und sind mit
einer staatlichen Abschlussprüfung abzu-
schließen. Organisation und Koordination
der gesamten Weiterbildung obliegen der
Weiterbildungseinrichtung.

(2) Jedes Modul nach Abs. 1 kann ein-
zeln absolviert werden und enthält theo-
retische und praktische Unterrichtstun-

den. Der theoretische und praktische 
Unterricht umfasst die in den Anlagen 
1 bis 9 jeweils angegebene Zahl an Un-
terrichtsstunden von jeweils 45 Minuten
und ist an staatlich anerkannten Weiter-
bildungseinrichtungen nach § 5 Abs. 1
durchzuführen.

(3) Die optionalen Module nach Maß-
gabe der Anlagen 5 und 6 können zusätz-
lich im Rahmen der entsprechenden Wei-
terbildung oder nach Abschluss einer
Weiterbildung absolviert werden.

(4) Die berufspraktischen Anteile um-
fassen die in den Anlagen 2 bis 9 jeweils
angegebenen Einsatzgebiete und  Praxis-
stunden. Eine Praxisstunde umfasst je-
weils 60 Minuten. In berufsbegleitenden
Weiterbildungen werden die berufsprak-
tischen Einsätze der Weiterbildung im
Rahmen der beruflichen Tätigkeit absol-
viert. In vollschulischen Weiterbildungen
sind die berufspraktischen Anteile in der
Form von Praktika in Einrichtungen zu
absolvieren, die von der zuständigen Be-
hörde als geeignet anerkannt sind.

(5) Zur Sicherstellung des Ziels der
Weiterbildung sind mindestens 10 von
Hundert der berufspraktischen Stunden
in Form einer qualifizierten Praxisanlei-
tung durch geeignete Personen durchzu-
führen. Zur Praxisanleitung geeignet sind
Personen mit einer Erlaubnis nach § 1
Abs. 1, die über Berufserfahrung und eine
berufspädagogische Zusatzqualifikation

1. nach Anlage 3,

2. nach der Richtlinie für die Weiterbil-
dung zur Praxisanleiterin/zum Praxis-
anleiter für Pflegeberufe und Entbin-
dungspflege vom 30. Mai 1996 (StAnz.
S. 1973),

3. nach § 2 Abs. 2 der Ausbildungs- und
Prüfungsverordnung für die Berufe in
der Krankenpflege vom 10. November
2003 (BGBl. I S. 2263), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 2. Dezember 2007
(BGBl. I S. 2686), oder 

4. nach § 2 Abs. 2 der Altenpflege-Aus-
bildungs- und Prüfungsverordnung
vom 26. November 2002 (BGBl. I 
S. 4418), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 2. Dezember 2007 (BGBl. I 
S. 2686),

verfügen. Für nicht-pflegerische Bereiche
kann die zuständige Behörde fachlich
und pädagogisch geeignete Personen zur
Praxisanleitung bestimmen. Die erforder-
liche Praxisbegleitung ist während der
berufspraktischen Einsätze durch die
Lehrkräfte der Weiterbildungseinrichtung
sicherzustellen.

(6) Die berufspraktischen Einsätze sind
durch die Lehrkräfte der Weiterbildungs-
einrichtung fachlich und pädagogisch zu
begleiten.

Hessische Weiterbildungs- und Prüfungsordnung 
für die Pflege und Entbindungspflege (WPO-Pflege)*)

Vom 6. Dezember 2010

Anlage 1Anlagen 2 bis 9

*) Ändert GVBl. II 353-59
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(7) Eine Weiterbildung kann in Voll-
zeit- oder Teilzeitform, auch durch Fern-
unterricht oder E-Learning, erfolgen.

(8) Eine Weiterbildung einschließlich
der staatlichen Abschlussprüfung muss in
Vollzeitform in einem Zeitraum von insge-
samt drei Jahren und in Teilzeitform in ei-
nem Zeitraum von insgesamt vier Jahren
abgeschlossen sein. In begründeten Fäl-
len kann die zuständige Behörde Ausnah-
men von den in Satz 1 genannten Anfor-
derungen zulassen.

(9) Zur zeitlich befristeten Erprobung
von Weiterbildungsangeboten kann nach
Entscheidung der zuständigen Behörde
mit Zustimmung des für Gesundheit zu-
ständigen Ministeriums von den in Abs. 2,
4 und 5 genannten Anforderungen abge-
wichen werden, sofern das Weiterbil-
dungsziel nicht gefährdet wird.

§ 3

Teilnahme an den Modulen

An Modulen nach den Anlagen 1 bis 9
dürfen nur Personen teilnehmen, die eine
Erlaubnis zur Führung einer Berufsbe-
zeichnung nach § 1 Abs. 1 besitzen.

§ 4

Anerkennung anderer 
Weiterbildungszeiten

(1) Die in akkreditierten Studiengän-
gen absolvierten Module können auf An-
trag von der zuständigen Behörde im Um-
fang ihrer Gleichwertigkeit auf die Modu-
le nach den Anlagen 1 bis 9 angerechnet
werden.

(2) Die zuständige Behörde kann auf
Antrag Unterricht in einer anderen Wei-
terbildung als für ein Modul nach den
Anlagen 1 bis 9 erforderlichen Unterricht
anerkennen, wenn die Gleichwertigkeit
festgestellt werden kann; eine Teilanrech-
nung ist nicht möglich. In den Fällen des
Satz 1 ist noch die entsprechende Modul-
prüfung abzulegen. Berufspraktische An-
teile einer anderen Weiterbildung kann
die zuständige Behörde als berufsprakti-
sche Anteile nach den Anlagen 2 bis 9 im
Umfang ihrer Gleichwertigkeit anerken-
nen.

(3) Unterricht und berufspraktische
Anteile einer anderen Weiterbildung kön-
nen nach Abs. 2 nur anerkannt werden,
wenn sie

1. innerhalb der letzten fünf Jahre absol-
viert wurden oder

2. eine Anwendung der Weiterbildungs-
inhalte in der beruflichen Praxis nach-
gewiesen wird.

§ 5

Staatliche Anerkennung von 
Weiterbildungseinrichtungen

Die staatliche Anerkennung einer Wei-
terbildungseinrichtung für die Durchfüh-
rung einer Weiterbildung oder mehrerer
Weiterbildungen nach den Anlagen 2 

bis 9 ist durch die zuständige Behörde zu
erteilen, wenn 

1. die Leitung der Weiterbildungseinrich-
tung einer fachlich und persönlich ge-
eigneten Person obliegt,

2. ausreichend fachlich und pädagogisch
qualifizierte Lehrkräfte zur Verfügung
stehen,

3. dem Weiterbildungszweck entspre-
chende Räumlichkeiten und Einrich-
tungen vorhanden sind und

4. für die Fachmodule die Durchführung
der praktischen Weiterbildung mit ge-
eigneten Einrichtungen des Gesund-
heitswesens sichergestellt ist.

Die Anerkennung kann auf einzelne Mo-
dule einer Weiterbildung beschränkt wer-
den.

Zweiter Abschnitt

Prüfung

§ 6

Modulprüfungen

(1) Jedes Modul nach den Anlagen 1
bis 9 schließt mit einer Prüfungsleistung
ab. Die Modulprüfungen sind nichtstaatli-
che Prüfungen und werden von den 
Weiterbildungseinrichtungen durchge-
führt.

(2) Die Weiterbildungseinrichtungen
bestimmen die Prüfungsform nach den
Nr. 1 bis 3

1. eine schriftliche Prüfung als Aufsichts-
arbeit von 90 Minuten Dauer oder eine
schriftliche Hausarbeit von mindestens
10 Seiten,

2. eine praktische Prüfung besteht aus ei-
ner Praxissituation mit einem anschlie-
ßenden Reflexionsgespräch von min-
destens 60 Minuten und höchstens 
120 Minuten Dauer, 

3. eine mündliche Prüfung von  30 Minu-
ten Dauer.

(3) Die Prüfungsleistungen sind nach
Maßgabe des § 10 zu bewerten. Eine Mo-
dulprüfung ist bestanden, wenn eine min-
destens ausreichende Leistung erzielt
wurde. 

(4) Die Prüfung eines nicht bestande-
nen Moduls kann einmal wiederholt wer-
den. Die Wiederholungsprüfung muss in-
nerhalb von drei Monaten nach Abschluss
der ersten Prüfung abgeschlossen wer-
den. In begründeten Fällen kann die Wei-
terbildungseinrichtung Ausnahmen zulas-
sen.

(5) Der Ablauf und die Ergebnisse der
Modulprüfungen sind schriftlich zu doku-
mentieren und sind mindestens drei Jahre
aufzubewahren.

§ 7

Prüfungsausschuss für die staatliche Ab-
schlussprüfung

(1) An staatlich anerkannten Weiterbil-
dungseinrichtungen, die eine staatliche
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Anerkennung für die gesamte Weiterbil-
dung oder für alle erforderlichen Fachmo-
dule besitzen, wird ein Prüfungsaus-
schuss gebildet, der für die ordnungsge-
mäße Durchführung der staatlichen Ab-
schlussprüfung verantwortlich ist. Er be-
steht aus: 

1. einer von der zuständigen Behörde be-
auftragten fachkundigen Person als
vorsitzendes Mitglied,

2. je einer Lehrkraft aus dem Bereich der
Grundmodule und dem Bereich der
Fachmodule der jeweiligen Weiterbil-
dung.

Für jedes Mitglied ist eine Stellvertreterin
oder ein Stellvertreter zu bestellen.

(2) Die zuständige Behörde bestellt die
Mitglieder und stellvertretenden Mitglie-
der nach Abs. 1 Satz 2 und 3, diejenigen
nach Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und deren Stell-
vertretung auf Vorschlag der Weiterbil-
dungseinrichtung.

§ 8

Zulassung zur Abschlussprüfung

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Prü-
fung ist sechs Wochen vor Beginn der
Prüfung über die Weiterbildungseinrich-
tung bei der zuständigen Behörde zu stel-
len. Dem Antrag sind beizufügen:

1. eine Geburtsurkunde oder ein Auszug
aus dem Familienbuch der Eltern und
alle Urkunden, die eine spätere Na-
mensänderung bescheinigen,

2. eine Bescheinigung der Weiterbil-
dungseinrichtung nach dem Muster
der Anlage 10.

(2) Die zuständige Behörde entschei-
det über die Zulassung zur Abschlussprü-
fung und setzt den Prüfungstermin im Be-
nehmen mit der Leitung der Weiterbil-
dungseinrichtung fest. Ein Prüfling ist zur
Abschlussprüfung zuzulassen, wenn die
Prüfungen in den nach den Anlagen 2 bis
9 erforderlichen Modulen bestanden wor-
den sind und die erforderlichen berufs-
praktischen Anteile absolviert worden
sind. Die Entscheidung ergeht schriftlich
und ist im Falle der Ablehnung zu be-
gründen.

§ 9

Durchführung der Abschlussprüfung

(1) Die Abschlussprüfung besteht aus
einer mündlichen Prüfung. Es können bis
zu drei Personen zusammen geprüft wer-
den. Die Prüfungsdauer für einen Prüfling
soll 30 Minuten betragen. Die Prüfung
wird vom vorsitzenden Mitglied geleitet
und von den Mitgliedern nach § 7 Abs. 1
Satz 2 Nr. 2 abgenommen. Der Prüfling
erhält 60 Minuten vor Beginn der Prüfung
die Prüfungsaufgabe zur Vorbereitung. 

(2) Die Prüfungsaufgaben werden von
der Weiterbildungseinrichtung aus den
Themenbereichen nach den Anlagen 2
bis 9 der erforderlichen Module vorge-
schlagen und von dem vorsitzenden Mit-
glied einschließlich der zu benutzenden
Hilfsmittel genehmigt.

(3) Die Mitglieder nach § 7 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2 bewerten nach Maßgabe des
§ 10 die Leistung des Prüflings. Im Falle
einer abweichenden Bewertung bestimmt
das vorsitzende Mitglied des Prüfungs-
ausschusses die Note der Prüfung. 

(4) Die zuständige Behörde kann von
ihr beauftragte Personen zur Beobach-
tung der Abschlussprüfung mit Ausnah-
me der Beratung entsenden. 

(5) Über die Abschlussprüfung ist eine
Niederschrift zu fertigen, aus der Gegen-
stand, Ablauf und Ergebnisse der Prüfung
sowie etwaige Unregelmäßigkeiten her-
vorgehen. Aus der Prüfungsniederschrift
müssen sich ergeben:

1. Ort, Tag und Dauer,

2. die Namen der Prüflinge und der Mit-
glieder des Prüfungsausschusses, die
bei der Prüfung mitgewirkt haben,

3. die Gegenstände der Prüfung und die
erteilte Note,

4. die sonstigen Entscheidungen des Prü-
fungsausschusses,

5. außergewöhnliche Vorkommnisse.

§ 10

Benotung

Die Prüfungsleistungen werden wie
folgt benotet:

„sehr gut“ (1), wenn die Leistung den An-
forderungen im besonderen Maße ent-
spricht,

„gut“ (2), wenn die Leistung den Anfor-
derungen voll entspricht,

„befriedigend“ (3), wenn die Leistung im
Allgemeinen den Anforderungen ent-
spricht,

„ausreichend“ (4), wenn die Leistung
zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen
den Anforderungen noch entspricht,

„mangelhaft“ (5), wenn die Leistung den
Anforderungen nicht entspricht, jedoch
erkennen lässt, dass die notwendigen
Grundkenntnisse vorhanden sind und die
Mängel in absehbarer Zeit behoben wer-
den können,

„ungenügend“ (6), wenn die Leistung
den Anforderungen nicht entspricht und
selbst die Grundkenntnisse so lückenhaft
sind, dass die Mängel in absehbarer Zeit
nicht behoben werden können.

§ 11

Bestehen und Wiederholen 
der Abschlussprüfung

(1) Die Prüfung ist bestanden, wenn in
der Abschlussprüfung mindestens eine
ausreichende Leistung erbracht worden
ist.

(2) Die Gesamtnote setzt sich zu glei-
chen Teilen aus dem Mittel der Noten für
die einzelnen Modulprüfungen (Modul-
noten) und der Note für die Abschluss-
prüfung zusammen. Für die Bildung des
Mittels der Modulnoten wird deren Sum-

Anlage 10
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me durch die Anzahl der Modulprüfun-
gen geteilt; eine dritte Dezimalstelle
bleibt unberücksichtigt. Bei der Bildung
des Mittelwertes nach Satz 3 und der Ge-
samtnote werden Stellen nach dem Kom-
ma bis 0,49 auf volle Noten abgerundet,
Stellen nach dem Komma ab 0,50 auf vol-
le Noten aufgerundet. 

(3) Die zuständige Behörde stellt über
die bestandene Weiterbildung ein Zeug-
nis nach dem Muster der Anlage 11 oder
12 aus. Wird nach erfolgreichem Ab-
schluss einer Weiterbildung nachträglich
eine Zusatzqualifikation durch das Ab-
leisten eines optionalen Moduls erwor-
ben, stellt die zuständige Behörde ein
Zeugnis nach dem Muster der Anlage 13
aus.

(4) Über das Nichtbestehen der Ab-
schlussprüfung erteilt die zuständige Be-
hörde dem Prüfling einen mit Rechtsbe-
lehrung versehenen Bescheid.

(5) Die Abschlussprüfung kann einmal
wiederholt werden. Die Wiederholungs-
prüfung muss innerhalb von sechs Mona-
ten nach Abschluss der ersten Prüfung
abgeschlossen werden. Ausnahmen kann
die zuständige Behörde in begründeten
Fällen im Benehmen mit der jeweiligen
Weiterbildungseinrichtung zulassen. 

§ 12

Rücktritt und Säumnis

(1) Tritt ein Prüfling nach der Zulas-
sung von der Abschlussprüfung zurück,
so hat er die Gründe für den Rücktritt un-
verzüglich dem vorsitzenden Mitglied
mitzuteilen. Genehmigt das vorsitzende
Mitglied den Rücktritt, so gilt die Ab-
schlussprüfung als nicht unternommen.
Die Genehmigung darf nur erteilt wer-
den, wenn der Prüfling aus einem von
ihm nicht zu vertretenden Grund nicht an
der Abschlussprüfung teilnehmen kann.
Tritt ein Prüfling ohne Genehmigung von
der Abschlussprüfung zurück, gilt diese
als nicht bestanden.

(2) Versäumt ein Prüfling die Ab-
schlussprüfung aus einem von ihm nicht
zu vertretenden Grund, so ist ihm Gele-
genheit zu geben, diese nachzuholen. Die
Entscheidung trifft das vorsitzende Mit-
glied. Versäumt ein Prüfling die Ab-
schlussprüfung aus einem von ihm zu ver-
tretenden Grund, gilt diese als nicht be-
standen.

(3) Im Falle des Rücktritts oder der
Säumnis aufgrund einer Erkrankung ist
unverzüglich eine ärztliche Bescheini-
gung vorzulegen.

§ 13

Täuschungsversuche und 
Ordnungsverstöße 

(1) Versucht ein Prüfling, das Ergebnis
der Abschlussprüfung durch Täuschung
oder Benutzung nicht zugelassener Hilfs-
mittel zu beeinflussen oder stört er die
ordnungsgemäße Durchführung der Prü-
fung in erheblichem Maße, so kann das

vorsitzende Mitglied die Prüfung für nicht
bestanden erklären. 

(2) Wird eine Täuschungshandlung
erst nach Beendigung der Prüfung be-
kannt, so kann das vorsitzende Mitglied
innerhalb von drei Jahren nach der Ab-
schlussprüfung die Prüfung für nicht be-
standen erklären. In diesen Fällen kann
die zuständige Behörde die staatliche Er-
laubnis zur Führung der Weiterbildungs-
bezeichnung nach § 15 Abs. 1 oder 2 ent-
ziehen und die Urkunde nach § 15 Abs. 3
einziehen.

§ 14

Aufbewahrung der 
Prüfungsunterlagen

Anträge auf Zulassung zur Prüfung
und Prüfungsniederschriften sind, begin-
nend mit dem Ablauf des Jahres in dem
die Prüfung abgeschlossen wurde, zehn
Jahre durch die zuständige Behörde auf-
zubewahren.

Dritter Abschnitt

Staatliche Erlaubnis

§ 15

Erlaubnis zur Führung einer 
Weiterbildungsbezeichnung

(1) Die staatliche Erlaubnis zur Füh-
rung der Weiterbildungsbezeichnung 

1. Stations-, Gruppen- und Wohnbe-
reichsleitung,

2. leitende Pflegefachkraft,

3. Pflegedienst-, Einrichtungs- und
Heimleitung,

4. Praxisanleiterin oder Praxisanleiter,

5. Hygienebeauftragte oder Hygienebe-
auftragter in Pflegeeinrichtungen,

6. Fachkraft für Krankenhaushygiene,

7. Fachpflegerin oder Fachpfleger für
Psychiatrische Pflege, 

8. Fachpflegerin oder Fachpfleger für
Intensivpflege und Anästhesie, 

9. Fachpflegerin oder Fachpfleger im
Operationsdienst, 

10. Fachpflegerin oder Fachpfleger für
Onkologische Pflege und Palliative
Versorgung, 

11. Fachpflegerin oder Fachpfleger für
Palliative Versorgung

neben der Berufsbezeichnung erhält auf
Antrag, wer die hierfür nach den Anlagen
2 bis 9 vorgeschriebene Weiterbildung
absolviert und die staatliche Abschluss-
prüfung bestanden hat.

(2) Wer über eine nach den Anlagen 2
bis 9 vorgeschriebene Weiterbildung hi-
naus ein dort genanntes optionales Modul
erfolgreich abgeschlossen hat, erhält auf
Antrag die Erlaubnis zum Führen einer
Weiterbildungsbezeichnung nach Abs. 1
mit dem in der jeweiligen Anlage ge-
nannten Zusatz.

Anlage 11Anlage 12

Anlage 13
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(3) Über die Erlaubnis zum Führen 
der Weiterbildungsbezeichnungen nach
Abs. 1 oder 2 stellt die zuständige Behör-
de auf Antrag eine Urkunde nach dem
Muster der Anlage 14 aus.

(4) Eine in einem anderen Bundesland
erteilte staatliche Erlaubnis zur Führung
einer Weiterbildungsbezeichnung gilt als
Erlaubnis zur Führung der entsprechen-
den Weiterbildungsbezeichnung nach
Abs. 1, sofern die Weiterbildung oder das
Studium gleichwertig ist. Die Gleichwer-
tigkeit wird auf Antrag durch die zustän-
dige Behörde festgestellt.

(5) Wer den Wohnsitz oder Beschäfti-
gungsort im Lande Hessen hat und den
erfolgreichen Abschluss einer gleichwer-
tigen Weiterbildung in einem anderen
Bundesland oder eines gleichwertigen
Studiums nachweist, erhält auf Antrag die
Erlaubnis zur Führung der Weiterbil-
dungsbezeichnung nach Abs.1.

§ 16

Erlaubniserteilung für im Ausland 
abgeschlossene Weiterbildungen

(1) Eine außerhalb der Bundesrepublik
Deutschland erworbene abgeschlossene
Weiterbildung erfüllt die Voraussetzun-
gen des § 15 Abs. 1, wenn die Gleichwer-
tigkeit des Weiterbildungsstandes gege-
ben ist. Ist die Gleichwertigkeit des Wei-
terbildungsstandes nicht gegeben oder ist
eine Prüfung der Gleichwertigkeit des
Weiterbildungsstandes nur mit unange-
messenem zeitlichen oder sachlichen Auf-
wand möglich, weil die erforderlichen
Unterlagen und Nachweise aus Gründen,
die nicht in der Person der Antragstellerin
oder des Antragstellers liegen, von diesen
nicht vorgelegt werden können, ist ein
gleichwertiger Kenntnisstand nachzuwei-
sen. Der Nachweis wird durch Ablegen
einer Prüfung erbracht, die sich auf den
Inhalt der staatlichen Abschlussprüfung
erstreckt.

(2) Bei Antragstellern, die Staatsange-
hörige eines anderen Vertragsstaates des
Europäischen Wirtschaftsraumes sind und
die eine Erlaubnis nach § 15 Abs. 1 bean-
tragen, gilt die Voraussetzung des § 15
Abs. 1 als erfüllt, wenn

1. sie über einen anderen Weiterbil-
dungsnachweis verfügen und dieser
Weiterbildungsnachweis in einem
Staat, der nicht Vertragsstaat des Euro-
päischen Wirtschaftsraumes (Drittland)
ist, ausgestellt wurde,

2. ein anderer Vertragsstaat des Europäi-
schen Wirtschaftsraumes diesen Wei-
terbildungsnachweis als entsprechend
§ 15 Abs. 1 weitergebildet anerkannt
hat,

3. sie über eine dreijährige Berufserfah-
rung in einem Weiterbildungsbereich
nach dieser Verordnung im Hoheitsge-
biet dieses Mitgliedstaates, der den
Weiterbildungsnachweis anerkannt
hat, verfügen und

4. der Mitgliedstaat, der die Weiterbil-
dung anerkannt hat, diese Berufser-
fahrung bescheinigt und

5. die Weiterbildung keine wesentlichen
Unterschiede gegenüber der Weiter-
bildung nach dieser Verordnung auf-
weist.

Wesentliche Unterschiede liegen vor,
wenn 

1. der nachgewiesene Weiterbildungs-
umfang mindestens ein Drittel unter
dem in dieser Verordnung geregelten
Weiterbildungsumfang liegt,

2. die Weiterbildung sich auf Fächer oder
Module bezieht, die sich wesentlich
von denen unterscheiden, die durch
die Weiterbildung nach dieser Verord-
nung vorgeschrieben sind,

3. die Weiterbildungstätigkeit eine oder
mehrere reglementierte Tätigkeiten
umfasst, die im Herkunftsstaat der An-
tragsteller nicht Bestandteil des der
Weiterbildung entsprechenden Berufs
sind, und wenn dieser Unterschied in
einem Bestandteil der Weiterbildung
besteht, der nach dieser Verordnung
gefordert wird und sich auf Fächer
oder Module bezieht, die sich wesent-
lich von denen unterscheiden, die von
dem vorgelegten Weiterbildungsnach-
weis abgedeckt werden.

Fächer und Module unterscheiden sich
wesentlich, wenn deren Kenntnis eine
wesentliche Voraussetzung für die Aus-
übung des Berufs ist und die Weiterbil-
dung der Antragstellerin bzw. des An-
tragstellers gegenüber der Weiterbildung
nach dieser Verordnung bedeutende Ab-
weichungen hinsichtlich Dauer oder In-
halt gegenüber der Weiterbildung nach
dieser Verordnung aufweist. Werden we-
sentliche Unterschiede festgestellt, die
nicht ganz oder teilweise durch Kenntnis-
se ausgeglichen werden können, die die
Antragsteller im Rahmen ihrer Berufspra-
xis in dem jeweiligen Weiterbildungsbe-
reich erworben haben, müssen sie nach-
weisen, dass sie über die Kenntnisse und
Fähigkeiten verfügen, die zur Ausübung
des Berufes in dem entsprechenden Wei-
terbildungsbereich erforderlich sind. Die-
ser Nachweis ist durch einen höchstens
dreijährigen Anpassungslehrgang oder
eine Eignungsprüfung zu erbringen, die
sich auf die festgestellten wesentlichen
Unterschiede bezieht. Wurden Kenntnisse
im Rahmen der Berufspraxis erworben, ist
es nicht entscheidend, in welchem Staat
die Antragsteller berufstätig waren. Die
Antragsteller haben das Recht, zwischen
dem Anpassungslehrgang und der Eig-
nungsprüfung zu wählen. Über die we-
sentlichen Unterschiede ist den Antrag-
stellern spätestens vier Monaten nachdem
der zuständigen Behörde alle erforderli-
chen Unterlagen vorliegen, ein rechtsmit-
telfähiger Bescheid zu erteilen. Sofern die
in Nummer 2 bis 5 genannten Vorausset-
zungen ganz oder teilweise nicht erfüllt
werden, ist Absatz 1 Satz 2 und 3 anzu-
wenden.

Anlage 14
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(3) Die Führung einer Weiterbildungs-
bezeichnung nach § 15 Abs. 1 ist der An-
tragstellerin oder dem Antragsteller eben-
falls zu gestatten, wenn dieser Beruf in
Weiterbildung vollzeitlich zwei Jahre lang
in den vorhergehenden zehn Jahren in ei-
nem anderen Mitgliedstaat, der diesen
Beruf nicht reglementiert, ausgeübt wur-
de und ein oder mehrere Befähigungs-
nachweise vorgelegt werden. 

(4) Für Antragstellerinnen oder An-
tragsteller gelten die Voraussetzungen
des § 15 Abs. 1 als erfüllt, wenn aus ei-
nem in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union oder einem Vertrags-
staat des Europäischen Wirtschaftsraumes
erworbenen Diplom hervorgeht, dass die
Inhaberin oder der Inhaber eine Weiter-
bildung absolviert hat, die in diesem Staat
für die Weiterbildung nach dieser Verord-
nung erforderlich ist. Diplome im Sinne
dieser Verordnung sind Ausbildungs-
nachweise nach Art. 3 Abs. 1 Buchst. c
der Richtlinie 2005/36/EG des Europä -
ischen Parlaments und des Rates vom 
7. September 2005 über die Anerken-
nung von Berufsqualifikationen (ABl. EU 
Nr. L 255 S. 22, 2007 Nr. L 271 S. 18, 2008
Nr. L 93 S. 28, 2009 Nr. L 33 S.4), zuletzt
geändert durch Verordnung (EG) vom 
6. April 2009 (ABl. EU Nr. L 93 S. 11), die
dem in Art. 11 Buchst. c der Richtlinie
2005/36/EG genannten Niveau entspre-
chen. 

(5) Abs. 4 gilt auch für einen Weiterbil-
dungsnachweis oder eine Gesamtheit von
Weiterbildungsnachweisen, die von einer
zuständigen Behörde in einem Mitglied-
staat ausgestellt wurden, sofern sie eine
in der Gemeinschaft erworbene abge-
schlossene Weiterbildung bescheinigen,
von diesem Mitgliedstaat als gleichwertig
anerkannt wurden und in Bezug auf die
Weiterbildung dieselben Rechte verleihen
oder auf die Ausübung des Berufs nach
dieser Weiterbildungsordnung vorberei-
ten. 

(6) Abs. 4 gilt ferner für Berufsqualifi-
kationen, die zwar nicht den Erfordernis-
sen der Rechts- oder Verwaltungsvor-
schriften des Herkunftsmitgliedstaats für
die Aufnahme oder Ausübung des Berufs
entsprechen, ihrer Inhaberin oder ihrem
Inhaber jedoch nach dem Recht des Her-
kunftsmitgliedstaats erworbene Rechte
nach den dort maßgeblichen Vorschriften
verleihen. 

(7) Antragstellerinnen oder Antragstel-
ler mit einem Weiterbildungsnachweis
aus einem Mitgliedstaat der Europäischen
Union oder Vertragsstaat des Europäi-
schen Wirtschaftsraumes haben einen
höchstens dreijährigen Anpassungslehr-
gang zu absolvieren oder eine Eignungs-
prüfung abzulegen, wenn

1. ihr nachgewiesener Weiterbildungs-
umfang mindestens ein Drittel unter
dem in dieser Verordnung geregelten
Weiterbildungsumfang liegt,

2. ihre Weiterbildung sich auf Fächer
oder Module bezieht, die sich wesent-
lich von denen unterscheiden, die 

durch die Weiterbildung nach dieser
Verordnung vorgeschrieben sind,

3. die Weiterbildungstätigkeit eine oder
mehrere reglementierte Tätigkeiten
umfasst, die im Herkunftsmitgliedstaat
des Antragstellers nicht Bestandteil
des der Weiterbildung entsprechenden
Berufs sind, und wenn dieser Unter-
schied in einem Bestandteil der Wei-
terbildung besteht, die nach dieser
Weiterbildungs- und Prüfungsverord-
nung gefordert wird und sich auf Fä-
cher oder Module bezieht, die sich we-
sentlich von denen unterscheiden, die
von dem Weiterbildungsnachweis ab-
gedeckt werden, den die Antragstelle-
rin oder der Antragsteller vorlegt oder

4. ihr Weiterbildungsnachweis lediglich
eine Weiterbildung auf dem in Art. 11
Buchst. b der Richtlinie 2005/36/EG
genannten Niveau bescheinigt und ih-
re nachgewiesene Berufserfahrung
nicht zum Ausgleich der unter den 
Nr. 1 bis 4 genannten Unterschiede
geeignet ist. Die Antragstellerinnen
und Antragsteller haben das Recht,
zwischen dem Anpassungslehrgang
und der Eignungsprüfung zu wählen.

Nach Satz 1 Nr. 3 und 4 sind unter Fä-
chern oder Modulen, die sich wesentlich
unterscheiden, solche zu verstehen, deren
Kenntnis eine wesentliche Voraussetzung
für die Ausübung des Berufs ist und bei
denen die bisherige Weiterbildung der
Antragstellerin oder des Antragstellers
bedeutende Abweichungen hinsichtlich
Dauer oder Inhalt gegenüber der nach
dieser Verordnung geforderten Weiterbil-
dung aufweist.

(8) Die Abs. 1 bis 7 gelten entspre-
chend für Angehörige aus Staaten außer-
halb der Europäischen Union oder des
Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum, soweit sich hinsichtlich der
Anerkennung von Weiterbildungsnach-
weisen nach dem Recht der Europäischen
Union eine Gleichstellung ergibt.

(9) Die zuständige Behörde hat den
Antragstellerinnen und Antragstellern,
die den Befähigungs- oder Weiterbil-
dungsnachweis besitzen, der in einem an-
deren Mitgliedstaat erforderlich ist, um in
dessen Hoheitsgebiet die Erlaubnis zur
Aufnahme oder Ausübung dieses Berufs
zu erhalten, die Aufnahme oder Aus-
übung dieses Berufes nach Maßgabe des
Art. 13 der Richtlinie 2005/36/EG zu ge-
statten. 

§ 17

Aufgaben und Befugnisse 
der zuständigen Behörde

(1) Die zuständige Behörde kann bei
einer Entscheidung über den Antrag auf
Erteilung der Erlaubnis nach § 15 Abs. 1
die in Anhang VII der Richtlinie
2005/36/EG aufgeführten Unterlagen und
Bescheinigungen verlangen. Die in die-
sem Anhang unter Nr. 1 Buchst. d und e
genannten Unterlagen und Bescheinigun-
gen dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter
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als drei Monate sein. Bei berechtigten
Zweifeln kann sie von der zuständigen
Behörde des Herkunftsstaates eine Bestä-
tigung der Authentizität der dort ausge-
stellten Bescheinigungen und Weiterbil-
dungsnachweise verlangen. Dies gilt
auch für Weiterbildungen, die von dem
Herkunftsstaat bescheinigt wurden, aber
tatsächlich in einem weiteren Mitglied-
staat abgeleistet wurden. 

(2) Die zuständige Behörde hat der
Antragstellerin oder dem Antragsteller
binnen eines Monats den Empfang der
Unterlagen zu bestätigen und sie oder ihn
auf fehlende Unterlagen hinzuweisen. Sie
hat die Prüfung eines Antrags auf Ertei-
lung der Erlaubnis nach § 15 Abs. 1 spä-
testens vier Monate nach Einreichung der
vollständigen Unterlagen abzuschließen
und diese Entscheidung zu begründen. 

(3) Die zuständigen Behörde unterrich-
tet die zuständigen Behörden des Her-
kunftsmitgliedstaats über das Vorliegen
strafrechtlicher Sanktionen, über die
Rücknahme, den Widerruf und die An-
ordnung des Ruhens der Erlaubnis, über
die Untersagung der Ausübung der Tätig-
keit und über Tatsachen, die eine dieser
Sanktionen oder Maßnahmen rechtferti-
gen würden; dabei sind die Vorschriften
zum Schutz personenbezogener Daten
nach der Richtlinie 95/46/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom
24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher
Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten und zum freien Daten-
verkehr (ABl. EG Nr. L 281 S. 31), geän dert
durch Verordnung (EG) Nr. L 1882/2003
des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 29. September 2003 (ABl. EU 
Nr. L 284 S.1), einzuhalten. Erhält die zu-
ständige Behörde Auskünfte von der zu-
ständigen Behörden von Aufnahmemit-
gliedstaaten, die sich auf die Ausübung
der Tätigkeit nach dieser Weiterbildungs-
ordnung auswirken könnten, so prüft sie
deren Richtigkeit, befindet über Art und
Umfang der Konsequenzen und teilt diese
dem Aufnahmemitgliedstaat mit. 

§ 18

Grundsatz der Dienstleistungsfreiheit

(1) Die zuständige Behörde hat nach
Maßgabe des Art. 5 der Richtlinie
2005/36/EG den Grundsatz der Dienst-
leistungsfreiheit zu beachten, sofern sich
die Dienstleistende oder der Dienstleis-
tende zur vorübergehenden und gele-
gentlichen Ausübung des Berufs in den
Geltungsbereich dieser Verordnung be-
gibt und rechtmäßig in einem Mitglied-
staat niedergelassen ist.

(2) Die Dienstleistung wird unter der
Berufsbezeichnung des Herkunftsmit-
gliedstaates erbracht, sofern dort für die
betreffende Tätigkeit eine solche Berufs-
bezeichnung geführt wird. Im Übrigen
gilt Art. 7 Abs. 3 Satz 2 und 3 der Richtli-
nie 2005/36/EG. Die Angehörigen ande-
rer Mitgliedstaaten haben die Berufsbe-
zeichnungen und deren Abkürzungen

nach Maßgabe des Art. 52 der Richtlinie
2005/36/EG zu führen. Die Dienstleisten-
de oder der Dienstleistende unterliegen
im Übrigen nach Maßgabe des Art. 5 
Abs. 3 der Richtlinie 2005/36/EG den im
Geltungsbereich dieser Verordnung gel-
tenden berufsständischen, gesetzlichen
und verwaltungsrechtlichen Berufsregeln.

(3) Die Dienstleistende oder der
Dienstleistende ist nach Maßgabe des
Art. 6 Satz 1 der Richtlinie 2005/36/EG
von der Zulassung, Eintragung oder Mit-
gliedschaft bei einer Berufsorganisation
befreit. 

(4) Die Dienstleistende oder der
Dienstleistende ist nach Maßgabe des
Art. 22 Buchst. b der Richtlinie 2005/
36/EG verpflichtet, sich angemessen be-
ruflich fortzubilden.

Vierter Abschnitt

Schlussvorschriften

§ 19

Überleitungs- und 
Übergangsvorschriften

(1) Eine vor Inkrafttreten dieser Ver-
ordnung nach der in § 20 aufgehobenen
Verordnung erteilte Erlaubnis zum Füh-
ren einer Weiterbildungsbezeichnung gilt
als Erlaubnis nach § 15 Abs. 1 oder 2 fort.

(2) Eine vor Inkrafttreten dieser Ver-
ordnung auf der Grundlage der in § 20
aufgehobenen Verordnung begonnene
Weiterbildung kann nach dem bisherigen
Recht abgeschlossen werden. Die Erlaub-
nis zum Führen der Weiterbildungsbe-
zeichnung wird in diesen Fällen nach
dem bisherigen Recht erteilt.

(3) Eine staatliche Anerkennung einer
Weiterbildungseinrichtung auf der
Grundlage der in § 20 aufgehobenen Ver-
ordnung gilt als staatliche Anerkennung
nach dieser Verordnung fort. 

(4) In den Fällen des Abs. 3 ist die An-
erkennung zu widerrufen, falls das Vor-
liegen der Voraussetzungen nach § 5 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 nicht innerhalb von fünf
Jahren nach Inkrafttreten dieser Verord-
nung nachgewiesen wird. Die Vorausset-
zung des § 5 Abs. 1 Nr. 1 gilt als erfüllt,
wenn als Leitung eine Person eingesetzt
ist, die bei Inkrafttreten dieser Verord-
nung in dieser Funktion an einer Weiter-
bildungseinrichtung tätig war. Die Vo-
raussetzung des § 5 Abs. 1 Nr. 2 gilt als
erfüllt, soweit als Lehrkräfte Personen tä-
tig sind, die bei Inkrafttreten dieser Ver-
ordnung als Lehrkräfte an einer Weiter-
bildungseinrichtung unterrichtet haben. 

§ 20

Aufhebung bisherigen Rechts

Die Weiterbildungs- und Prüfungsord-
nung für Pflegeberufe vom 24. Mai 1996
(GVBl. I S. 284)1), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 5. Juli 2007 (GVBl. I S. 381),
wird aufgehoben.1) Hebt auf GVBl. II 353-47



Nr. 24 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 28. Dezember 2010 661

§ 21

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2015 außer Kraft. 

Wiesbaden, den 6. Dezember 2010

D e r  H e s s i s c h e  S o z i a l m i n i s t e r  

G r ü t t n e r

Anlage 1

(zu § 2 Abs. 1)

1. Übersicht der erforderlichen Grundmodule für die Weiterbildungen nach
den Anlagen 2 bis 9

Grundmodule

Grundmodul 1: Pflegewissenschaft und Pflegeforschung 

60 Unterrichtsstunden

Grundmodul 2: Kommunikation, Anleitung und Beratung

60 Unterrichtsstunden

Grundmodul 3: Gesundheitswissenschaft, Prävention und Rehabilitation

60 Unterrichtsstunden

Grundmodul 4: Wirtschaftliche und rechtliche Grundlagen

60 Unterrichtsstunden

2. Grundmodul 1 Pflegewissenschaft und Pflegeforschung

2.1 Umfang:

60 Unterrichtsstunden

2.2 Inhalt:

2.2.1 Pflegewissenschaft auf nationaler und internationaler Ebene mit ihren unterschiedli-
chen Ansätzen und Konzepten

2.2.2 Theorieentwicklung und theoretische Konzepte, induktive und deduktive Ansätze

2.2.3 Pflegewissenschaftliche Konzepte in Anwendung und Umsetzung, zum Beispiel:

a) Assessmentinstrumente 

b) Evaluationsmethoden

c) Handlungskonzepte
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2.2.4 Pflegeforschung:

a) nationale und internationale Voraussetzungen

b) Bedeutung, Methodik, Analyse und der Pflegeforschung

c) kritische Beurteilung von Studien und Forschungsergebnissen

d) Umsetzung der Erkenntnisse in der Praxis

2.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer setzen sich mit der aktuellen Entwicklung der Pflege-
wissenschaft auf nationaler und internationaler Ebene auseinander.

Sie erhalten einen Überblick über pflegewissenschaftliche Erkenntnisse und Konzepte. Sie
reflektieren die Bedeutung von Ergebnissen der Pflegeforschung für ihre berufliche Praxis
und setzen ihr Wissen in ihrem professionellen pflegerischen Handeln um.

2.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

3. Grundmodul 2 Kommunikation, Anleitung und Beratung

3.1 Umfang:

60 Unterrichtsstunden

3.2 Inhalt:

3.2.1 Beziehungen gestalten, Kommunikation und Konfliktbewältigung:

a) Kommunikationsmodelle und -formen 

b) Sensibilisierung für Kommunikationseinschränkungen wie zum Beispiel vermin-
derte Hör- bzw. Sehfähigkeit sowie Ausdrucksmöglichkeiten

c) Gestaltung von Beziehungen

d) Gestaltung von Gesprächen in unterschiedlichen Situationen

e) Rollen und Rollenkonflikte

f) Konfliktmanagement

3.2.2 Information, Anleitung, Schulung und Beratung

a) Konzepte, Methoden

b) Motivation und Erwartungen

c) Lernen in verschiedenen Lebensaltern und -situationen

d) Präsentations- und Moderationstechniken

e) Beratung unterschiedlicher Zielgruppen

3.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer können auf professioneller Basis Beziehungen gestal-
ten, kommunizieren, kooperieren sowie Konflikte bewältigen.

Sie sind in der Lage zu Pflegende, ihre Bezugspersonen sowie Lernende, Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter professionell zu informieren, anzuleiten und zu schulen. 

Sie sind befähigt Anleitungen und Beratungen professionell anzubahnen und gegebenenfalls
in Teilbereichen durchzuführen.

3.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2

4. Grundmodul 3 Gesundheitswissenschaft, Prävention und Rehabilitation

4.1 Umfang:

60 Unterrichtsstunden
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4.2 Inhalt:

4.2.1 Einführung und Überblick in die nationale und internationale Gesundheitspolitik:

a) nationale und internationale Gesundheitsziele

b) Gesundheitssysteme

4.2.2 Prävention und Gesundheitsförderung

a) Definitionen

b) Stufen der Prävention:

c) primäre Prävention

d) sekundäre Prävention

e) tertiäre Prävention

f) Modelle und Konzepte:

g) Mehrebenen Modell

h) Konzept der Salutogenese

i) Programme und Maßnahmen

4.2.3 Gesundheit, Krankheit und Behinderung

a) Definitionen

b) Konzepte

c) Einstellungen

4.2.4 Rehabilitation

a) Definition

b) Rechtliche Grundlagen

c) Psychosoziale Aspekte

d) Selbsthilfe und Rehabilitation

e) Spezifische pflegerische Beratung und rehabilitative Konzepte

4.2.5 Frührehabilitation und Langzeitbehandlung in den unterschied lichen Versorgungsset-
tings, interdisziplinäre Zusammenarbeit

4.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer erhalten einen Überblick über die aktuelle Gesund-
heitspolitik, entwickeln ein umfassendes Verständnis der Strategien und Disziplinen der Ge-
sundheitswissenschaften und setzen ihr Wissen in ihrem pflegerischen professionellen Han-
deln ein.

Sie erwerben vertiefende Kenntnisse der verschiedenen Ebenen und Konzepte der Präventi-
on und Gesundheitsförderung und sind in der Lage, die Möglichkeiten gesundheitlichen
Handelns in die Pflege zu integrieren.

Sie integrieren die rechtlichen Aspekte der Rehabilitation sowie deren Aufgabe und rehabili-
tative Pflegekonzepte in ihr pflegerisches Handeln und Wissen um die Notwendigkeit der In-
terdisziplinarität innerhalb der unterschiedlichen Versorgungsstrukturen.

4.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

5. Grundmodul 4 Wirtschaftliche und rechtliche Grundlagen

5.1 Umfang:

60 Unterrichtsstunden

5.2 Inhalt:

5.2.1 Anteil des Gesundheitswesens an der Volkswirtschaft (zum Beispiel Sozialprodukt, Be-
schäftigtenzahl)

5.2.2 Struktur und Gliederung des Gesundheitswesens und dessen spezielle Aufgaben 

5.2.3 Gesundheitswesen und demografische Entwicklung

5.2.4 Gesundheitliche Versorgungsleistungen (zum Beispiel Pflege) als personenbezogene
Dienstleistungen
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5.2.5 Wirtschaften im Gesundheitswesen

5.2.6 Markt und Wettbewerb im Gesundheitswesen

5.2.7 Einführung in die Betriebswirtschaftslehre: 

a) sozio-ökonomische Funktionen von Betrieben der Gesundheitswirtschaft:

b) betriebswirtschaftliche Produktionsfaktoren und ihre Bedeutung im Gesundheits-
wesen;

c) betriebliche Grundfunktionen: Beschaffung, Produktion, Absatz/Marketing, Mate-
rialwirtschaft, Organisation, Personal;

d) Grundstruktur der betrieblichen Leistungserstellung (In-, Through- und Output,
Kosten und Erlöse, Effizienz),

e) Besonderheiten der Produktion von Dienstleistungen (integrative Leistungserstel-
lung): Leistungspotenzial, -erstellungsprozess und -ergebnis, Bedeutung des Pa-
tienten bei der Leistungserstellung (externer Faktor/Co-Produzent), Bedeutung
der Effektivität/Wirksamkeit (Outcomes) im Gesundheitswesen;

5.2.8 Vergütungsformen im Gesundheitswesen: 

a) Einzelleistungsvergütung;

b) Fallpauschalen (DRG’s);

c) Pflegestufen;

d) Leistungskataloge;

5.2.9 Anwendung der gesetzlichen Vorgaben für den eigenen Arbeitsbereich und Einschät-
zung der Auswirkungen bei verschiedenen Situationen:

a) Grundgesetz

b) Bürgerliches Gesetzbuch

c) Haftungsrecht, Strafrecht

d) Betreuungsrecht (Freiheitsentzug)

e) Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz

f) Altenpflegegesetz

g) Krankenpflegegesetz

h) Sozialgesetzbuch V, IX und XI

i) Infektionsschutzgesetz

j) Gefahrenstoffverordnung

k) Medizinproduktegesetz

l) Hessisches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst

m) Kindergesundheitsschutzgesetz

5.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer reflektieren die Bedeutung und Struktur des Gesund-
heitswesens.

Sie verstehen grundlegende wirtschaftliche Zusammenhänge und integrieren betriebswirt-
schaftliche Instrumente und Verfahrensweisen in ihr professionelles Handeln.

Sie kennen die relevanten rechtlichen Grundlagen und berücksichtigen diese in ihrer Fach-
und Führungstätigkeit in den Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen.

5.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 
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2. Fachmodul 1: Führungsrolle und -aufgaben

2.1 Umfang:

90 Unterrichtsstunden

2.2 Inhalt:

2.2.1 Führungsrolle – Führungskompetenzen – Führungsstile 

a) Grundsätze 

b) individuelle Auseinandersetzung

2.2.2 Führungsaufgaben und -instrumente

a) Vertrauen und Motivation

b) Delegation

c) Kritik und Anerkennung

d) Führen mit Zielen

e) Zielerfolg evaluieren

2.2.3 Organisation und Organisationsmodelle

a) Aufbau- und Ablauforganisation

b) Prozessmanagement

c) Pflegemodelle

d) Pflegesysteme (Funktions-, Bezugs- und Bereichspflege, Primary Nursing)

e) Aufnahme- und Entlassungsmanagement; Pflegeüberleitungen (Casemanage-
ment)

f) Dienstbesprechungen

g) Dienstplangestaltung

h) Organisation der Pflegeplanung und -dokumentation

Grundmodule Fachmodule Berufspraktische Abschluss
Anteile

Grundmodule 1 bis 4 Fachmodule 1 bis 3 240 Stunden Stations-, Gruppen-
nach Anlage 1 nach Nr. 2 bis 4 und Wohnbereichs-
240 Unterrichts- 240 Unterrichts- leitung
stunden stunden

zusätzlich

Fachmodul 4 und 5 160 Stunden Leitende Pflege-
nach Nr. 5 und 6 fachkraft
240 Unterrichts-
stunden

zusätzlich

Fachmodul 6 und 7 160 Stunden Pflegedienst-, Ein-
nach Nr. 7 und 8 richtungs- und Heim-
180 Unterrichts- leitung
stunden

Anlage 2

(zu § 2 Abs. 1)

Weiterbildung Führen und Leiten

1. Übersicht der erforderlichen Module und berufspraktischen Anteile
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2.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind in der Lage, das eigene Führungsverhalten auf der
Grundlage von Führungsmodellen, -stilen und -rollen zu reflektieren und ihr Handeln ent-
sprechend ihres Arbeitsbereiches auszurichten. 

Sie wissen um verschiedene Organisationsmodelle und sind in der Lage, grundlegende Orga-
nisationsaufgaben zu strukturieren.

2.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

3. Fachmodul 2: Prozesssteuerung, Qualität und Instrumente 
des wirtschaftlichen Handelns

3.1 Umfang:

90 Unterrichtsstunden

3.2 Inhalt:

3.2.1 Prozessorientierung:

a) Ziele und Aktivitäten

b) Planen und Moderieren von Versorgungs-, Unterstützungs- und Managementpro-
zessen

3.2.2 Qualitätsmanagement:

a) Qualitätsbegriffe

b) Leistungs- und Qualitätsvereinbarungen (LQV))

c) Werkzeuge des Qualitätsmanagements (Pareto, Fischgrätendiagramm, Paarver-
gleiche, Portfolio-Analyse)

d) Externe Qualitätssicherung

3.2.3 Beschwerdemanagement

3.2.4 Risikomanagement

a) Verfahrensanweisungen

3.2.5 Grundlagen des Rechnungswesens:

a) Buchführung

b) Gewinn- und Verlustrechnung, Bilanz

c) Kosten- und Leistungsrechnung

d) Einführung Budget, Produkt

e) Kennzahlen

3.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer lernen Instrumente zur Planung, Steuerung, Koordina-
tion und Kontrolle in der Pflege- und Behinderteneinrichtungen kennen und anzuwenden;

Sie verstehen und benutzen Konzepte des Qualitätsmanagements. 

Sie können betriebswirtschaftliche Entscheidungen des Unternehmens nachvollziehen und
für den eigenen Arbeitsbereich umsetzen.

3.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

4. Fachmodul 3: Rechts- und Organisationsrahmen für die Personalführung

4.1 Umfang:

60 Unterrichtsstunden
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4.2 Inhalt:

4.2.1 Gesetzliche Vorgaben für die Personalführung

a) Haftungsrecht, Strafrecht

b) Betreuungsrecht (Freiheitsentzug)

c) Arbeitszeitgesetz

d) Tarifrecht

e) Bundesurlaubsgesetz

f) Mutterschutzgesetz

g) Jugendschutzgesetz

h) Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz

4.2.2 Rechtliche Rahmenbedingungen im Pflegebereich für Führungskräfte

a) Altenpflegegesetz

b) Krankenpflegegesetz

c) Sozialgesetzbuch V, IX und XI

4.2.3 Betriebliche Vorgaben und Konzepte

a) Stellenpläne

b) Stellenbeschreibungen

c) Einschätzung und Beurteilung von Leistungen

d) Teambesprechungen

e) Teamentwicklung

4.2.4 Förderung der Zusammenarbeit, 

a) Stressbewältigung

b) Burnout 

c) Mobbing

d) Konfliktmanagement

4.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer kennen die rechtlichen und organisatorischen Rahmen-
bedingungen, die für eine Führungsposition im Pflegebereich grundlegend notwendig sind
und können diese in der Praxis berücksichtigen. 

Die Methoden der Teamsteuerung können zielgerichtet und situationsorientiert eingesetzt
werden.

4.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

5. Fachmodul 4: Management und Organisation

5.1 Umfang:

150 Unterrichtsstunden

5.2 Inhalt:

5.2.1 Macht und Verantwortung:

a) Definition

b) Kennzeichen

c) Ethische Reflexion

d) Individuelle Reflexion

e) Handlungsstrategien

5.2.2 Organisationsentwicklungskonzepte / Changemanagement

5.2.3 Arbeitszeitmanagement

5.2.4 Fluktuations- und Fehlzeitenmanagement

5.2.5 Führungsprobleme aus der Praxis (Kollegiale Beratung)
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5.2.6 Projektarbeit:

a) Auftrag

b) Planung

c) Durchführung

d) Controlling und Bericht

5.2.7 Nutzung moderner Technologien

5.2.8 Budgets und deren Kalkulation

5.2.9 Controlling

5.2.10 Kostenträgerrechnung

5.2.11 Personalkostenrechnung

5.2.12 Einführung Bilanz

5.2.13 Grundlagen der Finanzwirtschaft:

a) Rentabilität

b) Liquidität

c) Finanzplanung

5.2.14 Einkauf und Lagerhaltung

5.2.15 Wirtschaftliche Steuerung des Pflegedienstes

5.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer setzen sich mit der ethischen Bedeutung von Macht
und Verantwortung auseinander. 

Sie kennen verschiedene Organisationsentwicklungs-Konzepte und können Verän -
derungsprozesse gestalten.

Sie kennen verschiedene Arbeitszeitsysteme, nutzen ihre Anwendungsmöglichkeiten und
sind in der Lage knappe Ressourcen zu managen. 

Sie können einen ambulanten Pflegedienst wirtschaftlich führen und kennen alle dazu rele-
vanten Faktoren. 

Sie sind weiterhin in der Lage, den Pflegedienst einer sta tionären Pflegeeinrichtung nach
zeitgemäßen wirtschaftlichen Grundsätzen zu führen und in der Unternehmensführung einer
stationären Pflegeeinrichtung mitzuarbeiten

5.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

6. Fachmodul 5: Personalmanagement

6.1 Umfang:

90 Unterrichtsstunden

6.2 Inhalt:

6.2.1 Personalbedarfsermittlung und -berechnung

6.2.2 Personalentwicklung

6.2.3 Personalgewinnung:

a) Soll/Ist

b) Personalentwicklungskonzepte

c) Möglichkeiten der Öffentlichkeitsarbeit

d) Zukunftssicherung

6.2.4 Motivation

a) Mitarbeiter-/Leistungsbeurteilung

b) Ideenmanagement

c) Entlohnungssysteme

d) Kollegiale Beratung

e) Mitarbeitercoaching
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6.2.5 Rechtliche Rahmenbedingungen

a) Krankenhausgesetz

b) Heimgesetz 

c) Heimpersonalverordnung

d) Heimmindestbauverordnung

e) Kündigungsschutzgesetz und Rechtsprechung

f) Schwerbehindertengesetz

g) Betriebsverfassungsgesetz, Mitbestimmung

h) Arbeitszeitgesetz

i) Allgemeines Gleichstellungsgesetz - Vertiefung

j) Vorteilsnahme/Veruntreuung/Erben/Schenkung/Geschenke/Spenden/
Begünstigung

6.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer ermitteln Personalbedarfe und wenden Instrumente der
Personalentwicklung und -gewinnung an.

Sie kennen die Möglichkeiten von Coaching und kollegialer Beratung, und können diese für
die Praxis nutzbar machen.

Sie vertiefen ihre rechtlichen Kenntnisse im Pflegerecht und im Arbeitsrecht. 

6.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

7. Fachmodul 6: Unternehmens- und Geschäftsführung

7.1 Umfang:

90 Unterrichtsstunden

7.2 Inhalt:

7.2.1 Unternehmenspolitik und Führungsgrundsätze

7.2.2 Strategisches Management (Balanced Score Card)

7.2.3 Umwelt- und Unternehmensanalyse

7.2.4 Managementkonzepte (zum Beispiel St. Gallener Managementmodell)

7.2.5 Kundenbedarfe erkennen und in Unternehmensziele umsetzen

7.2.6 Servicegedanke – Beschwerdemanagement

7.2.7 Prozessentwicklung anhand:

a) Qualifikationen

b) Organisation

c) Marktmöglichkeiten

d) Unternehmenskultur (Corporate Identity)

e) Betriebsklima / Arbeitszufriedenheit

f) Förderung und Vernetzung

7.2.8 Wettbewerb, Außendarstellung / Marketing

7.2.9 Kooperationen

7.2.10 Formen der Personalbindung

7.2.11 Zukunftsfelder entwickeln

7.2.12 Organisation und Umwelt 

7.2.13 Projektdurchführung 

7.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer kennen Faktoren des strate gischen Managements und
sind in der Lage Unternehmenspolitik zu formulieren.
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Sie bewegen sich zwischen dem betriebswirtschaftlich und volkswirtschaftlich benötigtem
Wissen zur Unternehmensführung im Gesundheitswesen, und lernen die Voraussetzungen ei-
ner marktwirtschaftlichen Betriebsführung kennen und anzuwenden.

7.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

8. Fachmodul 7: Wirtschaftlich managen

8.1 Umfang:

90 Unterrichtsstunden

8.2 Inhalt:

8.2.1 Unternehmensformen

8.2.2 Existenzgründung

8.2.3 Umgang mit Stiftungen, Vereinen und anderen Organisationen

8.2.4 Pflegesatzverhandlungen und -abrechnung, Budgetverhandlungen

8.2.5 Personal– und Finanzbudget:

a) Erstellen

b) Abrechnen

c) Dokumentieren

8.2.6 Gesamtkalkulationen

8.2.7 Investition und Finanzierung

a) Projektfinanzierungen

b) Gewinn- und Verlustrechnungen

c) Bilanzen erstellen 

8.2.8 Steuerrecht, Wirtschaftsprüfung

8.2.9 Gebäudeinstandhaltung, -renovierung, Umweltschutz

8.2.10 Vertragsrecht:

a) Vertragsarten

b) Gültigkeit

c) Verjährung

d) Haftung

e) Besitz

f) Eigentum

8.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer nutzen die Inhalte für ihr Handeln als Einrichtungslei-
tung im Rahmen des Heimkonzeptes und den Vorgaben des Trägers.

Sie sind in der Lage eine ausgewogene Versorgung der Bewohnerinnen und Bewohner zwi-
schen individuellen Bedürfnissen und wirtschaftlichen Erfordernissen sicherzustellen.

8.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 
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2. Fachmodul 1: Lernende in der Pflege anleiten

2.1 Umfang:

150 Unterrichtsstunden

2.2 Inhalt:

2.2.1 Pädagogische Grundlagen

a) Pädagogik und (Pflege-) Didaktik

b) Entwicklung der Rolle als Anleitende/Anleitender im beruflichen Alltag

c) Mit den berufspolitischen Entwicklungen auseinandersetzen und sich positionie-
ren

d) Kompetenzbildung

e) Schlüsselqualifikationen

2.2.2 Theorie/Praxistransfer sowie Lernortkooperationen gestalten

2.2.3 Beurteilen und Benoten

a) Kriterien zur Beurteilung und Benotung in unterschiedlichen Praxisphasen

b) Selbst- und Fremdreflexion als Kompetenz und Methode

c) Praktische Prüfungen

d) Beurteilungen erstellen

2.2.4 Rechtliche Rahmenbedingungen/Berufspolitik

a) Berufsgesetze

b) Arbeitsrecht

c) Haftungsrecht

d) Freiraum für aktuelle berufliche Fragestellungen und Entwicklungen

2.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer entwickeln ein beruflich-pädagogisches Selbstver-
ständnis als Praxisanleiterin bzw. Praxisanleiter und bewältigen Anforderungen fach- und si-
tuationsgerecht.

Sie sind befähigt, Lernende in den Pflege- und Gesundheitsberufen qualifiziert einzuschät-
zen, zu beurteilen und zu benoten, sowie ihr Handeln zu reflektieren.

Sie sind in der Lage, rechtliche Rahmenbestimmungen und berufliche Entwicklungen zu re-
flektieren und diese bei ihrem Handeln zu berücksichtigen und ihr Handeln daran auszurich-
ten.

Sie sind befähigt Praxiseinsätze fach- und situationsgerecht zu gestalten und konzeptionell
bei der Sicherstellung des Theorie-/Praxistransfers mitzuwirken.

Sie sind in der Lage eine Anleitung zu planen, zu dokumentieren und durchzuführen.

2.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2

Anlage 3

(zu § 2 Abs. 1)

Weiterbildung Praxisanleitung

1. Übersicht der erforderlichen Module und berufspraktischen Anteile

Grundmodule Fachmodule Berufspraktische Abschluss
Anteile

Grundmodul 2 nach Fachmodul 1 nach 160 Stunden Praxisanleiterin/
Anlage 1 Nr. 2 Praxisanleiter
60 Unterrichtstunden 150 Unterrichts-

stunden
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2. Fachmodul 1: Mikrobiologie, Infektionskrankheiten und Prävention

2.1 Umfang:

90 Unterrichtsstunden

2.2 Inhalt:

2.2.1 Einführung in die berufliche Praxis 

2.2.2 Mikrobiologie, Infektiologie und Bakteriologie 

2.2.3 Epidemiologie von Infektionen 

2.2.4 Immunologie

2.2.5 Untersuchungen:

a) Methoden

b) Gewinnung von Untersuchungsmaterial

c) Erregernachweis

2.2.6 Isolierungsformen und Maßnahmen 

2.2.7 Pharmakokinetik 

2.2.8 Maßnahmen der Prävention:

a) Methoden der Keimreduktion

b) Eigenschutzmaßnahmen

c) Sozialhygiene

2.2.9 Sterilisation und Lagerung 

2.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer unterscheiden die verschiedenen Arten von Mikroorga-
nismen hinsichtlich ihrer Pathogenität und integrieren dieses Wissen in ihr professionelles
Handeln und setzen notwendige Untersuchungsmethoden zielgerichtet ein.

Anlage 4

(zu § 2 Abs. 1)

Weiterbildung Hygiene

1. Übersicht der erforderlichen Module und berufspraktischen Anteile

Grundmodule Fachmodule Berufspraktische Abschluss
Anteile

Grundmodul 2 und 4 Fachmodul 1 und 2 120 Stunden Hygienebeauftragte/
nach Anlage 1 nach Nr. 2 und 3 Ambulante und sta- Hygienebeauftragter
120 Unterrichts- 180 Unterrichts- tionäre Einrichtun- in Pflegeeinrich-
stunden stunden gen tungen

zusätzlich

Fachmodule 3 bis 5 1200 Stunden Fachkraft für Kran-
nach Nr. 4 bis 6 mikrobiologisches kenhaushygiene
420 Unterrichts- Labor/Hygieneinsti-
stunden tut,

Intensivpflege-
einheit,
operativer/chirur-
gischer Bereich,
Bereich der Inneren
Medizin, Küche,
krankenhaustech-
nische Abteilung,
Zentralsterilisation,
Hospitation bei ei-
ner Hygienefach-
kraft
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Sie erarbeiten präventive und kurative Maßnahmen, setzen diese um und überprüfen deren
Wirksamkeit.

2.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

3. Fachmodul 2: Organisation der Hygiene in stationären Pflegeeinrichtungen 
und ambulanten Diensten

3.1 Umfang:

90 Unterrichtsstunden

3.2 Inhalt:

3.2.1 EDV-Statistik

3.2.2 Organisation der Hygiene

a) Pläne, Richtlinien, Gesetze, Verordnungen, 

b) Organigramm und Management,

c) Pflegestandards, Verfahrensanweisungen

d) Kontrolle der Umsetzung von Empfehlungen in der Pflegepraxis

e) Beratung und Schulung des Personals

3.2.3 Mitarbeit in interdisziplinären Kommissionen wie zum Beispiel Hygienekommission
und Baukommission 

3.2.4 Dosieranlagen

3.2.5 Gerätetechnik

3.2.6 Medizinprodukte

a) gesetzlicher Rahmen (Medizinproduktegesetz – MPG)

b) Aufbereitung 

c) Ver- und Entsorgung

3.2.7 Küchen-Risikoanalyse (HACCP – Hazard Analysis Critical Points), Wäscherei und Bet-
tenaufbereitung

3.2.8 Tierhaltung in stationären Pflegeeinrichtungen und in der ambulanten Pflege

3.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer kennen und bewerten organisatorische, technische und
betriebliche Notwendigkeiten und überführen diese in ein strukturiertes Hygienemanage-
ment, wenden entsprechende Maßnahmen an und evaluieren diese.

Sie analysieren die speziellen Gegebenheiten der stationären und ambulanten Pflegeeinrich-
tungen und setzen adäquate Lösungen um.

3.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

4. Fachmodul 3: Spezielle Krankenhaushygiene

4.1 Umfang:

210 Unterrichtsstunden

4.2 Inhalt:

4.2.1 Spezielle Anforderungen an die Hygiene in den Fach-, Funktions-, Pflege- und Diag-
nostikbereichen:

a) Erfassung und Dokumentation von nosokomialen Infektionen in Zusammenarbeit
mit dem Hygieneteam
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b) Erstellung von Infektionsstatistiken

4.2.2 Chemotherapie/Pharmakokinetik

4.2.3 Arbeitssicherheit und Personalschutz

4.2.4 Konzeptionelles Arbeiten:

a) Umsetzung der technischen Regeln biologischer Arbeitsstoffe (TRBA 250)

4.2.5 Berücksichtigung hygienischer und arbeitsablauftechnischer Anforderungen bei Bau-
maßnahmen im Gesundheitswesen

4.2.6 Hygienemanagement als Teil eines Qualitätsmanagements:

a) Kooperation für Transparenz und Qualität im Gesundheitswesen (KTQ)

b) European Foundation for Quality Management (EFQM)

4.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer integrieren in ihr professionelles Arbeiten die individu-
ellen Anforderungen der Hygiene in den unterschiedlichen Bereichen des Krankenhauses
unter Berücksichtigung der jeweils gültigen rechtlichen Vorgaben.

Sie können Konzepte erarbeiten, diese in den zuständigen Gremien vertreten und in die Be-
triebsabläufe integrieren.

4.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

5. Fachmodul 4: Technik und Umwelt, Ver- und Entsorgung

5.1 Umfang:

120 Unterrichtsstunden

5.2 Inhalt:

5.2.1 Zentrale und dezentrale Luftaufbereitung:

a) raumlufttechnische Anlagen

b) lufttechnische Anlagen

c) Luftbefeuchtung

5.2.2 Ver- und Entsorgung 

5.2.3 Arbeitssicherheit und Personalschutz

5.2.4 Wassertechnische Einrichtungen

5.2.5 Zentrale und dezentrale Dosieranlagen

5.2.6 Bettenaufbereitung, Bettenzentrale

5.2.7 Automatische Transportanlagen, Transportbänder

5.2.8 Technik der Sterilisationsabteilung 

5.2.9 Aufbereitung von Medizinprodukten

5.3 Kompetenzen:
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer berücksichtigen bei der Versorgung und Entsorgung
wissenschaftliche Erkenntnisse und rechtliche Vorgaben zum Schutz der Umwelt und be-
rücksichtigen die technischen und örtlichen Gegebenheiten

5.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

6. Fachmodul 5: EDV gestütztes empirisches Arbeiten, 
Krankenhausbetriebslehre

6.1 Umfang:

90 Unterrichtsstunden
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6.2 Inhalt:

6.2.1 Statistische EDV-Programme

6.2.2 Formularwesen

6.2.3 Methoden der Infektionsepidemiologie

6.2.4 Erfassung und Auswertung

6.2.5 Interne Begehungen

6.2.6 Externe Begehungen

6.2.7 Arbeiten mit Studien und externen Expertengremien (zum Beispiel KISS, Nationales
Referenzentrum, Robert-Koch-Institut)

6.2.8 Budgetierung 

6.2.9 Kostenplanung, -überwachung und -steuerung

6.2.10 Controlling

6.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer setzen EDV gestützte Systeme bei der Datenerfassung
ein. 

Sie greifen bei Ausbruch nosokomialer Infektionen steuernd ein, wobei externe Expertise ge-
nutzt und wirtschaftlich gehandelt wird.

6.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

Grundmodule Fachmodule Berufspraktische Abschluss
Anteile

Grundmodule 1 bis 4 Fachmodule 1 bis 5 1800 Stunden Fachpflegerin/
nach Anlage 1 nach Nr. 2 bis 6 Psychosomatik, Fachpfleger für
240 Unterrichts- 570 Unterrichts- Rehabilitation, Psychiatrische
stunden stunden stationäre, ambulan- Pflege

te und komplemen-
täre Bereiche der
psychiatrischen Ver-
sorgung

optional
optionales Modul 1 320 Stunden Fachpflegerin/
nach Nr. 7 stationäre, ambulan- Fachpfleger für
90 Unterrichts- te und komplemen Psychiatrische
stunden täre Bereiche der Pflege und Geronto-

Gerontopsychiatrie psychiatrie

optional
optionales Modul 2 320 Stunden Fachpflegerin/
nach Nr. 8 stationäre, ambulan- Fachpfleger für
90 Unterrichts- te und komplemen- Psychiatrische
stunden täre Bereiche der Pflege und Kinder-

Kinder- und Jugend- und Jugend-
psychiatrie psychiatrie

optional

optionales Modul 3 320 Stunden Fachpflegerin/
nach Nr. 9 forensische Bereiche Fachpfleger für
90 Unterrichts- Psychiatrische
stunden Pflege und 

Forensik

Anlage 5

(zu § 2 Abs. 1)

Weiterbildung Psychiatrische Pflege

1. Übersicht der erforderlichen und optionalen Module und berufspraktischen Anteile
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2. Fachmodul 1: Spezifisches psychiatrisches Pflegewissen

2.1 Umfang:

120 Unterrichtsstunden

2.2 Inhalt:

2.2.1 Ethische Aspekte der Psychiatrie:

a) Werte und Einstellungen, individuell und gesellschaftlich

b) rechtliche Grundlagen

c) Internationale Vereinbarungen

d) Prozess der Entscheidungsfindung

2.2.2 Milieugestaltung und Alltagsbewältigung:

a) Individuelle und familiäre Passung

b) Rahmenbedingungen

2.2.3 Krisen und Krisenmanagement:

a) Wiedererkrankungen und sich zuspitzende Situationen zum Beispiel Hilfe gegen
den Willen, Suizidalität, Aggressionen und Gewalt

b) Anspannung und Konflikte im sozialen Umfeld

2.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer entwickeln ihre Reflexions- und Entscheidungsfähig-
keit weiter und setzen diese professionell ein.

Sie leisten fachliche Unterstützung bei der Bewältigung des Alltags und fördern die Selbstbe-
stimmung der betroffenen Menschen

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer verhalten sich in Krisen angemessen und sachgerecht
und tragen zur Krisenbewältigung bei.

2.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

3. Fachmodul 2: Aufgaben und Rolle der psychiatrischen Pflege im psychosozialen Netz-
werk

3.1 Umfang:

150 Unterrichtsstunden

3.2 Inhalt:
3.2.1 Versorgungsstrukturen:

a) Kooperation, Koordination, Kommunikation, Kontinuität und Zusammenarbeit,
Gremienarbeit

b) Pflegerische Konzepte der Gesundheitsförderung und Krankheitsbewältigung im
psychiatrischen Alltag

c) Berufsgruppen und Rolle der Pflege im Versorgungsnetz

3.2.2 Gesundheitsförderung:

a) Prävention, Gesundheitsberatung und Krankheitsbewältigung bei psychischen
Krisen und Erkrankungen

b) Konzepte wie Empowerment, Psychoedukation, Recovery, Resilienz

3.2.3 Recht:

a) Psychiatrische Versorgung im Zusammenhang mit politischen, rechtlichen und so-
zialen Rahmenbedingungen

3.2.4 Anwaltschaft von Betroffenen

3.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer setzen sich mit den speziellen Versorgungsstrukturen,
den pflegerischen Konzepten der Gesundheitsförderung und Krankheitsbewältigung ausei-
nander und integrieren dies in ihr professionelles pflegerisches Handeln.
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Sie kennen die für die Psychiatrie relevanten Rechtsgrundlagen und reflektieren die politi-
schen Zusammenhänge. Sie wahren die Rechte der Betroffenen und deren Angehörige.

3.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

4. Fachmodul 3: Psychiatrische Erkrankungen und 
psychiatrische Pflegekonzepte

4.1 Umfang:

120 Unterrichtsstunden

4.2 Inhalt:

4.2.1 Gesundheits- und Krankheitsverständnis, Erklärungsmodelle und Konzepte in der psy-
chiatrischen Pflege

4.2.2 Spezielle Pflegephänomene:

a) Angst

b) Wahrnehmung

c) Antrieb

d) Orientierung

4.2.3 Psychiatrische Krankheitsbilder und Diagnostik

4.2.4 Pflegerische Gruppenangebote und individuelle Förderung

4.2.4 Spezifische pflegerische Interventionen:

a) Biographiearbeit

b) Validation

4.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer entwickeln ein differenziertes Gesundheits- und
Krankheitsverständnis, setzen sich mit den psychiatrischen Krankheitsbildern auseinander
und kennen die Erklärungsmodelle und Konzepte und wenden diese in spezifischen Pflegesi-
tuationen an.

Sie integrieren, spezifische pflegerische Interventionen und pflegerische Gruppenangebote in
ihr professionelles Handeln

4.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

5. Fachmodul 4: Spezifische psychiatrische Pflege in unterschiedlichen Hand-
lungsfeldern

5.1 Umfang:

90 Unterrichtsstunden

5.2 Inhalt:

5.2.1 Bereiche und Schwerpunkte in der psychiatrischen Versorgung und Betreuung:

a) Rechtliche und finanzielle sowie wirtschaftliche Aspekte

b) Kooperation, Koordination, Kontinuität in der Betreuung und Zusammenarbeit

5.2.2 Spezifische pflegerische Schwerpunkte:

a) Versorgungsstrukturen hinsichtlich Altersgruppen

b) Spezifische Rahmenbedingungen

5.2.3 Rehabilitation und rechtliche Aspekte der Psychiatrie und Psychosomatik als integrati-
ve Bestandteile mit besonderen Anforderungen
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5.2.4 Vorbereitung für die praktischen Einsätze:

a) Alte Menschen, Kinder und Jugendliche, Erwachsene

b) Ambulant und komplementär

5.2.5 Psychosomatik, Forensik und spezifische Rehabilitation

5.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer kennen alle Bereiche und Schwerpunkten der psychi-
atrischen Versorgung mit ihren spezifischen pflegerischen, rehabilitativen und rechtlichen
Aspekten. 

Sie sind in der Lage ihr spezifisches Wissen in ihr professionelles Handeln zu integrieren und
zu evaluieren

5.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

6. Fachmodul 5: Reflexionsverfahren in der psychiatrischen Pflege

6.1 Umfang:

90 Unterrichtsstunden

6.2 Inhalt:

6.2.1 Verschiedene Verfahren der bezogenen Selbsterfahrung und Reflexion:

a) Teilnahme bzw. (Mit-) Leiten von Psychose Seminaren

b) Angehörigen- und Psychoseedukationsgruppen

c) Fallbesprechungen, Balintgruppen und Supervision

d) Kollegiale Beratung

6.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer lernen mithilfe der bezogenen Selbsterfahrung und des
Reflexionsverfahrens Möglichkeiten der Konfliktlösung sowie Möglichkeiten eines professio-
nellen Umgangs mit allen Beteiligten.

6.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

7. Optionales Modul: Gerontopsychiatrie

7.1 Umfang:

90 Unterrichtsstunden

7.2 Inhalt:

7.2.1 Psychiatrische und gerontopsychiatrische Krankheitsbilder:

a) Verschiedene Formen dementieller Erkrankungen in Abgrenzung zu anderen
Krankheitsbildern

b) Anwendung von Methoden zur Erfassung dementieller und gerontopsychiatri-
scher Veränderungen (zum Beispiel Mini Mental Status Test)

7.2.2 Spezifisches Gerontopsychiatrisches Pflegewissen:

a) Gesellschaftliche Aspekte alter psychisch kranker Menschen

b) Rechtliche Fragen im Zusammenhang mit dem Alter

c) Bedeutung von psychiatrischen Erkrankungen im Alter und Multimorbidität und
ethische Fragen
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d) Begleitende Behandlungsformen

e) Schulung der eigenen Wahrnehmung und Beobachtung

7.2.3 Spezifische Aufgaben der Pflege im Umgang mit alten Menschen:

a) Pflegerische Konzepte für alte Menschen (zum Beispiel personenzentrierte Pflege
nach Tom Kitwood, türöffnende und türschließende Zugänge, Konzeptionen zur
Vermeidung freiheitsentziehender Maßnahmen)

b) Palliative Pflege, Umgang mit Sterben und Tod

c) Spezifische pflegerische Methoden für psychisch kranke alte Menschen

d) Angehörigenarbeit und spezifische Pflegekurse

e) Kultursensible Pflege (andere kulturelle und religiöse Hintergründe)

7.2.4 Spezifische Pflegemethoden in der Arbeit mit alten Menschen:

a) Milieugestaltung und Tagesstrukturierung mit alten Menschen 

b) Gruppen- und Einzelarbeit mit alten Menschen(beispielsweise ROT, Biografiear-
beit, basale Stimulation, biografieorientierte Kommunikation)

c) Umgang mit herausfordernden Verhaltensweisen

7.2.5 Reflexion der Besonderheiten

7.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer kennen die spezifischen Aspekte des Alters und neh-
men die Rechte von Betroffenen und Angehörigen wahr, beraten und handeln entsprechend.

Sie stellen ihr fachliches spezifisches Wissen allen Beteiligten zur Verfügung und sind konsi-
liarisch und beratend tätig.

Sie wenden individuell sach- und fachgerecht die spezifischen Pflegemethoden an und über-
denken ihr handeln

Sie erkennen die Notwendigkeit von Vernetzung und Zusammenarbeit in der Versorgung 
alter Menschen.

7.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

8. Optionales Modul: Kinder- und Jugendpsychiatrie

8.1 Umfang:

90 Unterrichtsstunden

8.2 Inhalt:

8.2.1 Spezifisches Pflegewissen in der Kinder- und Jugendpsychiatrie:

a) Gesellschaft, Bildung, Entwicklung und Hilfen für Kinder und Jugendliche mit
psychischen Problemen und Störungen

b) Kinder und Jugendliche im Zusammenspiel von Jugendhilfe und Psychiatrie

c) Pflege und Erziehung

8.2.2 Spezifische Aufgaben der Pflege im Umgang mit Kinder und Jugendlichen:

a) Pflegerische Rollen in Abwägung von Fürsorge, Beziehung, Behandlung, Erzie-
hung und Elternarbeit

b) Individuelle Situation von Kinder und Jugendlichen, deren Familien und sozialen
Umfeld

c) Konzepte individueller Entwicklungsmöglichkeiten und sozialen Lernens

8.2.3 Spezifische pflegerisch-erzieherische Frage und Aspekte:

a) Milieugestaltung und „Therapeutische Gemeinschaft“

b) Freizeit- und Alltagsbewältigung in Gruppen- und Einzelarbeit, Zusammenarbeit
mit dem sozialen Umfeld

8.2.4 Reflexion der Besonderheiten und präventive Maßnahmen
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8.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer kennen die spezifischen Aspekte der Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie und nehmen die Rechte von Kinder- und Jugendlichen und deren Bezugs-
personen wahr.

Sie stellen ihr fachliches spezifisches Wissen allen Beteiligten zur Verfügung und fördern die
individuelle Entwicklung.

Sie wenden individuell sach- und fachgerecht das pflegerisch-pädagogische Wissen an und
handeln entsprechend.

Sie erkennen die Notwendigkeit von Vernetzung und Zusammenarbeit zwischen Jugendhil-
fe, Schule oder Kindergarten und psychiatrischer Einrichtung.

8.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

9. Optionales Modul: Forensik

9.1 Umfang:

90 Unterrichtsstunden

9.2 Inhalt:

9.2.1 Spezifisches Pflegewissen im Maßregelvollzug:

a) Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen Normen, dem individuellen Rechts-
empfinden und dem öffentlichen Bild

b) Spannungsfeld zwischen Behandlung, Pflege und Sicherung in der Forensik

c) sich mit der Straftat im Kontext der vielfältigen Zusammenhänge von Biografie ,
sozialem Umfeld und persönlicher Entwicklung befassen

9.2.2 Spezifische Aufgaben der Pflege im Umgang mit psychisch kranken Straftätern:

a) kurz- und langfristige Planung von Zielen, verbindliche Zusammenarbeit und Ab-
sprachen mit anderen Berufsgruppen unter Einbeziehung der rechtlichen Vorga-
ben

b) Beziehungsgestaltung unter schwierigen Rahmenbedingungen wie Unfreiwillig-
keit, fehlende Motivation usw.

c) Milieu- und Alltagsgestaltung als entwicklungsförderndes Lernfeld im Sinne von
Soziotherapie

9.2.3 Spezifische Aspekte von Pflege, Maßregelvollzug und Öffentlichkeit:

a) Vertiefung der Rechtsnormen hinsichtlich des Maßregelvollzugsgesetzes und Ju-
gendgerichtsbarkeit

b) Besonderheiten der Nachsorge und Versorgungsstruktur 

Reflexion der Besonderheiten wie Risikofaktoren und Einschätzung von Gewalt, Prognose,
Rückfällen

9.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer setzen sich mit der spezifischen Situation im Maßregel-
vollzug auseinander und reflektieren die eigene Haltung.

Sie integrieren die spezifischen Aufgaben der Pflege im Umgang mit psychisch kranken
Straftätern in ihr professionelles Pflegehandeln und sind in der Lage dieses zu reflektieren
und evaluieren.

Sie handeln sach- und fachgerecht nach den spezifischen Aspekten und Rechtsnormen im
Maßregelvollzug und reflektieren die Besonderheiten.

Sie erkennen die Notwendigkeit von Vernetzung und Zusammenarbeit in der Versorgung
von psychisch kranken Straftätern sowie die Wichtigkeit von Beobachtung und rechtlich fun-
diertem Handeln in Krisen.

9.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 
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Anlage 6

(zu § 2 Abs. 1)

Weiterbildung Intensivpflege und Anästhesie

1. Übersicht der erforderlichen und optionalen Module und berufspraktischen Anteile

Grundmodule Fachmodule Berufspraktische Abschluss
Anteile

Grundmodule 1 bis 4 Fachmodule 1 bis 5 1800 Stunden Fachpflegerin/
nach Anlage 1 nach Nr. 2 bis 6 Anästhesie- Fachpfleger für In-
240 Unterrichts- 480 Unterrichts- abteilungen ver- tensivpflege und
stunden stunden schiedener Fachge- Anästhesie

biete,
Aufwachraum,
Intensiv- und anäs-
thesienaher Bereich,
Intensivbehand-
lungsstationen ver-
schiedener Fachge-
biete,
Intensivüber-
wachungsstation/
Intermediate Care

optional

optionales Modul 440 Stunden Fachpflegerin/
nach Nr. 7 neonatologische In- Fachpfleger für In-

tensivbehand- tensivpflege, Anäs-
lungsstation, thesie und Neona-
interdisziplinäre Kin- tologie
derintensivbehand-
lungsstation

2. Fachmodul 1: Atmung

2.1 Umfang:

90 Unterrichtsstunden

2.2 Inhalt:

2.2.1 Vertiefende Kenntnisse der Atmung und Beatmung

2.2.2 Pflegetherapeutische Unterstützung der Atmung und Beatmung

2.2.3 Pflegerische Intervention unter Berücksichtigung von Vorbeugung, Überwachung und
Behandlung kritischer pulmonologischer Erkrankungen

2.2.4 Spezielle Kommunikationsformen unter Einbeziehung von Einschränkungen und unter
besonderer Belastung

2.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind befähigt die Pflege individuell und altersspezifisch
zu gestalten.

Sie haben vertiefte Kenntnisse der Atmung und Beatmung, kennen deren pflegetherapeuti-
sche Unterstützung und sind daher in der Lage pflegerische Interventionen, vorbeugend und
überwachend in ihr professionelles Handeln zu integrieren.

Sie arbeiten mit den beteiligten Berufsgruppen im therapeutischen Team.

2.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 
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3. Fachmodul 2: Herz-Kreislauf

3.1 Umfang:

60 Unterrichtsstunden

3.2 Inhalt:

3.2.1 Vertiefende Kenntnisse des Herz-Kreislaufsystems und des blutbildenden Systems

3.2.2 Pflegerische Intervention unter Berücksichtigung von Vorbeugung, Überwachung und
Behandlung kritischer Erkrankungen des Herz-Kreislauf- und des blutbildenden Sys-
tems

3.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind befähigt die Pflege individuell und altersspezifisch
zu gestalten.

Sie können Menschen mit Störungen des Herz-Kreislaufsystems unter den besonderen Be-
dingungen der Intensivtherapie individuell überwachen und unterstützen.

Sie planen die Pflege, führen sie aus und bewerten sie. 

Sie arbeiten mit den beteiligten Berufsgruppen im therapeutischen Team.

3.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

4. Fachmodul 3: Stoffwechselfunktion und Ernährung

4.1 Umfang:

90 Unterrichtsstunden

4.2 Inhalt:

4.2.1 Vertiefende Kenntnisse der Physiologie und Pathophysiologie von stoffaufnehmenden,
-verarbeitenden und -ausscheidenden Systemen

4.2.2 Pflegerische Intervention unter Berücksichtigung von Vorbeugung, Überwachung und
Behandlung kritischer Erkrankungen der stoffaufnehmenden, -verarbeitenden und 
-ausscheidenden Systeme

4.2.3 Pflegetherapeutische Unterstützung bei blutreinigenden Verfahren

4.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind befähigt die Pflege individuell und altersspezifisch
zu gestalten.

Sie können Menschen mit Störungen der stoffaufnehmenden, -verarbeitenden und -ausschei-
denden Systeme unter den besonderen Bedingungen der Intensivtherapie individuell über-
wachen und unterstützen.

Sie planen die Pflege, führen sie aus und bewerten sie. 

Sie arbeiten mit den beteiligten Berufsgruppen im therapeutischen Team.

4.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

5. Fachmodul 4: Bewusstsein, Wahrnehmung und Bewegung

5.1 Umfang:

120 Unterrichtsstunden
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5.2 Inhalt:

5.2.1 Vertiefende Kenntnisse der Anatomie, Physiologie und Pathophysiologie des zentralen
und peripheren Nervensystems im Rahmen diagnostischer Aspekte

5.2.2 Komplementäre Pflegekonzepte:

a) Basale Stimulation

b) Kinästhetik

c) Bobath

5.2.3 Pflegerische Intervention unter Berücksichtigung von Vorbeugung, Überwachung und
Behandlung kritischer Erkrankungen des zentralen und peripheren Nervensystems

5.2.4 Spezielle pflegerische Interventionen zur Vorbeugung, Unterstützung und Behandlung
von Bewegungs- und Wahrnehmungseinschränkungen

5.2.5 Pflege und Begleitung sterbender Menschen und ihrer Bezugspersonen

5.2.6 Organspende

5.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind befähigt die Pflege individuell und altersspezifisch
zu gestalten.

Sie können Menschen mit Störungen des Bewusstseins, der Wahrnehmung und Bewegung
unter den besonderen Bedingungen der Intensivtherapie individuell überwachen und unter-
stützen.

Sie planen die Pflege, führen sie aus und bewerten sie. 

Sie arbeiten mit den beteiligten Berufsgruppen im therapeutischen Team. 

Sie können ihre Handlungen unter ethischen und kulturellen Gesichtspunkten planen, be-
gründen, durchführen und auswerten.

Sie können mit psychischen und physischen Anforderungen umgehen, sich vor Überlastung
schützen.

5.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

6. Fachmodul 5: Anästhesiepflege

6.1 Umfang:

120 Unterrichtsstunden

6.2 Inhalt:

6.2.1 Anästhesieverfahren

6.2.2 Spezielle Anforderungen der verschiedenen chirurgischen Disziplinen

6.2.3 Vorbereitung und Überwachung des Patienten und Assistenz in allen Phasen der Anäs-
thesie

6.2.4 Basisreanimationsmaßnahmen

6.2.5 Erweiterte Reanimationsmaßnahmen

6.2.6 Schmerzerfassung, -therapie, -management, Standardverfahren

6.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind befähigt die Pflege individuell und altersspezifisch
zu gestalten.

Sie kennen die verschiedenen Anästhesieverfahren und können auf der Basis dieses Wissens
die pflegerischen Vor- und Nachbereitungen und die Assistenzmaßnahmen durchführen.

Sie überwachen und begleiten Menschen unter Berücksichtigung der verschiedenen Anäs-
thesieverfahren und medizinischen Anforderungen sowie individueller Bedürfnisse.

Sie können in Notfall- und Krisensituationen angemessen reagieren.

Sie sind in der Lage, Schmerzen des Patienten individuell und in Anlehnung an bestehende
Standards zu erfassen, zu bewerten und notwendige Maßnahmen einzuleiten.

6.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2
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7. Optionales Modul: Neonatologie

7.1 Umfang:

120 Unterrichtsstunden

7.2 Inhalt:

7.2.1 Spezifische Interventionen in der neonatologischen Intensivpflege:

a) Primäre Versorgung im Kreißsaal, Reanimation von Früh- und Neugeborenen und
Durchführung des Risikotransportes

7.2.2 Überwachung und Bewertung der Vitalität hinsichtlich der kardiorespiratorischen Si-
tuation bzw. Adaptation, des Energie- und Wärmehaushaltes, des Wasser- und Elektro-
lythaushaltes (Ausscheidung)

7.2.3 Ausgewählte invasive Maßnahmen:

a) Nabelarterien- und-venenkatheter

b) Intubation und Beatmung eines Früh- und Neugeborenen, Belastende Situationen
und pflegerische Interventionen einschl. Schmerzerfassung und -behandlung 

7.2.4 Ernährung des Früh- und Neugeborenen und deren Komplikationen

7.2.5 Beraten und Anleiten von Eltern am Beispiel von ausgewählten Situationen, zum Bei-
spiel Laktations- und Stillberatung bei Frühgeborenen

7.2.6 Früh- und Neugeborene nach den Konzepten von Kinaesthetics-Infant-Handling und
Basaler Stimulation, pflegen und fördern.

7.2.7 Känguru-Methode 

7.2.8 Begleitung von Eltern in Grenzsituationen:

a) belastende Geburtserfahrungen,

b) sterbende Kinder und ihre Angehörigen begleiten

7.2.9 Ausgewählte komplexe Pflegesituationen in der Neonatologie:

a) mit beeinträchtigter Atmung

b) mit Herz-Kreislaufbeeinträchtigung

c) mit Stoffwechselbeeinträchtigung 

d) mit angeborenen Fehlbildungen und nach chirurgischen Eingriffen

e) mit neurologischen und neurochirurgischen Erkrankungen

f) mit angeborenen und perinatal erworbenen schweren Infektionen

7.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind in der Lage das Ausmaß und die Vielschichtigkeit
neonatologischer intensivmedizinischer Situationen zu analysieren, vorurteilsfrei zu bewerten
und entsprechende Maßnahmen zu planen, durchzuführen und zu evaluieren.

Sie beziehen Eltern und Angehörige mit ein und erkennen Beratungs- und Unterstützungs-
bedarf

Sie arbeiten mit den beteiligten Berufsgruppen im therapeutischen Team.

7.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2
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2. Fachmodul 1: Berufsprofil und Aufgabenbereich

2.1 Umfang:

120 Unterrichtsstunden

2.2 Inhalt:

2.2.1 Steuerung des Pflegeprozesses:

a) Begleiten des Patienten vor, während und nach der Operation

b) Prä- und postoperative Pflegevisite

2.2.2 Disziplinäre und interdisziplinäre Managementaufgaben

2.2.3 Spezielle betriebswirtschaftliche Anforderungen

2.2.4 Qualitätsmanagement im Arbeitsbereich

2.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer wenden den Pflegeprozess patientenbezogen und un-
ter Berücksichtigung der besonderen Situation vor, während und nach der Operation an und
integrieren dabei die neusten wissenschaftlichen Erkenntnisse in ihr professionelles Handeln.

Sie kennen die Prinzipien des Operations- und Qualitätsmanagements und setzen ihre Ver-
antwortlichkeit für ein situations- und fachgerechtes sowie ökonomisches pflegerisches Han-
deln zielgerichtet ein.

2.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

3. Fachmodul 2: Hygienische und technische Erfordernisse im Operationsbereich

3.1 Umfang:

120 Unterrichtsstunden

3.2 Inhalt:

3.2.1 Prä-, intra- und postoperatives Hygieneverhalten:

a) Patientenhygiene

b) Mitarbeiterhygiene

Grundmodule Fachmodule Berufspraktische Abschluss
Anteile

Grundmodule 1 bis 4 Fachmodule 1 bis 3 1800 Stunden Fachpflegerin/
nach Anlage 1 nach Nr. 2 bis 4 Viszeralchirurgie, Fachpfleger im
240 Unterrichts- 480 Unterrichts- Unfallchirurgie/ortho- Operationsdienst
stunden stunden pädische Chirurgie,

Gynäkologie/ opera-
tive Geburtshilfe,
ambulanter Operati-
onsbereich,
Sterilisation

Anlage 7

(zu § 2 Abs. 1)

Weiterbildung Operationsdienst

1. Übersicht der erforderlichen Module und berufspraktischen Anteile
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c) Präventionsmaßnahmen

d) Hygienekonformes Verhalten bei Infektionen

3.2.2 Aufbereitung vom Medizinprodukten (MPG)

3.2.3 Material- und Gerätekunde

3.2.4 Hygienische, und bauliche Anforderungen an Operationsabteilungen, Sterilisationsein-
richtungen und Ambulanzen:

a) raumlufttechnische Anlagen

b) Sterilisationsanlagen

3.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer setzen präventive und hygienische Maßnahmen gezielt
ein und überprüfen deren Wirkung und Wirksamkeit.

Sie setzen alle technischen Geräte sach- und fachgerecht ein und gewährleisten deren Funk-
tion.

Sie kennen die baulichen und hygienischen Anforderungen ihres Arbeitsgebietes und brin-
gen diese im interdisziplinären Team mit ein.

Sie setzen alle Materialien sach- und fachgerecht  unter Berücksichtigung wirtschaftlicher
Gesichtspunkte ein.

3.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

4. Fachmodul 3: Medizinische und naturwissenschaftliche Inhalte

4.1 Umfang:

240 Unterrichtsstunden

4.2 Inhalt:

4.2.1 Indikationen, Methoden und Techniken diagnostischer und therapeutischer Operatio-
nen und minimalinvasiver Eingriffe der operativ tätigen Fachgebiete:

a) Viszeralchirurgie

b) Traumatologie/Orthopädie

c) Herz-, Thorax und Gefäßchirurgie

d) Neurochirurgie

e) Gynäkologie

f) Urologie

g) HNO

h) Mund-Kiefer-Gesichtschirurgie

i) Ophthalmologie

j) Kinderchirurgie

k) Transplantationsmedizin

l) Organspende

4.2.2 Methoden und Arbeitsweisen der pflegerischen Mitwirkung in einem Operationsteam:

a) Springertätigkeit

b) Instrumentationstätigkeit

4.2.3 OP relevante Pharmakologie

4.2.4 OP relevante Anästhesie und Reanimation.

4.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer bringen ihr fachliches Wissen, vor, während und nach
der Operation ein und sind Teil eines professionell handelnden interdisziplinären Teams.

Sie kennen alle Erfordernisse der Vorbereitung und Mitwirkung an diagnostischen und thera-
peutischen Eingriffen bis hin zum selbständigen Ausführen übertragener Tätigkeiten.
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Sie werden das Wissen und die Verantwortlichkeit für ein situations- und fachgerechtes pfle-
gerisches Handeln im Gesamtteam einbringen.

Sie werden Arbeitsziele systematisch und planmäßig erarbeiten und geeignete Methoden
und Techniken zur Lösung praktischer und theoretischer Arbeiten im OP entwickeln.

Das Handeln der Teilnehmerinnen und Teilnehmer ist in Notfallsituationen der Situation an-
gepasst und erfolgt auf dem aktuell gültigen Wissensstand.

4.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

Grundmodule Fachmodule Berufspraktische Abschluss
Anteile

Grundmodule 1 bis 4 Fachmodule 1 bis 4 1800 Stunden Fachpflegerin/
nach Anlage 1 nach Nr. 2 bis 5 Abteilungen der In- Fachpfleger für
240 Unterrichts- 510 Unterrichts- neren Medizin mit Onkologische Pfle-
stunden stunden überwiegend Tu- ge und Palliative

morkranken, Versorgung
Modul nach Anlage operative Abteilun-
9 Nr. 2 gen mit überwiegend
200 Unterrichts- Tumorkranken,
stunden ambulante und stati-

onäre Bereiche der
Strahlentherapie,
ambulanter Bereich,
Tageskliniken,
Stammzellentrans-
plantationseinheit,
Palliativstation,
Hospiz

Anlage 8

(zu § 2 Abs. 1)

Weiterbildung Onkologische Pflege und Palliative Versorgung

1. Übersicht der erforderlichen Module und berufspraktischen Anteile

2. Fachmodul 1: Besonderheiten onkologischer Diagnostik und Therapie

2.1 Umfang:

120 Unterrichtsstunden

2.2 Inhalt:

2.2.1 Onkogenese

2.2.2 Ausgewählte Tumorentitäten (zum Beispiel Mammakarzinom, Bronchialkarzinom, 
Kolonkarzinom, Prostatakarzinom, Leukämien, Lymphome, Hirntumore)

2.2.3 Diagnostische Verfahren:

a) Screening

b) Staging

2.2.4 Kurative und palliative Therapieziele 

2.2.5 Therapiemodalitäten:

a) systemisch
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b) operativ

c) radiologisch

d) Supportive Therapien

e) Komplementäre Therapien

2.2.6 Notfallsituationen in der Onkologie:

a) obere Einflussstauung

b) Hypercalziämie

c) Tumoreinbrüche

d) Paravasate

2.2.7 Verabreichung und Überwachung systemischer Therapien (zum Beispiel Zytostatika)
gemäß ärztlicher Anordnung (Delegation)

2.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind befähigt die Pflege individuell und altersspezifisch
zu gestalten.

Sie kennen die Prinzipien der Tumorentstehung, der medizinischen Diagnostik und Therapie,
Tumorerkrankungen und deren Verlauf, um Patientinnen und Patienten aller Altersgruppen
individuell zu unterstützen und zu pflegen sowie bei Diagnostik und Therapie mitzuwirken.

2.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

3. Fachmodul 2: Symptom und Nebenwirkungsmanagement

3.1 Umfang:

180 Unterrichtsstunden

3.2 Inhalt:

3.2.1 Symptome und Nebenwirkungen:

a) Schmerzen

b) Schwäche

c) Kachexie

d) Übelkeit und Erbrechen

e) Mukositis

f) Pruritus

g) Dyspnoe

h) Diarrhö und Obstipation

3.2.2 Assessmentinstrumente zu onkologiespezifischen Symptomen und Nebenwirkungen:

a) Nutritional Risk Screening

b) Subjective Global Assessment

c) Oral Assessment Guide

d) Distress-Thermometer

e) Schmerzeinschätzung bei Kindern, Erwachsenen und kognitiv eingeschränkten Pa-
tienten

3.2.3 Interventionen zur sekundären und tertiären Prävention von Symptomen und Neben-
wirkungen: 

a) alters- und situationsgerechte Informationen zu spezifischen Nebenwirkungen von
Therapien

b) Motivation und Anleitung zu speziellen Prophylaxen

3.2.4 Pflege- und komplementäre Konzepte:

a) Basale Stimulation

b) Bewegungskonzepte

c) Wickel und Auflagen
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3.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind befähigt die Pflege individuell und altersspezifisch
zu gestalten.

Sie berücksichtigen grundsätzlich die Autonomie der Patientinnen und Patienten sowie das
Bestimmungsrecht der Eltern bzw. Erziehungsberechtigten. Sie integrieren die  relevanten
körperlichen, altersspezifischen, sozialen, kulturellen, psychologischen, mentalen Aspekte so-
wie Umweltfaktoren in ihr pflegerisches Handeln.

Sie schätzen das Risiko krebs- und therapiebedingter Auswirkungen umfassend ein, formu-
lieren den Pflegebedarf, leiten gegebenenfalls vorbeugende Maßnahmen ein, erkennen auf-
tretende Symptome und Nebenwirkungen und beeinflussen sie zielorientiert.

3.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

4. Fachmodul 3: Menschen mit einer Krebserkrankung individuell wahrneh-
men und unterstützen

4.1 Umfang:

150 Unterrichtsstunden

4.2 Inhalt:

4.2.1 Spezielle Bedürfnisse und Erwartungen krebskranker Menschen bezüglich Informati-
on und Beratung

4.2.2 Begleitung während und nach der Überbringung schlechter Nachrichten

4.2.3 Copingstrategien

4.2.4 Probleme und Ressourcen von Krebskranken im Krankheitsverlauf:

a) ethische Entscheidungsfindung

b) fürsorgende Wahrnehmung und Unterstützung

c) Krisenintervention

4.2.5 Soziale und ökonomische Auswirkungen einer Krebserkrankung:

a) Leben mit einer Krebserkrankung

b) Leben nach einer Krebserkrankung

4.2.6 Verlust und Trauer

4.2.7 Sterben und Tod

4.2.8 Symbolsprache, Rituale

4.2.9 Selbsthilfegruppen

4.2.10 Spirituelle Auseinandersetzung mit Krankheit, Leid, Sterben, Tod und Trauer

4.2.11 Sexualität und Krebs

4.2.12 Komplementäre Interventionen

4.2.13 Selbstpflege

4.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind befähigt, Menschen mit Krebserkrankungen und
deren Bezugspersonen altersspezifisch und individuell wahrzunehmen und in allen Phasen
der Erkrankung zu unterstützen und zu begleiten. 

4.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

5. Fachmodul 4: Koordinieren und organisieren der Versorgung krebskranker Men-
schen

5.1 Umfang:

60 Unterrichtsstunden
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2. Modul: Palliative Versorgung (Palliative Care)

2.1 Umfang:

200 Unterrichtsstunden

2.2 Inhalt:

2.2.1 Grundlagen der Palliativen Versorgung (Palliativ Care) und Hospizarbeit

a) Nationale und internationale Entwicklung

b) Organisationsformen und Versorgungskonzepte

c) Forschung

2.2.2 Körperliche/medizinische Aspekte der Pflege:

a) Symptom-orientiertes Handeln anhand exemplarischer Krankheitsbilder

b) Schmerztherapie

c) Medikamenten- und Nebenwirkungsmanagement

d) Komplementäre Konzepte (zum Beispiel Basale Stimulation, Kinästhetik)

e) Spezielle Mundpflege

f) Ernährung und Flüssigkeitsgabe

g) Verdauungsstörungen

5.2 Inhalt:

5.2.1 Case-Management

5.2.2 Behandlungspfade in der Onkologie

5.2.3 Überleitungspflege

5.2.4 Formulierung und/oder Anpassung onkologischer Pflegekonzepte und ihre Bewertung
hinsichtlich Effektivität und Effizienz

5.2.5 Umgang mit Verstorbenen und deren Angehörigen

5.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind befähigt die Pflege individuell und altersspezifisch
zu gestalten.

Sie koordinieren und organisieren onkologische Pflege im multiprofessionellen Team.

5.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 

Anlage 9

(zu § 2 Abs. 1)

Weiterbildung Palliative Versorgung (Palliative Care)

1. Übersicht der erforderlichen Module und berufspraktischen Anteile

Grundmodule Fachmodule Berufspraktische Abschluss
Anteile

Fachmodul nach 80 Stunden Fachpflegerin/
Nr. 2 Hospizbereich, Fachpfleger für
200 Unterrichts- ambulante und stati- Palliative Versor-
stunden onäre Palliativpflege gung
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h) Respiratorische Symptome

i) Dekubitus und ulzerierende/ entstellende Tumore

j) Wahrnehmung und Berührung des Körpers

k) Verabreichung und Überwachung enteraler und parenteraler Lösungen

l) Überwachung und Pflege von Kathetersystemen (zum Beispiel Port, zentraler Ve-
nenkatheter, Peridualkatheter)

2.2.3 Psychosoziale Aspekte der Pflege:

a) Kommunikation und Beratung

b) psychische Reaktionen und Copingstrategien

c) Familie und häusliches und soziales Umfeld 

d) Umgang mit existentiellen Fragestellungen und sozialberatende Maßnahmen

e) Körperbild, Lebensende – Einfluss auf die Sexualität

f) Trauer

2.2.4 Spirituelle und kulturelle Aspekte der Pflege:

a) Lebensbilanz/Lebensintensität

b) Religiösität und Spiritualität 

c) Krankheit, Leid, Sterben und Tod

d) Trauer und Verlust

e) Symbolsprache und Bedeutung von Ritualen 

f) Vorstellungen über ein Leben nach dem Tod

2.2.5 Ethische Aspekte der Pflege:

a) Grundlagen der Ethik

b) Euthanasie

c) Sterbebegleitung / Sterbehilfe

d) Wahrheit am Krankenbett

e) Umgang mit Sterbenden und Verstorbenen und deren Angehörigen und Bezugs-
personen

2.2.6 Organisatorische Aspekte und das Team:

a) Zentrale Aspekte der Teamarbeit

b) Selbstpflege, Stressmanagement, Bewältigungsstrategien 

c) Burnout-Prophylaxe

d) Qualitätssicherung, Dokumentation, Standards

2.2.7 Recht: 

a) Betreuungsrecht und Vorsorgevollmachten

b) Patientenverfügung

c) Delegationsrecht

d) Gesetzliche und vertragliche Grundlagen der hospizlichen und palliativen Versor-
gung

2.3 Kompetenzen:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind befähigt, schwerstkranke und sterbende Men-
schen altersspezifisch unter Einbeziehung ihrer Bezugspersonen fachkundig, individuell und
einfühlsam unterstützend zu begleiten und zu pflegen. 

2.4 Modulprüfung:

Prüfung nach § 6 Abs. 2 
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Anlage 10

(zu § 8 Abs. 1)

Bescheinigung über das Absolvieren der erforderlichen Grund- und Fachmodule und der
berufspraktischen Anteile in der Weiterbildung……………...............................…………………..

Frau/Herr ……………………………………………………………......

geb. am …………………………. in ……..………………………….

hat vom …………………………. bis …..……………………………

die erforderlichen Grund- und Fachmodule mit folgenden Noten erfolgreich absolviert:

Die berufspraktischen Anteile wurden in folgenden Zeiträumen und folgenden Bereichen ab-
solviert:

…………………………….

Ort, Datum Stempel

……………………………………………………………….......

Unterschrift der Leitung der Weiterbildungseinrichtung
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Anlage 11

(zu § 11 Abs. 3)

ZEUGNIS

über die Weiterbildung …….…………..…...........

Frau/Herr …………………………………………………………..................

geboren am ………………………………..... in ………………….................

hat am ……………………………die staatliche Abschlussprüfung nach § 9 der Hessischen
Weiterbildungs- und Prüfungsordnung für die Pflege und Entbindungspflege

zur/zum ……………………………………………………………………….......

bei der Weiterbildungseinrichtung

……………………………………………………………………………………....

in ……………………………………………………………………………………

bestanden.

Sie/Er hat die Weiterbildung mit folgender Gesamtnote abgeschlossen: „……………“

In der Gesamtnote sind enthalten:

die Modulnote und „……………“

die Note für die Abschlussprüfung: „……………“

……………………………….. Siegel

Ort, Datum

...................................................................

(Unterschrift des vorsitzenden Mitglieds

des Prüfungsausschusses)

„sehr gut“ (1), wenn die Leistung den Anforderungen im besonderen Maße entspricht,

„gut“ (2), wenn die Leistung den Anforderungen voll entspricht,

„befriedigend“ (3), wenn die Leistung im Allgemeinen den Anforderungen entspricht,

„ausreichend“ (4), wenn die Leistung zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen den Anforderungen noch entspricht,

„mangelhaft“ (5), wenn die Leistung den Anforderungen nicht entspricht, jedoch erkennen lässt, dass die notwendigen
Grundkenntnisse vorhanden sind und die Mängel in absehbarer Zeit behoben werden können,

„ungenügend“ (6), wenn die Leistung den Anforderungen nicht entspricht und selbst die Grundkenntnisse so lücken-
haft sind, dass die Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben werden können.
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Anlage 12

(zu § 11 Abs. 3)

ZEUGNIS

über die Weiterbildung…….…………..mit der Zusatzqualifikation……..…………......................

Frau/Herr …………….........……………………………………………..

geboren am ……………………………………...... in ………….………..

hat am ...……………………………die staatliche Abschlussprüfung nach § 9 der Hessischen
Weiterbildungs- und Prüfungsordnung für die Pflege und Entbindungspflege 

zur/zum …………………………………………………………………….......…

bei der Weiterbildungseinrichtung

…………………………………………………………………………………..…..

in ……………………………………………………………………………………

bestanden.

Sie/Er hat die Weiterbildung mit folgender Gesamtnote abgeschlossen: „……………“

In der Gesamtnote sind enthalten:

die Modulnote und „……………“

die Note für die Abschlussprüfung: „……………“

……………………………….. Siegel

Ort, Datum

....................................................................

(Unterschrift des vorsitzenden Mitglieds

des Prüfungsausschusses)

„sehr gut“ (1), wenn die Leistung den Anforderungen im besonderen Maße entspricht,

„gut“ (2), wenn die Leistung den Anforderungen voll entspricht,

„befriedigend“ (3), wenn die Leistung im Allgemeinen den Anforderungen entspricht,

„ausreichend“ (4), wenn die Leistung zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen den Anforderungen noch entspricht,

„mangelhaft“ (5), wenn die Leistung den Anforderungen nicht entspricht, jedoch erkennen lässt, dass die notwendigen
Grundkenntnisse vorhanden sind und die Mängel in absehbarer Zeit behoben werden können,

„ungenügend“ (6), wenn die Leistung den Anforderungen nicht entspricht und selbst die Grundkenntnisse so lücken-
haft sind, dass die Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben werden können.
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Anlage 13

(zu § 11 Abs. 3)

ZEUGNIS

über das Ableisten der Zusatzqualifikation ………………. der Weiterbildung …….……..……..

Frau/Herr ………………………………………………………........…..

geboren am ……………………………………...... in …………………..

hat am ………………………….. 

das optionale Modul……………………….

bei der Weiterbildungseinrichtung

………………………………………………………………………………….…..

in ……………………………………………………………………………..……

bestanden.

………………………………..

Ort, Datum Siegel

..............................................................

(Unterschrift)

„sehr gut“ (1), wenn die Leistung den Anforderungen im besonderen Maße entspricht,

„gut“ (2), wenn die Leistung den Anforderungen voll entspricht,

„befriedigend“ (3), wenn die Leistung im Allgemeinen den Anforderungen entspricht,

„ausreichend“ (4), wenn die Leistung zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen den Anforderungen noch entspricht,

„mangelhaft“ (5), wenn die Leistung den Anforderungen nicht entspricht, jedoch erkennen lässt, dass die notwendigen
Grundkenntnisse vorhanden sind und die Mängel in absehbarer Zeit behoben werden können,

„ungenügend“ (6), wenn die Leistung den Anforderungen nicht entspricht und selbst die Grundkenntnisse so lücken-
haft sind, dass die Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben werden können.
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Anlage 14

(zu § 15 Abs. 3)

Urkunde über die Erlaubnis zur
Führung der Weiterbildungsbezeichnung

„…………………………………………………………..“

Frau/Herr ……………………………………………………………………...........…..

geb. am ……………………………………..... in .……..............…………………….

erhält auf Grund der Hessischen Weiterbildungs- und Prüfungsordnung für die Pflege und
Entbindungspflege mit Wirkung vom ……………………………….……… die Erlaubnis, die Wei-
terbildungsbezeichnung

„……………………………………………………“

zu führen.

……………………………….. Siegel

Ort, Datum

……………………………………

(Unterschrift)
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